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Wiener LeLensMMelverforMNg.
Die Transportleitung ist nicht sichtbar.

Unter dem Vorsitz des Bürgermeisters wurde gestern
die Beratung über die Lebensmittelversorgung Wiens
fortgesetzt. Zu Beginn teilte derM i n i st e r p r ä si d e n t,
der mit dem Eisenbahnminister erschienen war , mit, daß
die Zentral - Transportleitung der
Sitzungfernbleiben werde:  sie sei den Ver¬
tretern der Stadt Wien nicht verantwortlich. Der Bürger-

: meister  erklärte daraufhin, daß bei der letzten Be¬
sprechung der Eisenbahnminister ausdrücklich auf die
Teilung der Kompetenzen zwischen Eisenbahnministerium
und Zentral -Transportleitung hingewiesen habe, daß
sich,.in der letzten einen voMn Tag dauernden Be¬
sprechung gezeigt habe, daß dir Mängel der Approvisio--
nierung Wiens vorwiegend in Ler^mangelhasten Organi¬
sation des Verkehrswesens liege» Aid daß dieMersammlung

^daher einmütig zur An̂ chamünx gekmilmen sei, dis
^Transportleiturig zur BFprechrknĝ mrzuladen, damit

deren Vertreter die Me ĉhwrrden HÄ?n, sie prüfen und
abstellen können. Mjk der LblehnMven Haltung dieser dem

' k. u. k. Kriegsminsiterium unbMehenden miliärischen Be¬
hörde sei es ganz zrqeckloŝ Eeute in eine meritoriiche
Debatte einzugehen; er nMestiere gegen dieses Verhalten
der ZentraltransportlÄrung , beantrage Schluß der
Sitzung und behalte/hich vor, die entsprechenden Kon¬
sequenzen aus dieseckablehnenden Haltung in der Delegation
zu ziehen. Dieser Meinung schlossen sich die Abgeordneten
Zenker , Ku r anda  urrd S»e i tz an. Seitz
beantragte diese Entschließung:

Die Konferenz von Vertretern aller Parteien im Wiener
Gemeinderat -und der Wiener Reichsratsabgeordneten aller
Parteien stellt lest, dak die Mängel der Approvisionierung
Wiens vor allem durch die F e h l e r d e r k. u. k. Zentral¬
transportleitung  verschuldet sind. Die Vertreter

. . der Wiener Eemeindeverwa 'tung und die Wiener Abgeordneten
' haben sich daher bemüht, in einer zwanglosen Besprechung mit

Vertretern der k. u. k. Transportleitung die Beschwerden
der ge amten Bevölkerung Wiens vorznbnngen . Die k. u. k.
LranSportleitung hat dieses berechtigte Begehren
abgelehnt.  Tie versammelten Vertreter erbeben gegen
dieses Vorgehen Protest und machen die k. u. k. Zential»

trantportleitung aus die schwere Verantwortung
ausmerlsam, die sie durch ihr Verhalten aus sich aeladen hat.
Sie bitten dje Vertreter Niederösterreichs in der Del e-<
g a t i o n. dieses brüske Vorgehen  der k. u. k. Zentral-
transportleitung an zrOändiger Stelle zu rügen.

Dieser Entschließung stimmten noch Heilinger,
Ganser, Hriedmann und Lock zu. der als em kleines Bei¬

spiel der Ueberhcblichkeit der Zentraltransportleitnng an- ^
führte, daß neulich ein Abgeordneter, der eine zwölf- s
stündige Nachtreise vor sich hatte, das ihm angewiesene !
Coups erster Klasse räumen mußte, weil ein Oberleutnant !
der Zentraltransportleitung dieses Abteil schon vorher für
eine Reise von Wien nach St . Pölten bestellt hatte. Eisen¬
bahnminister Banhans luchte die ZentraltranSportleituNg
zu verteidigen, aber dis Resolution Seitz wurIe einstimmsg
angenommen.
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Sie Verhaftung des Abgeordneten WMner. .
./Seit langem wird in den Verhandlungen des Ab¬

geordnetenhauses von einer Unbill erzählt, die dem Abgeord¬
neten Dr. Waldncr , der auch Professor ist, während des Krieger
zugefügt worden ist. Die Nationalverbändser hatten bis jetzt
eher Lust gezeigt, die Lache zu vertuschen: aber endlich haben^
sie sich entschlossen, in der Delegation eine Interpellation ein¬
zubringen. Die Interpellation erzählt:

Am 22. Oktober 1615 um 1 Uhr nachmittags wurde
Dr . Waldner in seinem Wohnsitz üt Dellach in Kärnten im
Auftrag des Armeegruppenkam mand/nten Generals der Kavallerie
Franz Rohr  vo» einem Gendarmcric/ittmeister,zwei Gendarmerie¬
wachtmeistern im Beisein des zugesgenen Bürgermeisters ver¬
haftet  und nach Anlegung de» Wesels an leine Wohnung
in einem Auto Nach Villach gebracht Fund dort in Arrest

"gesetzt. Als U>seiche der Pc>Hiitch,g/wurde eine Anzeige be¬
zeichnt, das; er die BcschaffitzstmvomMaterialicn für die Truppen
ersMwere und datz stm V^ IIlten zum mindesten nicht als im
militärischen Intereffs gelegen bezeichnet werden könne. Um
9 Uhr nachts wurpe rr aus wiederbolte Vorstellung dcS Iustiz-
rcferenten des / Gmppenkommandos Oberleutnant -Auditors
Mutschlechn/r. »der die Verhaftung für eine gesetzwidrige
erklärte, aus dem Amrst entlassen, aber in Villach interniert,
unter ein Polizeiorgan gestellt und sodann aus Kärnten aus - ,
gewiesen . Aus Einschreiten d,s Präsidenten des Abgeordneten- i
hanleS wurde ihm zwar später die Rückkehr nach Villach wegen
Erkrankung keiner Frau bewilligt, aber unter Einschränkung seiner
Bewegungsfreiheit au! den Ort Dellach. In den Dienst dieser
E'nschrän ung stellte sich auch die politische Bezirksbehörde
(Hermagor), von der über Dr. Waldner wegen Ueberschreitung
des OrtSbereiäies eine Geldstrafe von M Kronen verhängt wurde.
Die über die obige Anzeige vem Divisionskommando Kötschach
und vom Bezirksgericht Kötschach gepflogenen Erhebungen
haben nickt das  g e r i n g st e zur Rechtfertigung der
brutalen Maßregelung ergeben, deren Grund vielmehr in
folgendem liegt : Die vor dem drohenden Ausbruch des Krieges
mit Italien ins Leben gerufene Institution der Kärntner k. k.
Freiwilligen Schützen war in der ersten Zeit mit schweren Mängeln
bebaktet. Zum Oberkommandan'en Uetz sich nicht in Ehren»
stellnng, sondern mit den rangsmätzigen Bezügen der mehr als
sechzig Jahre alte Landeshauvtmann von Kärnten ernennen,
der — vom Militär losgekauft — nie Soldat , nie Offizier, also
ohne jede KennMis und Erfahrung im Militärwescn war . So
würden füiUzchn-, sechzehn-, siebzehnjährige Knaben eingereiht
und in die Front gestellt, die noch nie ein Gewehr in der Hand
halten, noch auch nur notdürftig einexerziert worden waren.
Ebenso wurden ganz unfähige, altersgebrochene Leute ein-
gereiht und in die HShcn' ront gestellt. Ferner zeigte sich, dah
der Perpflegsdienst für die Schützen in der Höhenfront ganz
ungenügend eingerichtet war . t

Da« Fleisch, das sie auf der Höhe bekamen, war vielsach
schon in Verwesung, noch war für einwandfreies Wasser ge¬
sorgt. So brach der Typhus  unter den Schützen jn ZWU
tzöbenstellungen aus und raffte, namentlich von den jüngsten
nicht wenige dahin. Dazu kam. datz die Militärärzte de- Armee

truppen die Behandlung der kranken Standichützen verweigerten/
so dah sich Zivilärzte der Typhuskranken amnehmen mutzten. )
Zur Abhilfe dieser Mängel wurde von d n Gemeinden und !
von den Schützen selbst der anwesende Abgeordnete Professor
Dr. Waldner  angcrufen , der die Mitzltände teils in einem
Schreiben, teils mündlich zur Kenntnis des LandeSoerteidigungS-
Winistees brachte und um Abhilfe bat. Diese Abhilfe ist auch erfolgst.
Die unreifen und ugfäh 'gen Elemente wurden aus den Schütze n»
ko pS em êrnt und die Organisation auch sonst klaglos gestellt.
Aber dieses Einschreiten Dr. Waldners beim LandesoerteidigümgS--
minister erregte den Unwillen des Armeegruppenkommandmuen
Generals der Kavallerie Franz N o h r, der ihn deshalb , auf
dem öffentlichen P l a tz'e in Kötschach zur
Rede stellte  mit dem Vorwurf : 'warum er sich wegen
der Schützen nicht an. ihn, sondern an den Minister gewendet
Hobe. Diesem seinem Unmut gab der Kommandierende auch
nach der Verhaftung dem die Enthaltung verlangenden gustiz-
relexenten gegenüber erneuten und wiederholten Ausdruck,
wobei er sich zur Rechtfertigung seines Vorgehens auch auf
den Landeshauptmann von Kärnten , den Obe>kommandanten
der,Freiwilligen Schützen, berief. Hlenach ist klar, datz die
Maßregelung Dr. Waldners auf sein pflichtgemäßes und im
militärischen Interesse gelegen gew-mnes Einschreiten beim
Landesverteidigungsminister zurückzuführen>" ^ ^

- 4--' ')
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cihnachtsuela 'nLo für Soldats « .^ »» mr vorVrn
Jahre/ln den Spitälern die Weihnachtsurlaube spärlicher ge-

!n wurden, regte Abgeordneter Max Winter  im Kriegs¬
ministerium an, daß Heuer insbesondere den
kranken und verwundeten Soldaten Weih-

nachtsr ^ rlaube  gegeben werden mögen, soweit es ihr
KrankhritSzustand erlaubt . Gestern kam ' ein Erlaß an die
Militärsanitätsverwaitung , in dem dieser Anregung in weitem
Umfang Rechnung getragen wird . Der Erlaß sagt, daß den im
Hinterland befindlichen Gagistrn »nd Marrnschastspersonen iu
zrucnmdzma.nzig Turnussen nach Dienstcszulässigkcitdreitägige
Weihnachtsurlaube zu gewähren seien, die mit dem Zeit¬
abschnitt 1V. bis 12. Dezember zfil^ ginnen und in dem Zeit-
cchschnitt1. bis
sind in
Urlaube

diese Urlaiwe
sind Nicht

Kommandanten , hei

n̂ hürten. Die  Reisetage
ci rrzu rechne  n. Diese

beffer weggeblieben, istd
und ambitionierte
Urlaubsauswahl seien ^ rberücksicir
Felde waren , zweitens solche, die
gekehrt sind, drittens solche.
Besonderen Vorzug sollen
Bei rekonvaleszenten
kustand zu berückjich
durch die Unicrbrc'
Rückfalls gegebcr

aubSgebühr
LErlaß . uH
tegenheitg

erS

Znrechncn. Den
wäre wohl

en> .̂verläßliche
rrr- . Bei der
Leute, die im

§nk zurück
, ^ waren.

rbetre
ßcrdem .cher ÄesundheitL-

v̂ e hahzF zu. beurteilen, ob
ehandlunjxk§icht Me Gefahr eines
>gt wurtie die Dewährung der

Wcihnachtsurlau^ ijsMefondcrernr kranke  Koldntcrp darum,
weil die Verpflegung  in den  M i.l i Gä r Hsit ülern
sehr viel zu  w ü n s ch e,M ü Mß g Pi ^ I und weil
viele der kranken Soldaten , !r

! ihre Familien hoben, doch dt -,
sich einige Tage besser zu er.'Mhr-

? zügen wäre cS darum gut geroe!
Urlaube gegeben werden, weit
daß sie sich mehr verteilen. Viele KrankeLXkkrenohne Schaden
auf Urlaub fahren , wenn sie M A ^srwenigstcnS einen Sitz¬
platz haben. Werni sie stehen müssen, so kann das .ihre Gesund-

t heit gefährden. 'Vielleicht wäre cs mich möglich, eigene Urlaubcr-
! sammclzügc c'mzuleitcn, wcnigsieriS auf den Hauptstrecken. Die

Erleichterung in der Ernährung der DichelmbleibeudE -würde
einen großen Gege nwert schaffen. 1 A , ^ ^

diê nUKem Lande
rMöglichM gewinnen

Bei der Not an Eisenbahn-
n, die Zeit, in^ der diese

Hn Len IülnM "ÄoszLdehnen,
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Wie weit die. WillMv geht'
Abgeordneter Dr . Grande  hat an den Minister»

Präsidenten folgende Interpellation gerichtet:
Jur Jahre 191» hat die BezirkShauptmcumschastCleS

an mehrere Personen des dortigen Bezirkes
ein Dekret folgenden Inhalts zugsstellt:

K. k. Bezirkshauptmannschaft CleL, am 27. Mm 1815.
Nr. 218/Präs.

An den Herrn. . . Ans Befehl des k. u. k. Militär-
komm andoS in Fucine  sind angesehene Per¬
sonen als Geiseln zu bestimmen , um die
Sicherheit der Eisenbahnlinien Trien t—M ale und
Dcrinullo —Mendel ebenso wie der telegraphischen
und telephonischenLeitungen, der Elektrizitätswerksu. s. w.
zu garantieren, und welche auch beim geringsten
Anstand ohneweiters interniert werden
würden.  Das wird zur gleichen Mit in allen Gemeinden
des Bezirkes Cles kundgemacht. JH verständige Euer Hoch-
wohlgeborcn, daß Die sich nntßer diesen Geiseln

j befinden  nnd daß Sie auf Defehl de? uügcnanntcn
Kommandos von dem der Hastellmrg dieses Dekrets
folgenden Tage an zwei mKl tLi g l Fch v tz.r diesem
k. k. Gendarmerie, ! oM m emr dlffz u Fkc scheinen
haben.  Soviel zur KMntßiLuchuw-Md KBngster Danach-
achtung. / e " -

Der ?. k. Bezirkshckuptmann̂Ilr . Mantsch ne r m. p.
Dementsprechend« vH:dL d» den nächstsolgrnden

Lagen im ganzen BeM cine,Mnd ^ M :lng plakatiert, di: die
Unterschrift des GeneralMAMs HForgi  trägt und in der
folgendes zu lesen war :^ ^ ^'

Laut Befehls beS"ÄrmeeovsrkommandoS habe lch in
den Leischaften des Verteidigungsgcbietes Geiseln an S -
heben ! afsen,  und ich habe sie z u nr i r f ü h r e n
lassen,  um ihnen folgendes zur Kenntnis zu dringen:
Ihr . haftet mit eurer eigenen Person dafür, daß sich kein
Bewohner eurer Gemeinde in irgend einer Art gegen unsere
Truppen feindlich benehme oder gegen ihre Anlagen, wie

i vorbereitete Stellungen , Telegraphen- und Tslephonleitungen,
! Eisenbahnen und dergleichen oder in irgend einer Weise
i dem Feinde Vorschub leiste. Wenn jedoch so etwas gesihehen
l sollte, so würden die genannten Geiseln nach dem Stasd»
j gerächt verurteilt werde «, zwei Ständen nach dem
l Urteil arrfgehängt und die Ortschaft selbst Würde in
! Brand geschossen werden , ^
! Um eure eigene Person in «Sicherheit zu bringen und

gleichzeitig die dem Kaiser treu gesinnten Einwohner eurer
Gemeinde zu schützen, seid ihr verpflichtet, die Namen der
Pwsonen bekanntzugeben, von denen, sei es gegen namhafte
Belohnung, fei es infolge ihrer politischen Gesinnung, eine
hochverräterische Handlung zu erwarten ist. Diese verdächtigen
Personen würden festgenommen und interniert werden. Nur
auf diese Weise könnt ihr vollen Schutz
eures Lebens nnd eures Eigentums
erreichen.

Die verhafteten Geiseln werden einzeln, vorgeladen
und verhört werden. Handelt so, wie sowohl die Ehre 7als
auch die Sicherheit eurer Gemeinde es verlangt!

Unter diesen Geiseln befanden sich Personen aus CleS,
Tajo ; Male, Rabbi, Brcz, Claz, Revo und Fucine im Alter
von 53 bis 73 Jahren , Landwirte , Gewerbetreibende, Priester,
ein Landesgerichtsrat außer Dienst und ein Gsmeinderat . Kurz
darauf wurde die Maßnahme der Meldung bei dem
Gendarmericrommando für die Geiseln von Cles, Tajo , Cloz
nnd Brez in dem Sinne verschärft, daß alle diese Geiseln dreimal

z,'
M der Woche durch vierundzwanzig Stunden einen Anwesen-
heitsdi enst in der Kaserne von CleS machen
und dort auf dem Boden schlafen mutzten.

Rach vier Monaten wurden sie von diesem Anwesenheits¬
dienst befreit, dis von Cles wurden aber verpflichtet, sich
zweimal in der Woche beim dortigen, die von den anderen
Orten bei dem Nächstliegenden Gendarmeriekommando zu
melden ; allen aber wurde verboten, das Gemeindegebiet zu
verlassen.

Auf die beim Minister deS Innern im August dieses
Jahres eingebrachte Beschwerde, damit diese Aushebung von
Geiseln gänzlich aufgehoben werde, ließ die k. k. Bezirks-
hauptmannschaft Cles den betreffenden Geiseln folgendes
Dekret zustellcn:

K. k. Bezirkshauptmannschaft CleS.
CleS , 24. November 1.917. '

Nr. 285/16. '
An dis Herren Geiseln  deS politischen Bezirkes CleS.

An den Herrn . . .
DaS k. u. k. Militärkommando in Fucine hat mit¬

geteilt, das Heeresgruppenkemmando habe angeordnet, von
den für die Geiseln eingeführten Beaufsichtigungsmahregeln
abzusehen und die Beaufsichtigung derselben dieser k. k.
Bezirkshauptmannschaft anzuvertrauen . Dieses Amt findet
sich daher veranlaßt , diese Verpflichtung der Geiseln, von
Zeit zu Zeit vor dem k. k. Gendarmeriekommando zu er¬
scheinen, aufzuheben. Davon setze ich Sie in Kenntnis in der
Hoffnung, daß Sie ans Dankbarkeit und um Ihren
Patriotismus darzntun , einen schönen Betrag zur
siebenten Kriegsanleihe zeichnen werden.

Der k. k. Statthaltersirat Dr . Lantschner.
Indem die Unterfertigten hervorheben, dah die Aus¬

hebung von eigenen Staatsbürgern als Geiseln durch keine
gesetzliche Bestimmung begründet und gerechtfertigt werden
kann, daß sie vielmehr gegen das Gesetz, die Bürgerrechte und
die Grundprinzipien des Rechtes selbst verstößt, daß die den
als Geiseln bezeichneten Staatsbürgern auferlegten Verpflich¬
tungen der Haftung und der Meldung und die damit ver¬
bundene Beschränkung der persönlichen Freiheit ihnen einen i
unermeßlichen moralischen, physischen und ökonomischen Schaden
verursacht haben, daß bas am 24. November 1917 Nr. 288/16
datierte Dekret der Bezirkshauptmannschaft CleS diese Ein¬
richtung noch nicht aufgehoben,  sondern nur die Be¬
aufsichtigungsmaßregeln gemildert hat, daß dieses Dekret in
seinem letzten Absatz, sei eS formell, sei es materiell, den
Adressaten wie eine Verhöhnung klingen mutz, stellen die Ge¬
fertigten an den Ministerpräsidenten die Anfrage:

Sind ihm die geschildertenTatsachen bekannt ? Ist er
geneigt, die unbedingte Aufhebung der im Bezirk Cles weiter
bestehenden Institution der Geiseln unverzüglich za veran¬
lassen? Ist er geneigt, den Bezirkshauptmann von CleS dahin
zn instruieren, daß die Aufhebung einer so eklatanten Ver¬
letzung ihrer persönlichenund bürgerlichen Rechte, noch weniger
aber die einfache Milderung der Begleitmnßnahmen die Bürger
weder zn besonderem Danke noch zu besonderen Kundgebungin
verpflichten kann ? - ^
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bgeordnete .^ ^^ e r erkennt die Notwendigkeit derEntlassung der älter ^ ?,, Mänge für Landwirtschaft und Äe-Serbe an , verlangt aber die gleiche Begünstigung für dieArbeiter . Mit den Enthebungen werde viel Mißbrauch ge¬trieben . Manche wissen sich dem Militärdienst zu entziehen,ohne daß sie für die Volkswirtschaft Nützliches leisten . BeimMilitär werden viele Menschen zurückgehalten , die der Bolks-wirtschast gute Dienste leiste« können ; auch solche können nichtzu ihrer Arbeit zurückkrhren . die infolge ihre « Befunde « fürmilitärische Dienste gänzlich nnbremchbar sind . In de« StraßenWiens könne man beobachten, » wi, . Arbeiter in Soldaten¬kleidung bei der Straßenbahn , « im Kuhrwerk . bei der Postund bei Privatunternehmu ^ gen iHtig/ ' sind. Diese fungierendann natürlich alS ^ LoKi ^rücker^ gegenüber der übrigen.Arbeiterschaft . Das Dedrn ^ ichste-' dabei sei aber , daß sienicht ihren FühigMen uni » ihrem Beruf entsprechend ver¬wendet werden . Denn » iele solche Leiste beim Militär zurück-behalten werden , / kiffte das dcmGtaate große Gummen anUnterstützungsbeiträgen , Unterha ^tskosten . Dem Staate werdedadurch nichts genützt und Mr Dolk»wirischaft mangle es aufölten Gebieten an Arbeitskräften . Er hebt dann die Transport-schwicr'gteiten hervor , mit denen die Tatsache in merkwürdigemWiderspruch stehe, daß so viele Sulonwagen für gewissePersönlichkeiten verwendet werden . Während die einen imSalonwagen fahren , müssen die anderen , auch die Zivil¬bevölkerung , zu dreißig bi« fünfzig in einem Viehwagen zu¬sammengepfercht fahren . Kartoffeln , Getreide und Mehl , Kohlenund Holz können nicht transportiert werden , aber Salon¬wagen müssen fahren . Er wünscht weiter di« Enthebung dernotwendigen Arbeitskräfte für die Institute der Sozial¬versicherung , wobei er insbesondere auf die Allgemeine Brbeiter-krcmkenkasse und die genossenschaftlichen Krankenkassen in Wienverweist . Das Aergste sei die Zurückhaltung der Fünfzig¬jährigen . Die Leute sind über fünfzig Jahre alt und habendarum nach dem Gesetz den Anspruch darauf , nach Hausegeschickt zu werden . Wir erklären schon heute , daß wir allesdaransetzcn werden , den Leuten zu ihrem Rechte zu verhelfen,die Anträge de» Ausschuss«» wurden natürlich cur-
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DieÄersorgungsfragen.
Dtê Dersorgung Wiens mit Mehl.
Versammlung der Wiener  Abge-

ordne t e n imRathanse.
Gemäß dem Beschluß der letzten Obmännerkonfsrenz

hatte Bürgermeister Dr . Weiskirchnsr die Wiener Abge-
^ordneten und die Parteiobmänner des Wiener Gemeinde-
^rates heute ins Rathaus eingeladen, um die gegenwärtige

Lage der Mehlversorgung der Stadt Wien zu besprechen.
Der Einladung hatten Folge geleistet die Reichsrats-

^abgeordneten Dr . Viktor Adler, Dr . Josef .v. Baechlch
David , Kommerzialrat Denk, Domes, Forstner , Fried-
mann, Ganser, Dr . Hetlinger, Hosrat Freiherr v. Hock,
Kuhn,  Kuranda , Leuthner, Dr . Mataia.  Dr . Neu¬
mann, Dr . Ofner, Reifmüller, Reumann. Seitz, Ssver,
Schiegl, Bolksrt, Dr . Waber, Widholz, >Winter und
Zenker. Ferner waren anwesend die Vizebürgsrmeister
Hierhammer, Hoß und Rain , LA. Reg.-Rat Sturm und
in Vertretung der Gemeinderatsparteien die,HemeinderLte
v. Steiner , Leitner. Dr . ' Hein,und Dr . -v. Borg.

Bgm. Dr . Weiskirchner  skizzierte kurz dis
Ursache der Einladung und sagte:

Die Besprechung habe keineswegs Zweck, die Verant¬
wortung des Bstrgeriyeisiers o»«, ' ser Gemeind- zu entlasten.
Der Zweck sei hauptsächlich, den Wiener 'Abgeordneten In - §
fotmarionrn vom Stanvpunkts der Stadtverwaltung zu gehen
und ihnen Anträge zu unterbreiten, die--sie zum Gegenstand
einer pari » in s n Laris ch. eaO Aktion  machen
können? Der jetzig» Notstand berge Gefahren in sich, die wohl
imt früheren ZuüKnsen nicht zu veraferchsn seien, hervorrerufen

' durch die Längs des Krieges undMtrch das 'schwierig« Stellung
desM-nährungsamres, daS Vollmacht«»

- ausgestattet sei. AirSerietts sei es «M Tatsache, daß die Militär-
verwaliuiig die TragiLdMeit der WvörteWn>v des Ainterlandss
zu überschätzen oMeigbnL. Auch Uder Minister des Aeußern
müsse sich bei Gi/en fDmbägungeMKMMe Richlllnien der aus-
wäriiäen Pol« kss»ichr « oß von Unseren glänzeyLen militärischen
Leistungen!» te/ lasseß, sondern aü^ ,,MesVerhältn ffr im
Hinisrlande'wLrhigen. >Zur SnappdMUer Lebensmittel geselle
sich eins arge Lran sp  o r stMr i s e, welche eine Ein¬
schränkung dir Bohlen-,usubLOW Folge hat, di« bereits zur
Einstellung  vyn ^ Meinen industriellen Be¬
trieben  in der PrsEst und, auch in Wien,geführt habe,
was wiederA r b eFr s los igksi  t nach sich ziehe. Wenn
nun zur Unterernährung  und Kälte noch
Arbeitslosigkeit tritt, dann ist es gewiß gerechtfertigt,
daß bei einem solchen Notstand« alle Vertrauensmänner der
BcvSlkerung Wiens im W.sns'r Rathaus« zusammsntreken. Ks-
wiß besteht auch in anderen Städten, insbesondere in den
deutschen Städten Böhmens ein Notstand, der aber bei uns
durch die Zahl der Bevölkerung— Wien hat doch eine Bevöl-

>kerung von fast Millionen' Einwohnern— potenziert wird. .
! Wir leiden ja auch an einer Knappheit an Milch, Petroleum
l und Kohle, der Fetimangel ist sehr groß, aber nach meiner
>Ueberzeugung, sägt der'Bnrisrmeister, ist eins Br  o t n o l ^
^d a s Ae r g st e, was die Bevölkerung treffen könnt«.

> ' 'Mh .DprMndi .deSstäWch 'eN Brät - ,und Mehlamtes
/ MagtstratsMetLr Dr , Roß köpf  erstattete sodann

einen eingehenden Bericht über den ganzen Komplex der
Brot - und Mehlfrage. Er schilderte Zunächst die bekannten
Maßnahmen der Gemeinde Wim und sagte:

Seit der  staatlichen Besch l a gnahme des
Getreides im Herbste 1913 war es sehr schwer, irgend
einen Einfluß auf die Beschaffung von ' Mahlprovukle» zu
nehmen und die Gemeinde hat immer mit den grössten
Schwierigksuen zu kämpfen, um die , für die Stutzt Wien
ersorderttchsn Mengen von der K. G>B. A. zu erhalten.
Die Gemeinde Wien arbeitet seit jeher darauf hin, sine
eisern  e Res  e r v s. an . ,Mahlprodukten sich zu verschaffen.
Dies gelang ihr auch im Zahre 1913; abs.r der ganze Vorrat
von rund 1206 Waggons wurde von derKriegs - Ge-
t r «i d e v e r ke h r s a n st a l t nach und nach abgehoben,
ohne  daß dem Versprechen gemäß E / satz gels  i ste k
zvurds. Seit dieser Zeit lebt osr große Konsumplatz Wien von -
der Hand in den Mund, weil es fett März 1k" nicht  mehr
gelungen ist, auch nur dis geringste eiserne Reserve
zu erhalten' Vor einigen Lagen wurde vom Minister
Höfsr.erklärt, daß der Ern tsertrag  k e u .s .r
stchlSch t fei und daß die asten Erntebeftänds in Rumänien
erschöpft sind Der VrrsorgungKplaN der Regierung sei — wi«
sich jetzt' herausgestellt - verfehlt gewesen. Infolge der
passiven Resistenz eines Teiles der Produzenten, ist die Er¬
fassung der restlichen Bestände der inländischen Ernte in Frage
gestellt, durch dis Futlernot werden große Mengen eklenG«' :
treides verfüttert. Ein weiterer Uebelüand wZjcds durch die '
iksinsn Lohnmühllefeien heroorgprusen, da sie"nicht kontrolliertf
werden,könne» mW, lnfolgedessen .sich ein. xstnz bedeutender:
Schleichhandel entwickelt habe. Weiters fehlen,'uns Heuer bis- "
her die Anlieferungen,ausUngarn, welche imh vorigen Jahre .
trotz einer viel schlechteren Ernte doch nach Oesterreich' kamen. -

Der Referent kommt schließlich zu folgenden.
AntrZgL « :

1. Erfassung und unverzügliche Aufbringung der inländi¬
schen Ernteerlr'igr — eventuell im Wege von Zwangsmaß-
nahmek — und zweckmäßige Verteilung. Schaffung
eines eisernen Vorrates  an Brotgetreide und
Mehl für den größt?« Konsumplatz deSMeiche-r und Stabilisie¬
rung der Ausmahlungsvorschriftsn für Brotgetreide, .

2. Abschluß von langfristigen Lwserunasoerlrägen in Brot¬
getreide und Mehl mir der ungarischen  Regie¬
rung  und sofortige Ausnahme der Verhandlungen mit Deutsch¬
land hinsichtlich der Gewährung von ständigen Mehlaushilfen.

3. Schleunige Erfassung und Heranbringungder Getreihe-
erträge in den okkupierten Gebieten,  insbesondere
in Ruffisch-Polen. Rumänien und Venezien. sowie schleunige
Ueberweisung der für den Heeresbsdärf entbehrlichen Mengen
ags diesen Gebieten an di« großen Konsumplätze des Hinter¬
landes. . ' . - '

Bürgermeister Dr , Eerskirchner  wünscht
noch die Ausnahme eines vierten Punktes : Die Regierung
sei aufzufordern, größere  K a r t o f f e l m e n g en
der Stadt Wien beizustellsn, damit für den Fall , als
die Kopfquote an Brot und Mehl verringert werden
müßte, der Bevölkerung durch die Zuweisung einer
größeren Kopfqüote an Kartoffeln ein Ersatz geboten würde.

RAbg . O f n e r erklärt namens der '.'Deutschstes,
hestlichen Vereinigung des Abgeordnetenhaufes. daß,
deren Vertreter bereit sind, nach Möglichkeit auch
weiterhin im Interesse der konsumierenden Bevölkerung
der Stadt Wien zu wirken. — Abg. Seitz gibt eine

X.



ähnliche Zusage .und. erklärt, seine,Partei werde ssA chievor für die V̂erwirklichung dieser dörderungeu .eintretemÄbg. F,r red mann  hält esVfür','notMpPig^ '«Vch'-Kemaßgebenden' militärischen Kreisesaufjdie drohenden. Ver¬hältnisse ausmeEam '̂ Zü machen. ,-Aftg. , H e u -m a 'n -nstellt fest, daß die .. Parteien der Mm 'einde wiedexhDgemeinsam mit ? der einen ' oder ^ Lndevm-' Kqrbeimagan die Regierung herangetreten seien. Wg,Dr . Heil i n ge pschlägt vor, für Ungarn die Einführung der gleichenKopfquote für die Zerealien wie-in Oesterreich zu ver-langen, ebenso die gleichen Höchstpreise. Abg.-Dw Adlersatzf.,. .Gemeindevertretung - und .--Bürgermeister s;
Überzeugt sein, daß. was an den Zlbgeordnet.en' lieges,.ge¬schehen werde, was geschehen könne. Als e i n zi g esd e r ze i t i g e s H i l fs m itt e l würde Redner -die'Erfassung der sogeüanntenii ta li e n i sch e n Beute,die jä -zum' größten Teils : aus 'NahruygSMitteln:bestehensoll, sehen, wozu . von der Regierung ^ die notwendigenTransportmittel beizustellen wären. ». (Also wtzrf.es-̂ wch' gut, daß ? unsere Truppen in Ztalien emmarschiertsn.)... RÄbg. K u.r and a (judenliberal) ^ empsiehlt denK.ampf gegen die Agrarier . UAbg. Z s n.k.e r empfiehltein geschlossenes Atiftretem der Abgeordneten Wiens imParlamente . RAbg . H .e i tz schlägt eine K̂ o n s e r e n zsämtlicher W i ener  Ä L g e o r d n e t e' n Mitdm Ministern 4md dm ' Vorsitzenden des gememsaMn

Ernährungsausschüsses vôr. "- , BgnN' Dr . W e i s ? r.r chn. e'r befürwortet»Vorschlag und stellt fest, - daß gegen,-chie vorliegenUn-Anträge keine Einwendung . ech oben' wurde. Der PünU 2werde im Sinn ?' des. Antrages HMnger ergänzt ' Äerdenund als Punkt. .4 der Antrag ?Seitz ' ausgenommenwerden, . die Regierung wäre/ aüszufordsrn) nichtnur für die Bsistellung des nötigen Haus - und Küchsn-brandes zu sorge,u sondern auch für' den Bedarf ZerIndustrie -irr einem solchen' Ausmaße, daß die Gefahreiner Arbeitskosigksit .'abgewendet^ wird. Im Aufträgesämtlicher 32 Ahgeot'dneten Wiens werde er -amdenMinisterpräsidenten das Ersuchen richten, die' Einberufung einer K o n f . e r - e n z z w i s ch / ' nd e n W i e n . e, r . A b g e a rdns  t ?e »und  d e,r Reg  l e r ung  zu ver¬anlassen. Von letzterer seiew insbesondere her Minister¬präsident, Kriegsminister, Minister des Innern , Eisen¬bahnminister, .Minister für öffentliche Arbeiten, '̂ Lattdes-verteidiguygsminister. Ernähr,mgsmmister , ein Vertreterdes Armee-OberkoNrmandos und GR . v. LÄndwehr bei¬zuziehen. . . -
^ Mit dem Ausdrucke des Dankes schloß der B ü r-i g e r m eist e r nach . dreistündiger Dauer die Bssstve^
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^>2 der Beilagen zn den stcnogr. Protokollen des Abgeordttetcnlsnuses. - XXIl. Session >017.

Bei einer großen Zahl öffentlicher Ämter sind durch die Einberufung von Beamten und Dienernbedeutende Ecken unter den Arbeitskräften entstanden, andrerseits hat infolge des Krieges oft eine"besondere Vermehrung der Amtsgeschäfte stattgefunden, deren rasche und mit höherer Verantwortungverbundene Erledigung die Beamten in viel stärkerem Maße wie im Frieden in Anspruch nimmt unddie ,Kräfte aufzehrt.
Der hierdurch drohenden Überlastung muß sowohl im Interesse der verläßlichen Abwickelung derwichtrgen Amtsgeschäfte, als auch im Interesse der betreffenden Staatsbedicnstetcn dort, wo es ohneNachteil für -Staat und Bevölkerung möglich ist, vorgebengt, beziehungsweise abgeholsen werden.Dies ist insbesondere dann möglich, wenn Amtsgeschäfte, welche mit dem Kriege und seinenErschicnungen Zusammenhängen, mit solchen, welche auch im Frieden nicht dringlich und ohne 'Nachteilanfschiebbar wären, Zusammentreffen.
Ohne Verfügung der Lberbehörde wird kein pflichttreuer Slaatsbediensteter selbst bei einer Über¬lastung, die il>m die Bewältigung der Geschäfte troll Anspannung aller Kräfte unmöglich machen mnß,auf eigene Verantwortung eine Ausscheidung und Zurückstellung der minder wichtigen, oft nur dasInteresse Einzelner berührenden Amtsgeschäftc für die Dauer vornehmen wollen und dadurch könntenleicht wichtige Nachteile entstehen.
Es gibt auch bereits Beamte — die Arbeitsvertcilnug ist nicht gleich und kann nicht gleich seinwelche an der Grenze ihrer Kräfte angelangt sind.
Aus vorstehenden Gründen stellen die Gefertigten den Antrag:
Da-- hohe Haus wolle beschließen:
„Die Regierung wird aufgcfordert, für diejenigen Fälle, in denen staatliche Ämter oder Bediensteteinfolge des Krieges in ihrer amtlichen Tätigkeit tatsächich überlastet sind, zu verfügen, daß die Erledigungminder wichtiger Amtsgcschäfte, die mit dem Kriege und seinen Folgen nicht im Zusammenhang stehenund einen Aufschub ohne Nachteil vertragen, ans entsprechende Zeit zurnckgestellt werde» kann."

des

Abgeordneten Dr . Roller  und Genossen,
betreffend

die Entlastung der staatlichen Kehürden im Kriege.

Wien , 20. November 1!>I7.

Lutschonuig. W. Teltschik.
Al. Rieger.

Dr. Kiudermann.
Kroy.

M. Svukup.
Kvpp.

Dr. H. v. Oberleithner. Dr. Roller.Barbv. Dr . Hofmann.
Tr . Bvdirskh.

E. Kraft.
Dr. Michl.
F. Bcrnt. * '

Pacher.
Dr. Herold.

Dr. Erker.
Eiuspinner. Kraus.

Gvll.Dr . Lodgman.
Hartl.

Langenhan.



zn65 I 7l nXäu en f ün VI L
llOXll » eki7 ^ 7I0X

^ I L8 ? 0 8 I .
^6 : ^ ^

Dis eipzelnen ftaatiichsn Verwal-
tungszwerge Lm ersten KrcegsZahre.

Von Geheimem Rat De. A. Freiherr v. Engel,
l. l. Ainaiijininlsrera, D.

Sehr wenig erfreulich war im ersten Kriegsjahr , *)
insbesondere wegen des im Einnahmenpräliminare des
Staatsbahnbetriobes «ingetretenen Rückganges, die Ge¬
hrung des Eisenbahn ressorts.  Bei den Zen»
tralanstalien dieses Ressorts ergaben sich allerdings Er¬
sparungen von rund 1-23 Millioneif (bei einer Minder-
verwendung präliminierter auf das Nachjahr übertrage¬
ner Kredite von rund 0 57 Millionen ), denen aber Min¬
dereinnahmen von zirka 0 19 Millionen gogenüber-
standen. Ein ähnliches Bild zeigt die Bodenseeschiffahrt,
allerdings mit einem ihrem geringfügigen Betrieb enb>
sprechenden geringen Gcsarntauftvand , wobei aber die
Mindereinnahmen die Ersparungen um mehr als das
Doppelte überstiegen. Dagegen tragen di« Leistungen Irr
die Eisenbahngaräntie  schon die Zeichen Wer
Einwirkungen an sich, wie sie die KriegsverhältnisteLuf
dem Gebiete der Eisenbahnen durch Verschlechtermur der
Betriebsergebnisse überhaupt hervorgerusen haben. Tcn,w
allein für das als Geschäftsjahr der Prioatbahney - M-
tenden Kalenderjahr 191-1 mutzte eine Mehrlei stukig von!
über 2 -7 Millionen geinacht werden. Verschärft kommt

!diese Verschlechterungder Vetriebsergcbnifs « natürlich bei
den S t a a t s b a h n e n selbst zum Ausdrucke. Hier sind

°zsoar in allen Dienstzweigen (mit Ausnahme des
Ltat ' ons - und Fahrdienstes , wo infolge der durch den
Krieg bedingten umfangreichen Personalverschirbungen
ein Mehraufwand von über 5 Millionen hervorgerusen
wurde ) Minderausgaben von rund 69 -6 Millionen zu
verzeichnen, dafür weisen aber die Einnahmen einen
Ausfall von rund 193 -4 Millionen auf , so daß sich aus
dieser Gegenüberstellung «ine Unterbilanz des Staats-

Vrrgl. „Reich-post" vom 28. und W. September und28. Lktvbsr. i

eisenbahnbetriebes von 133-8 Millionen ergab , als Folge
der durch den Krieg herbeigeführten Verkehrseinschran-
kung und Einstellung von Bahnbetrieben . Bei den
außerordentlichen  Aufwendungen für bauliche
Herstellungen undFahrbetriebsw .ittelbeschaffung wurden,
offenbar infolge des durch den Krieg verursachten Rühens
der Durchführung planmäßiger Investitionen , nahezu
76 Millionen von schon bewilligten Krediten in diesem
Gebarungsjahoe nicht verwendet, sondern auf die Nach-

j fahre übertragen , während dagegen eine außerordentliche
j Auslage von etwas mehr als 6 -8 Millionen für durch
i den Kriegsverkehr notwenig gewordene außerordentliche
!Nachschaffungen an Fahrbetriebsmitteln gemacht wurde.
Auch für die großen Eisenbahnucubauten kamen im
Fahre 1914/15»nur 1-84 Millionen zur Ausgabe.

Im Eta ! des Nckerbauministerrums  mutz
man , .um einen Ueberblick über die laufende reguläre
Verwaltung während des ersten Kriegssahres ' ru er¬
halten . zunächst den nicktpralimmierten , für die NcakLi-
vierung des landwirtschaftlichen Betriebes in Galizien
Uild in der Bukowina gemachten Aufwand von
5-Y7 Millionen ausscheiden. Hievon abgesehen, ergibt
sich nämlich eine Ersparung von mehr als 6 -6 Mil-

i lionen hauptsächlich bei den staatlichen Forsten und
!Domänen (4 -8 Millionen ) und beim Veterinävdienst

(1 Million ) , letztere lvegen Nestringierung des Vieh¬
verkehres und der Grenzüberwachung . Hiebe! zeigt sich
eine Nichrverwendüng präliminierter Kredite durch
Ucbcrtragung auf das nächste Jahr im Ausmaße von
6 -95 Millionen hanvisächlich wegen Zurückstellung von
Subventionen zur Förderung der Landwirtschaft und
von Meliorationen , dann wegen Nichtausführung von
Arbeiten und Anlagen im Betriebs der staatlichen Forste
und Domänen . Dagegen beträgt aber der Ausfall bei l̂ :n
Einnahmen 11 -1 Millionen , worunter mehr als
11 Millionen im staatlichen Forst - und DomänenLeiricb.
und zwar rvegen der gänzlichen Einstellung des Be¬
triebes in Galizien und in der Bukowina infolge der
Invasionen und wegen dessen wesentlicher Behinderung
bei den übrigen Forsten und Domänen infolge Arbeiter-
Mangels . Die gleiche Erscheinung zeigt sich bei den
Neligionsfonds , Forsten und Domänen , wo im Aufwand
die Ersparung 0 -658 Millionen (bei einer Nichtverwen»
düng von ans das Nachfahr übertragenen Kvcditreften
per 0 -769 Millionen ) betrug , dagegen der Einnahmen,
ausfall dis Höhe von 1-25 Millionen erreichte. — Das
Ministerium für öffentliche Arbeiten,
welches in seinem Nessortbsreichceine große Anzahl ver¬
schiedenartiger Verwaltungsagenden zuscmnnenfaßt , hat
in der zentralen Vertvaltung (also in der Zentralleitung,
dann in dem Patent - und AiMwefen sowie im technischen
Dersuchswcsen, dann in den Auüvenüungen für Woh-
nungsfürsorgs , für Förderung des Fve rüden Verkehrs
und des Heimat schütz.̂ , für Ausstellungswssen und Ge-
werbeföMrung ) nicht sehr erhebliche Minderaufwände.
bezw. Wchtverwendungcn präliminierter Kredite aufzu-

sen-MnsMewicht fallen die im Wasserbau (bei einer
WaÄnÜMna ^ M ' Krediten im Betrage von 10-669
lllionen ^ mMge von Arbeitsstockungen eingetrekene
sparrmM von 2 -87 Millionen und beim Straßen»

Hau^ -rüo (bei einer Nichtverweudung präliminierter
.außerordentlicher Kreditveste von 4 -32 Millionen ) eine
lieber !chreitung von 2 -37 Millionen «intrat . Diese letz¬
tere aber insbesondere deshalb , weil zur Linderung der
nach Kriegsbeginn aufgetretenen Arbeitslosigkeit in
Böhmen , über den Nahmen vrälminierter Mitte ! hinaus,
umfassende Herstellungen an Reichsstraßen vorgenom¬
men und nichtärarische Straßenbauten subventioniert
werden mußten . Auch das industrielle V i !-
dungswesen  wies (aus ähnlichen Gründen , wie sie
für das Ressort des Unterrichtsministeriums geltend ge¬
wesen sind) Ersparungen von 3 Millionen (unter Nicht¬
verwendung präliminierter Kredite von 2 Millionen ) auf.
Bei der staatlichen Berg,  und Hüttenverwal¬
tung,  dann bei den staatlichen Montan»
fabriken  ergaben sich Ersparungen von 0 -86 Millio¬
nen, kxzw. Z-46 Millionen bei einer Nichtverwendung
präliminierter , auf das Nachfahr übertragener Kredite



von 1-67 Millionen. beM. 2-58 Millionen. — Allev>̂dings Lilder das ungünstige Einnahmsksntsauch bci diesemR-rssort wieder die unerfreuliche Revers-feite.^da das Ressort/des AckeitsrninisieriumL einenAusfall an Einnahmen von 14-18 Millionen aufweist.wovon mehr als 12,-87 Millionen ans das Berg- undHüttenwesen und die Montan Fabriken entfallen. Andem,schlechten Betriebsergeönis der MontcmverwaliungpartiAidieren 'insbesond-ere die staatlichen Kohlenweräwegen^geringeren Absatzes von Kohle und die Berg-'Werksanstaltenl in ^ JoachnrnZtal infolge des Zurück«LleDens,des Verlaufes von Raöinmprodnrion und -Prä¬paraten^ dann abrr ^auch die, Bergwerk ' in CM und-ILMsist ^ en des . mangelnden' Absatzes an Zink wirdQÄcksiMr MnieröüMrngltzes/NuÄandperkcchres).' AmallerstLrksien̂aber wi^ te hin : die neunmonatige Außer--LetriÄsê ngcher-MirWalölfaöriken'liN^Drvhobiyczeiu,wodürch' allein schon,«m Ausfall von' 8-̂28 Millionen'verursacht.wurde.
die - Ge - Lndevsrwaliung  nnh " diesta a t I r che"' H o chLa v t ä i i g ke i tg ,während „dss^ersten Kriegsfahves erlahmte, ja vielfach vollständig stillstand, war wohl.zn gewärtigen. ,WeS Zeigt stcĥauch mdeit' Ersparungen Sender .AustoarLSgebarung donZn«fsmmen über 5 Millionen (bei einer Nichtverwendnngpräliminieriru « :f das,Nachfahr übertragener KredikZMBetrage da» Wer -10'Million « ). °' 7
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5 Nr. 373/l , XXII . Session.
(IM

Anfragebeantworkung
Seiner Exzellenz des Herrn Ministers des Innern.

Im Einvernehmen mit dem Herrn Minister
für Kultus und Unterricht beehre ich mich, die in
der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom3. Juli l.I.
gestellte Anfrage der Abgeordneten Dr. Eugen Le-
wi ekyj  und Genossen, betreffend Verweigerung des
Gehaltes für die unter den Evakuierten
galizien über behördlichen Auftrag tätigen
griechisch-katholischen Ritus, in iMhMen,
zu beantworten: / / / /

Dem Ministerium des Jm/rn Md seill«L der
galizifchen Statthalterei Ende/April l̂ FTantrag-
stellende Berichte wegen staatlicher Ernennung und
Dotierung dreier griechisch-katholischer Flüchtlings¬
seelsorger für Weslgalizien zngekommen; es handelte
sich hierbei um die Flüchtlingsseelsvrge für die poli¬
tischen Bezirke Tarnöw (Nikolaus Holejko) und
Lancut(Johann K'aminski und Johann Karpewicz).

Diese Seelsorger, welche von der galizifchen
Statthalterei zunächst in provisorischer Weise mit

ellorger
eise

der Flüchtlingsseelsvrge betraut worden waren, hat
das Ministerium des Innern sodann in dieser
Eigenschaft definitiv ernannt und denselben eine
staatliche Remuneration zuerkannt, bei deren Be¬
messung auch die besondere Mühewaltung der ein¬
zelnen Priester, deren ökonomische Verhältnisse sowie
die ihnen gebührende Reiseentschädigung mitberück¬
sichtigt wurden.

Ich habe die Verfügung getroffen, daß den
genannten griechisch-katholischen Flüchtlingsseelsorgern
die staatliche Remuneration rückwirkend vom Tage
des Beginnes ihrer Tätigkeit flüssig gemacht werde.

Übrigens wurde inzwischen auch ein griechisch-
katholischer Flüchtlingsscelsorger für den politischen
Bezirk Mielee bestellt und ist weiters die Bestellung
solcher Seelsorger für die Bezirke Oswiecim und
Limanova im Zuge.

Wien,  18 . November 1917.

Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei.
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Die Verurteilten uns dem Sarajevoer Attsu-
tatKpimze^ . Wir berichteten vor etlichen Monaten, daß
e< Verurteilte aus dem Sarajevoer Attentats¬
prozeß, die ursprünglich in Zenica in Bosnien unter¬
gebracht waren, seit Anfang 1915 gegen das Gesetz in
österreichische Militärstrafanstalten gebracht wurden und
daß von ihnen drei in Möllersdorf und drei in Theresien¬
stadt gestorben sind. Wie uns nun mitgeteilt wird, sind

mieser Tage von jenen drei, die in Theresienstadt noch am
Leben geblieben waren, zwei — nämlich Kranjevic
und Stjepanovic — zunächst nach Möllersdorf und
nach zwei Tagen mit den zwei dort noch am Leben ge¬
bliebenen Cubrilovic und Popovic wieder nach Zenica

ibracht worden. In Möllersdorf ist nur noch Princip
zurückgeblieben, und zwar im Garnisonsspital, wo er dem¬
nächst zum zweitenmal wegen einer Knochentuberkulose
operiert werden soll. Nach seiner.Genesung M
wieder nach Zenica kommen. >
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«-rwê untersuch ring . egen dev Zustände in der
MöllKrsdorfer Strafanstalt . Man schreibt uns : lieber
diK̂Zustände in der MilitärstrafPrstalt in Möllersdorf hat
ke Arbeiter-Zeitung wiederholt errichtet. Vor kurzem hat

ein Oberleutnant Fischer,  dei auch dort in Strafhaft
gewesen, dann aber gerichtlich reiahMiert worden war,
eine Beschwerdeschrist an däL KrngLministerium gerichtet,
die sich namentlich gegen dM ObHlMer der Anstalt, den
Obersten Nawratil , uns desstckBeziehungen zum Kantineur
Kankowsky sowie gege i den Obersten Müller richtet. In
der Beschwerde wird äi lter anderem auch Alf dis von uns
seinerzeit ebenfalls fest gestellte Tatsache verwiesen, daß in
Mällersdorf im erst«: Halbjahr 1917 nicht weniger als
120 Häftlinge, das ist ein volles Drittel des ganzen
Standes , infolge Unterernährung gestorben sind. Das
Brigadegericht hat auch bereits Erhebungen eingeleitetu'nd
zahlreiche Politiker, die in Möllersdorf ihre Strafen ag-
gebüßt haben, bereits einvernommen. '- ^
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Dkĝ Angleichhett der Leistungenin Böhmen und Mähren.
Im Anschluß an die Rede des Herrenhausmit-

Medes Abt Helmer  führt GenoflenschastSinstruktor
Fr . H il m er in Brünn in einem Aufsatze, de» er
zur Versendung bringt, aus:

Roggen wurde aus den deutschen Bezirken Böhmens
beinahe "ebensoviel (818 .000 Meterzentner gegen 840 .300
Meterzentner) abgeliefert als aus den tschechischen, ob¬
wohl im deutschen Gebiet nur 165.390 Hektar, im
tschechischen aber 290.398 Hektar aMebaut waren . Hätte
Tsckechischböhmennur so geliesetzk wie Deutschböhmen,
dann hätte seine Ablieferung M37 .470 Meterzentner,
also um 597.170 Meterzentner mchrMragen müssen, als
eS tatsächlich geliefert hat.
Approvisionierung unseres
dadurch veranschaulich

erreichen, um mindestens 773.800 Meterzentner Getreide!
' mehrliefern müssen  und es wäre Wien!

mit diesem Quantum 5' /, Monate ausaekommen. >

as ?vEs " aber für die
terlPldes bedeutet, will ich

ß ich"^ es auf Brotkarten-
le Quote von 240 Gramm

ue vorjährige vorgefchriebene
hätten die Unversorgten des
Monate von dem Roggen-
welches Tschechischböhmen zu

diesem Quantum 5'/-. Monate ausgekommen.
Auf dem Gebiete der Fettapprovisionie-

rnng  sehen wir «in ähnliches Bild . Deutschböhmen, ein
Drittel der Landwirtschaften des Königreiches besitzend,
hat — nach dem „Deutschen Agrarblatt " (Prag ) vom
10. Oktober — von der 331.622 Kilogramm betragenden
Butteraufbringung 192.462 Kilogramm, also mehr als die
Hälfte, aus seinem Gebiets herauSgepreßt. während das

1 doppelt so große Tschechischböhmen glaubt, mit 138.560
Kilogramm ebenfalls seine Pflicht erfüllt zu haben. Der
Bezirk Jungbunzlau (tschechisch) hat dabei in 6 Monaten
Summa Summarum 46 Kilogramm (gegen 1200 Kilo¬
gramm). der Bezirk Pisek (tschechisch) 224, Raudnitz (tsche¬
chisch) 200, Klattau (tschechisch) 370 Kilogramm ausge¬
bracht, während beispielsweise die weniger agrarischen
deutschen Bezirke Deutsch-Gabel mrd Niemes 1700, bzw.
I960 Kilogramm in derselben Zeit zur Abstellung ge¬
bracht haben.

In Mähren  bestehen im großen und ganzen die¬
selben Verhältnisse, obwohl die Lieferungen Mährens an
Intensität die böhmischen übertreffen. Mähren , dessen
Gebiet nur Hst von dem Böhmens einmmmt. hat in der¬
selben Zeit (vom 1. April bis 30. September) 337.874
Kilogramm Butter (also um 3952 Kilogramm mehr als
Böhmen» ausgebracht. Nach der Verschreibung der k. k.
Statthalterei (aufgebaut aus die vom Landeskulturrate
zur Verfügung gestellten Vorarbeiten ) entfällt auf Deutsch¬
mähren ein Tagesquantum von 14'99 Meterzentner, auf
Tschechischmähren ein solches von 55-51 Meterzentner.
Mithin sollte Tschechischmähren— da es auch iveniger
Milch nach Wien liefert als Deutschmähren — viermal
so viel zur Abstellung bringen als das deutsche Wirt¬
schaftsgebiet.

Geliefert wurden bis 30. September 337.574 Kilogr.
und davon vom deutschen Wirtschaftsgebiet (aufgebracht
durch den Zentralverband der deutschen landwirtschaft¬
lichen Genossenschaften Mährens und Schlesiens) 169.166
Kilogramm, also 47 A (gegen 21A Vorschreibung),
während auf das tschechische Wirtschaftsgebiet (Aufbrin¬
gungsorganisationen : Ustredni jednota und Ustredni svaz)
nur 53 H (gegen 79 H) entfallen. Allerdings hat auch
Deutschmähren der vollen Anforderung nicht entsprochen.
Immerhin hat es 64-06 H der Dorschreibung zur Ab¬
stellung gebracht, während der tschechische Teil eS nicht
einmal auf der Vorschreibung brachte. Würde
Tschechischmährenseine Lieferungsverpflichtung so ernst
nehmen wie Deutschmähren und hätte es dies auch von!
Anbeginn getan, dann hätte Tschechischmähren bis 30.
September statt 178.408 Kilogramm Butter nicht weniger !
als 59 8.135 Kilogramm aufgebracht und!
dann wären statt 337.574 Kilogramm 747 .301 Kilo¬
gramm für die öffentliche Approvi¬
sionierung  zur Verfügung gestanden ; es hätte
also die Pettkarte mit dem doppelten Quan¬
tum eingelöst werden können.

Man möge meme Arbeit nicht mißverstehen, schließt
GenoffenschaftsinstruktorHiller seine Ausführungen . Nicht

Wenn auch die Unterschiedezwischen Deutschmähren provoziere,, will ich mit diesen Faustpfändern und
und Tschechischmähren nicht so kraß sind, wie dies in vauonale .Hetze liegt nur fern, ^ ch Habs mtt Vertretern
Böhmen hinsichtlich der verschiedenen nationalen Gebietes tschechischen Landwirtschaft während des Krieges oft
der Fall ist- so sehen wir auch bei Betrachtung dn Zusammenarbeiten müssen und habe dre Ueberzeugung
mährischen Zahlen, daß das tschechische Gebiet im gewonnen, haß es unüberbrü ckb are Hl nder-
Nückstande geblieben ist. Statt der Gesamtmenge hat !! ' ' ' ° u l ch t g , b t. ^ Den Utopisten rm tschechischen
Tschechischmährmnur h, aufgebracht. Den natürlichen ^ ^ modernen S t a a t s r e ch t l e r n, aber
Grundbedingungen entsprechend hätte Tschechischmähren, §pf zmechtgesetzt werden. Forderungen kann
um nur den verzentischen Anteil Deutschmährens zrr̂ ^ ^ stellen. wenn man Pflichten erfüllt ^und

Monate umrechne, Dil
pro Kops und Woch
Mehlausbeute äugen
Landes Mähren volle
quantum leben können, , . . . .
wenig abgeliefert hat. Dabei wurde nur die Lieferung
Deutschböhmens unter Berücksichtigung der Fläche als
Grundlage genommen. Es unterliegt aber keinem
Zweifel/ daß Tschechischböhmen um mindest V» pro
Hektar mehr liefern kann als Deutschböhmen,
nachdem es einerseits besseren Boden und ander¬
seits größere Wirtschaften hat und bekanntlich
beirn Kleingrundbesitzer ein Großteil der Ernte für die
Selbstversorgung der Familie benötigt wird . Berück¬
sichtigt man diese Momente , so kann man ruhig be-
Haupte», daß die von Tschechischböhmen zu wenig abge-
lieserte Roggenmenge (wohlgemerkt nur Roggen allein)
dem Ja 'hresbedarse der Unversorgten
Diahrens gleichkommt oder zurVer-
sorgung Wiens für  7 '/, Monate ge¬
reicht hätte.

Mähren  ist in seiner Bevölkerung zu 27-9
deutsch und zu 72-1 tschechisch. Gemeinden zählt
Mähren 3028, davon 612 deutsche und 2416 tschechische.
Da von der deutschen Bevölkerung der größere Teil in
der Industrie seinen Erwerb findet, kann man annehmen,
daß von der mährischen Landwirtschaft nur Hst. auf
Deutschmähren entfällt. Jrn Ausbringungsjahr 1916/17
wurden nun an die Kommissionäre der Kriegsgetreide-
verkehrsanstalt zur Ablieferung gebracht:

DeutschmährenTschechischmähren
Melerzeniner

Weizen . . . . 167.469 273 .731
Roggen . . . . 161.525 272 .875
Gerste . . . . . 294 .852 736 .648
Hafer . . .>--/ -v . 215 .523 460 .877
Getreide in Summe 839 .369 1,744 .131
Kartoffeln . . . 292.832 907 .868
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Anonyme Denunziationen . Ms eine Anfrage
kroatischen Abgeordneten Dulibic, wie sich die Militärbehörden zu
akwnymen Denunziationen verhalten , teilt der Landesver¬
teidigungsminister mit, daß schon im Jahre 1916 den militärischen
Stellen folgende Richtlinien gegeben wurden : „Die Erfahrung ^ '
lehrt, daß solche Anzeigen zum größt « Teil entweder irrtüm¬
licher oder unvollständiger Information entspringen oder
aber, jeder Grundlage  e n Hb e h r e n aus bösem
Wille», Neid oder Rache erstattet wePen -p^ uni die so fälschlich
Beschuldigten in ihrer Stellung,
in ihrem Ansehen zu schädigen,
zweifellos der Boden entzog

ihrclGM oder wenigstens
Diescm-Trribcn könnte wohl

n. werden, wenn namenlose
Anzeigen grundsätzlichunlieachtct blieben und in keinem Falle
zum Gegenstand weiterer Erhebungen gemacht würden . Namen¬
lose Anzeigen, die nur ganz allgemeine Beschuldigungen ohne

"Anführung bestimmter Daten enthalten, sind einfach beiseite
zu legen ; von den übrigen sind nur jene einer weiteren
Behandlung zu unterziehen, aus denen mit Recht auf eine
tatsächlich erfolgte Verletzung bestehender Gesetze oder Vor¬
schriften schwerer Natur oder größeren Umfanges geschlossm
werben kann/ -
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Die
-hat/vie drei Interpellationen wegen der

Explosion auf dem Steinfeld. Der Minister
Explosion auf>dSm Steinfeld beantwortet und dabei über die Ursacheund den Umfang der Katastrophe  einige Angaben ^gemacht. Ms Ursache . muß Selbstentzündung fremdländischerBeutemunition angenommen werden, wodurch die in der Nähegelagerten normalen Wurfmincn zur Explosion gebrachtwurden. Ein Verschulden kann niemandem zur Last gelegtwerden. FürdieAnnahmc eines verbrecheri¬schen Anschlages bestehen keine Anhalts¬punkte .'  Verwundet wurden etwa -Ml> Milttärpersonen , dieVerletzungen sind meist leichten GradkS. Von der Wachmann¬schaft und von dem Minettwerfercrs/tzbataillon sind zwanzigMann Tote. Eine Frau und ein Mid sind an den Folge»

der Panik gestorben. Große Sachschaden̂ sind in den Ortenin der Umgebung zu verzeichne». E« wirs alles unternommen,um die Schäden rasch zu ermitteln, '. alles Leizustellen und dis
beschädigten Wohnstätten Wied» in Ordnung zu bringen . ZurVerhinderung von Wiek nholmigen solcher Katastrophen hatdie Heeresverwaltung fol, endeS angeordnet : . Vor allem dieVerkeilung der am Steinkcld noch lagernden Munitionsvorrätean verschiedene Orte der Monarchie, eine Verschärfung des
BewachungSdtcnsteS durch Einstellung von Wachthundcn undErgänzung der Einfriedungen, Ausgestaltung der feuerpolizei¬lichen und Löschvorkehrungen, Austausch von Arbeitspersonalund Wachmannschaft, Verschärfung des Polizeidienstes, Ent¬fernung der Kriegsgefangenen aus der Umgebung aller Muni --tionSbetriebe und schließlich die Errichtung einer Bergckommission,die die von den Kriegsschauplätzenrücklangenden Munitions¬sorten zu untersuchen und die gefährlich scheinenden zur Äer-nichtung zu bestimmen hat .' - -- ^



z k 8 L I IL n Kz u L k fön VILN
8 0 Xö f n 7 /i 7 I 0 n

^ I L ^ 8 ? 0 8 I
Nv. 7^6 : / /

Dje^Explosion am Mittel.
Dil

en und der Soz -ialbemo-
Jnni l. I . erfolgte Ex - '

-n. a. folgendermaßen

M am 17. Juni l. I.
nD 2 Uhr 45 Minuten

'ntwrirt der Regierung . — Die Selbstentzündung
Beutemunition . —22 Tote , 360 Verwundete . — Die

neuen Vorbeugemaßregeln.
Der Minister für Landesverteidigung hat heute die

Anfragen der Abg. GrubeK , Jukel  und Genossen,
dann Dr . Schürff und Gen
traten , betreffend die am 1
Passion am Steinfe
beantwortet : ^ /

Die erste ExMsisi ei
zwischen 2 Uhr 801 Mi mtei,
früh , und zwar , soweit sich nachträglich feststellen ließ,
bei einer längs der! Bahn am sogenannten „Mittel " im
Freien gelagerten Mi n e n w e r fe r m u ni ti o n ' ste
griff auf zwei benachbarte Pulvermagazine über und
entzündete ferner das Munitionsdepot Nr . 51, in
welchem die Detonationen durch nahezu 24 S tun-
den  einander ablösten . Hiedurch geriet auch das beiläu¬
fig 100 Meter von diesem entfernt gelegene Wachhcrus-
magazin Nr , 6 in Brand , in welchem sich jedoch Leine

Munition befand . Weiters detonierten bis zum folgen-
den Tage der Reihe nach s chw e r e W u r f m i n e n
nächst dem Barackenlager , jedoch ohne Schaden anzu¬
richten. Ein Munitionsmagazin mit schwer-
kalibrigerMunition  wurde zwar stark beschä¬
digt, explodierte jedoch nicht. Außer den erwähnten Ob¬
jekten wurden einige Kleingewehrmunitionsbarackenund
Magazine sowie das Wohngebäude „ am Mittel " und
das Barackenlager in S r e gersdorf  mehr oder weni¬
ger schwer beschädigt.

Als Ursache  der Katastrophe muß , durch dis
hohe Tagestemperatur begünstigt , Selbstentzün¬
dung fremdländischer Be  u t e m u ni  t i o n
angenommen werden , wodurch die in der Nähe gelager¬
ten normalen Wurfminen zur Explosion gebracht wur¬
den. Ein Verschulden kann niemandem zur Last gelegt
werden, für die Annahme eines verbrecherischen An¬
schlages bestehen keine Anhaltspunkte.

Zivilpersonen sind der Katastrophe unmittelbar
nicht zum Opfer gefallen , doch ist den Folgen der unter
der Bevölkerung ausgobrochenen Panik leider eine
Frau  an Herzkrämpfen und ein Kind,  vier Tage
alt , erlegen.  Dagegen sind unter der Wachmannschaft
und dem Minenwerfer -Ersatzbataillon größere Verluste
an Menschenleben zu beklagen, die sich insgesamt aus
2 0 Man n belaufen . Verwundet  wurden an Mili¬
tärpersonen ,rund , 360 Mann , ihre Verletzungen sind er¬
freulicherweise meist leichten Grades . Die genaue Zahl
'der vexletzten ZivMersonen hat sich nicht festsiellen las-
sen, weil insbesondere die durch Glassplitter verursach¬
ten Perletzüngen Größtenteils leichter Natur waren und
die Vorletzten, vielfach ärztliche Hilfe nicht in Anspruch
nahmen . Doch-kann mit ziemlicher Sicherheit angenom¬
men,werden , daß die Zahl sehr gering ist.

Abgesehen pan .mehreren militärischen Objekten dis
durch die Fernwirknng der Explosion mehr oder weniger
gelitten haben , sind ziemIich bedeutende Sach¬
schäden inden umliegenden Ortschaften
verurfacht '-worden . Sie bestehen hauptsächlich darin , daß
DächeL abgM -Wü . Fenster - und Türstöcke herausgevis-

en und Fensterscheiben eingedrückt wurden . Besonders
stark wurden die Ortschaften Haschendorf, Ober - und
Inter -Eggendors , Zillingdorf , Lichtenwörth , Theresien-
eld , Petrifeld , Felixdorf , Sollenau , Günselsdorf,

Schönau , Tsesdorf , Leobersdorf , Siegersdorf , Potten-
dorf und Ebenfurth in Mitleidenschaft gezogen. Ge¬
ringere Beschädigungen weisen das Flüchtlingslager
Pottendorf -Landogg und die Ortschaften Enzesfeld,
Vöslau , Kottingbrunn , Traiskirchen , Tribuswinkel und
Pfaffstätten auf . Der Sachschaden läßt sich derzeit noch
nicht beziffern , muß jedoch, besonders in den in der Nähe
des Explostonsherdes gelegenen Ortschaften Siegersdors
und Haschendorf als ziemlich bedeutend angenommen
werben. '

Seitens der politischen wie der Militärbehörden ist
unverzüglich alles zur raschesten Ermittlung der Schä¬
den unternommen und die Militärbehörden sind vom
Kriegsministerium angewiesen worden , Material
und Arbeiter zur Instandsetzung  der be¬
schädigten Wohnstätten der Zivilbevölkerung betznstel-
len. Ich werde auch nicht ermangeln , über die allfällige
Zuwendung materieller Hilfe an die Angehörigen der
Toten und Schwerverletzten seinerzeit genaueren Auf¬
schluß zu geben.

Es ist eins begreifliche Begleiterscheinung derartiger
Katastrophen , daß sich der durch ste unmittelbar be¬
rührten oder in deren Nähe ansässigen Bevölkerung
Panik bemächtigt.  Diese hielt im Vergleiche zu
anderen ähnlichen Ereignissen bei der Explosion „am
Mittel " deshalb längere Zeit an , weil infolge der räum¬
lichen Trennung der gelagerten Munitionsbestände und
der Natur des Materials die Explosionen nicht unmittel¬
bar aufeinander gefolgt waren , sondern säst 24 Stun-
<den gedauert hatten , der Explostonsherd auch nicht sofort
abgegrenzt werden konnte und nicht abznsehen war , auf
welchen Umkreis sich die Explosion noch erstrecken würde.
Zudem hatten mittlerweile Geflüchtete die über¬
trieb en st enGerüchte  in -!der weitesten Um¬
gegend verbreitet . War mit Rücksicht auf den oben geschil¬
derten Verlauf derKatastrophe eine behördlicheWarnmm
der Bevölkerung geboten, so muß anderseits festgesteM
werden, daß seitens der politischen Behörden im Ein¬
vernehmen mit dm militärischen Organen nichts unter¬
lassen wurde, die Bevölkerung so rasch als möglich auf-
znklären und beruhigend ernzuwirken, sobald jede Ge¬
fahr weiterer Explosionen mit Sicherheit als beseitigt
gelten konnte.

Was schließlich die Hintanhaltung einer
Wiederholung  derartiger Katastrophen betrifft,
bin ich der Lage, eine Reihe von Maßnahmen anführen zu
können, welche die Heeresverwaltung hiefür angeordnet hat.

Hieher gehört vor allem die Verteilung der
am Steinfelde noch lagernden Munitionsvorräte a n
verschiedene Ort « der Monarchie,  eine
Verschärfung des Bewachungsdienstes durch Mnstellung
von Wachhunde»  und Ergänzung der
Einfriedungen , Ausgestaltung der feuerpolizei¬
lichen und Löschvorkehrungen, Austausch von
Arbeitspersonal und Wachmannschaft, Verschärfung
des Polizeidienstes, Entfernung der
Kriegsgefangenen  aus der Umgebung aller
Munitionsbetriebe und schließlich die Errichtung einer
Bergekommisfion,  welche die von dm Kriegs¬
schauplätzen rücklangenden Munitionssorten zu unter¬
suchen und die gefährlich scheinenden zur Vernichtung zu
bestimmen hat . Diese Maßnahmen werdm zweifellos
und zur Beruhigung der Bevölkerung am Steinfelde



und -in deffe» ^ Vmgrbrmg M aüe Zukunft bertrages. !- Detaillierte Verhaltungsmaßregel» bei Exploporren lasten >' sich für die Bevöllevurg , kam» aufstellen. da^. derartige Katastrophen »ach Art und Umfang naturgemäß
rMberechenbar sind. ' . , . ^ ."/ ^ Dre Negieru ng  Lcm» nicht nmy« , bei diesem Arüaffe
S ihrn» lmfrichtige».Bedauern über den durch tue Explosiv«, vernrsachten DeAust >an kostbare» / MenschenleLen>

AM -lLÜ. ZL gedw. WÜch» ^ sonne die arr d«Front kämpfenden Verteidiger — in treuer PfliÄ-
exfÄnrvz für daS VatsLust» dahingerastt umrdq .̂
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ie Förderung des ÄriegSküchenwesenS.
In den letzten Tagen fand im Ministerium des

Innern eine Sitzung der Vertreter aller polnischen
Landesstellen , beziehungsweise Landeskriegshilfsbureaus
statt , deren Gegenstand die Einleitung einer neuen
Aktion zur Förderung des Kriegsküchenwesens auf
charnativer Grundlage bildete , Minister Dr . Mataja
und die erschienenen Vertreter der Länder erwarteten
im großen Empfangssaale die Förderin der Kriegs¬
küchen Ihre k und k. Hoheit die durchlauchtigste Frau
Erzherzogin Isabelle,  welche vom Minister
des Innern Grafen von Toggenburg  und dem
Leiter des ministeriellen Kriegshilfsbureaus Hofrate
Dr . Eduard Prinzen zu Liechtenstein
empfangen wurde.

Rach der Begrüßung der hohen Frau , durch den
Minister entwickelte Hosrat Prinz zu Liechtenstein
die Grundzüge des MtionsplaneL . Me Organisation
des Kriegshilfsbureaus habe bereits im ersten Kriegs«
jahrc die Förderung der Institutionen für Massen-
verköstigung , Volksküchen und Supprnanstalrcn durch
Subventionen und Darlehen in seinen Aufgabenkreis
gestellt und beträchtliche Teile seiner Gesamteinnahmen
von zirka 30 Millionen in diesem Sinne verwendet.
Frau Erzherzogin Isabelle habe im Frühjahr 1917,
ohne an die Öffentlichkeit zu treten , eine Sammel¬
aktion eingeleitet , aus der bisher sechs Kriegskücheu
und zwei Krankenküchen in Wien geschaffen wurden.
Se . Majestät habe mit einem Allerhöchsten Hand¬
schreiben an Ihre k und k. Hoheit „in An¬
betracht des bereits erprobten Wertes der
Kriegs - und Krankenküchen für die Volksernährung*
diese ersucht, diesem Zweige der Kriegsfü -sorge
ihr besonderes Augenmerk zuzuwenden , und
die österreichische und die ungarische Regierung an¬
gewiesen , „alle auf die weitere Ausgestaltung dieses
Unternehmens gerichteten Bestrebungen auf das tun¬
lichste zu unterstützen und auch sonst alle in Betracht
kommenden Faktoren im gleichen Sinne anzuweisen "..
Das Kriegshilfsbureau habe mit seinen Landcskriegs-
hilfsbureaus das gleiche Ziel verfolgt , es erscheine
daher berufen , das Rückgrat der neuen Sammel¬
tätigkeit zu bilden und unter dem besonderen Schutze
Ihrer k. und k. Hoheit in diesem Sinne zu arbeiten.
Geplant sei die Errichtung neuer Kriegsküchen dort,
wo sie sich als notwendig erweist , und die Ver¬
abreichung von Speisen in diesen und in den be¬
stehenden staatlichen an Minder - und Mindestbemittelte
zu einem nach den Vermögensverhältniffen abgestuften,
den Selbstkostenpreis nicht erreichenden Betrag.

Der Vertreter des Ernährungsamtes , Sektionsrat
Dr . Gstettner  sicherte für die geplante Aktion
die lebhafte Förderung des Ernährungsamtes durch
Beistellung der erforderlichen Nahrungsmittel zu.

Ihre k. und k. Hoheit Frau Erzherzogin Isabelle
hielt hierauf eine Ansprache, in der sie sagte:

„Daß ich heute zu meiner großen Freude an Ihrer
Beratung teilnehme , geschieht, weil Seine Majestät
unser allergnädigster Kaiser  meiner Bitte , mich

mit der Förderung der Errichtung von Kriegsküchen
zu befassen, nicht nur die allergnädigste Bewilli¬
gung erteilt , sondern sogar Seinen ausdrücklichen
Wunsch ausgesprochen hat , ich möchte diesem
Zweige der Kriegssürsorge , welchem Er sowie
allen aus das Wohl Seiner treuen Untertanen
gerichteten Bestrebungen Sein väterliches Interesse
entgegenbringt , meine besondere Sorgfalt zuzuwenden.
Ich bin überzeugt , Faß dadurch, daß die auf so
vielen Arbeitsfeldern / der Kriegsfürsorge bestehende
Organisation des ministeriellen Kriegshilfsbnreaus mit
seinen Landes -Kr^ gsPlssbMaus , die ja auch sich aus
dem Gebiete der MaffrErköstigung sehr erfolgreich
betätigt haben, die Durchführuna ^-kEr neueingclcitete«
Aktion üblrnimmt , die fickMfle Bürgschaft für das
volle Gelingen « nserer^ Mriotischen Absicht geboten
wird , die gewiß st»̂ weiten Kreisen der Bevölkerung
den verdienten >ÄMerhall und die notwendige Unter¬
stützung findest wird . Durch das enge Zusammenwirken
mit dem Amte für Bolksernährung wird , wie ich zu¬
versichtlich erwarte , das beabsichtigte Ziel in jeder
Richtung nach Möglichkeit erreicht werden . In diesem
Sinne begrüße ich Sie heute zu Beginn unserer
Tätigkeit und wünsche Ihren Bemühungen den besten
Erfolg ."

Nachdem noch Minister Graf von Toggenburg
Ihrer k. und k. Hoheit für ihr Erscheinen gedankt,
nahm dieselbe die Vorstellung der erschienenen Ver¬
treter der Länder entgegen.

l Unter dem Vorsitze des Leiters des Kriegshilfs-
l bureaus Hosrates Dr . Prinzen zu L i e ch t e n st ei n er-

sslssie hierauf im Sitzungssaal «: des Mirlisteriums eine
mehrstündige Besprechung . Hiebei ergab sich u . a., daß
das Bedürfnis , in der Kriegsküche bestimmten Per¬
sonen die Nahrung unter dem Selbstkostenpreis zu
verabreichen, fast überall zutage trete und daß es in
den meisten Ländern weniger daraus ankommen werde,
neue Kriegsküchen zu errichten, als vielmehr in den
bestehenden einer größeren Anzahl von Minder¬
bemittelten eine Begünstigung zuteil werden zu lassen.

Das Kriegshilfsbureau wird nunmehr für die sich
als unabweislich erweisende Aktion eine Sammel¬
tätigkeit in allen Ländern entfalten . Die Summen,
welche hoffentlich in recht reichlichem Ausmaße zur
Verfügung gestellt werden , können mit der Widmung
für ein bestimmtes Land oder für einen be¬
stimmten Ort gegeben werden . Zahlungen sind

°t,HUMLreüÄS.>LrK>''MisifiermuS^ de^

WMpar ?LsienksKtv<.Nr ^ .U61,7K .-zu -leistcN-.
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ntworten aus ZuterpsNattimen.
Es ist. anzuerkenncn, daß sich die Minister der gegen-

Mrtigen Negierung bemühen, die vielen eingebrachtcn Inter¬
pellationen wenigstens halbwegs zu beantworten . Wir möchten
dabei anregen, die Beantwortungen , die jetzt alle schriftlich
erfolgen, fortlaufend zw numerieren.  Es fehlt

l sonst jeder .UeberbliK über ihre Reihenfolge und es ist nicht
i möglich, sie in Evidenz zu halten, was doch ebenso nötig

wäre wie' die Evidenzhaltung der Anfragen selbst. Aus den
heutigen Antworten heben wir hervor:

Die Behandlung dev politisch »«verläßliche»
Personen . Darüber sind vier Anfragen cingebracht worden.
Der Landesverteidigungsminister gibt ' in der Antwort eine
Darstellung det Agitation der feindlichen Staaten , die schon
vor Ausbruch des Krieges dahin abzielte, »breitere Volks¬
schichten ihrem Vaterland zu entfremden und Möglichst in den
Dienst des Feindes Man mußte also nach Kriegs¬
ausbruch . auf jene »esonderes Augenmerk richten,
bei denen das äs zur Heranziehung , ^ zur
Militärischen Dienstl Lndcterweisc zu einer Vor¬

sei ja . kein Hehe z leider trotz aller Vor¬
sicht in den ersten s nehrfachschwcremit
großen und n V erlusten an kost¬
barem Blüte verbundene Schädigungen
militärischer " A k t iouen  als Folge des Sympathi-
stcrens, ja KonspirierenS mit ,dem Feinde vorkamen, und daß
es nur , den: Heldenmut unserer Truppen zu verdanken ist, haß
diese Hwischenfällc aus eine rein lokale WirkmiL̂ Selchränkr

gejetzl werden, bei Lenen hiefür kein genügender Anlaß vor¬
liegt," Die Zimlbehürden haben eingehend zu erheben, ob das
Verhalten des verdächtigen Linrückcnücn . staatsfeindlich" ge-

! wesen sei. Ergeben die Erhebungen kein Ergebnis , müssen die,
Leute gleich wie alle übrigen Soldaten behandelt werden. Auäp

j bei den . Staatsftindlichcn " mutz die . Vorsicht" aus jenes Maß'
^ herabgesetzt werden, . das die Wahrung der dringendsten mili-
i tärischen Interessen noch gestattet". Irgend eine Verfolgung der
! Beobachteten darf nicht geschehen. Bei tadelloser Führung im
' Militärdienst kann von de« MatznaKm-n abMctzen werden.I

sicht bei ihrer MilitArisöMtz
!
Verwendung mahnte". Es

-.aber»,» , . daß bei der Durchz
sührung weit, übec'das Ziel geschossen
wurde' und und Mißgriffe
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Diê Mrkommmffe im Flüchtlingslager
in Wagna.

Wie », 6. Oktober.

Ueber die Vorkommnisse im Flüchtlingslager in
Wagna , die in den letzten Tagen in der Öffentlichkeit
viel besprochen wurden und auch den Flüchtlingsausschuß
im Abgeorvnetenhause veranlagten , durch Vertrauens¬
männer Vorerhebungen an Ort und Stelle zu pflegen,
wird heute ein amtliches Communiqne  ver¬
lautbart . Diesem Kommunique zufolge entspricht die erste
Version , der zufolge sich ein förmlicher Kampf zwischen
Gendarmerie und Flüchtlingen entspannen habe , in dessen
Verlauf ein Knabe getötet wurde , insofern nicht den
Tatsachen , als nur ern einzelner Gendarm , der durch
Steinwürfe bedrängt wurde , von seiner Waffe Gebrauch
gemacht und einen elfjährigen Knaben tödlich getroffen
habe . Die Gerüchte , daß die gesamte Lagergendarmerie
aufgeboten worden sei und daß es zu einer Revolte im
Lager gekommen wäre , erfahren in der amtlichen Verlaut¬
barung ein Dementi.

Das amtliche Communique.
Graz,  8 . Oktober.

Der in den Tagesblättcru bereits bekanntgewordcne Vor¬
fall im Flüchtlingslager Wagna am 4. d. ist nach den bis¬
herigen Erhebungen auf folgenden Tatbestand zurückzuführen:
Anläßlich der Verhaftung e i,n e s Bursche  n , der sich
bei der Anforderung eines neuen Anzuges renitent  b c-
ii v m in e n und im we teren Verlaufe einen Funktionär
des Lagers mit dem Messer bedroht hatte,
wurden , wie dies lecker se.it emiger Zeit gegen Wachpersonen des
Lagers schon mehrmals der Fall war , die ihn eskor¬
tierenden Zwei  G >c uMa r m e n v o n halb¬
wüchsigen Jungen Vurit ^ Steinen beworfen.
Ein einzelner Geud  a ^ m, Jer diekm beiden,zu Hilfe
kommen wollte , wurde j e b e n -fa l l sMd u r ch Stein-
Würfe so bedrängt,  daß er nachMederhölier vergeblicher
Aufforderung , vom Stcvwerfcn ' abMafsen . und nach wieder¬
holter . TlndrohunK ' des jiWafserMNraucheS zur Fällung des
Bajonetts schritt. ^ AlS auch 'wirkungslos blieb und das
Skeinewerfeu gegen» ihn unteHiWelächter fortgesetzt wurde , machte
er schließlich von ^der Wa s s e Gebrauch  und traf den
elfjährigen Anton hatte , wie die
Obdukton ergab , gegeO" den Boden gezielt und hiebei den un¬
glücklicherweise sich bückenden Knaben tödlich getroffen.
Der Gendarm war , ww erwähnr , bei diesem Vorfälle allein.

Die Gerüchte , die vom Äufgcbotder  ge¬
samten Lagergendarmen  und von einer Re¬
volte im Lager  sprechen , entbehren jeder Be-
a r ü n d u n g.

Anklagen gegen die Flüchtlinge.
^Telegramm 0er .Neuim r)-.vien PreNe".

Graz,  S . Oktober.

Die „ Grazer Tagespost " schreibt : Nach Berichten , die wir
aus Leidnitz erhalten hatten , herrschen im FlüchlingSlager in
Wagna schon seit längerer ^Zeit Zustände , die energisches Ein¬
schreiten erfordern . Schon wiederholt wurden Wachorgane , wenn
sie Ruhe und Ordnung Herstellen wollten , verhöhnt und ange¬
griffen und mit Steinen beworfen . Ein Knecht namens Otto
Faul and  wurde st ürzlich ohne Anlaß vom Wagen herab¬
gerissen Und derart mißhandelt , daß er am ganzen Körper Beulen
davontrug und blutete . Außerhalb des Lagers wurden die Felder
geplündert und die gestohlenen Früchte in Hunderten von Paketen
nach dem Küstenland , nach Dalmatien usw. versendet . Weinend
erschienen Bäuerinnen vor dem Lagcrtor und jammerten um ihr
gestohlenes Gut.

ES ist bekannt , daß die Behörden stets bemüht
waren , das Flüchtlingslager , so Weit als möglich, mit
Lebensmitteln und anderen Bedarfsartikeln zu versehen.
Blau vernimmt hier nicht selten Aeußerungen darüber,
daß in unserer Stadt und im Land Leute leben, di« bei«
weitem nicht so gut versorgt stick als die Flüchtlinge in Wagna.
Das Los der Flüchtlinasfamilien ist gewiß sehr traurig und eS
mangelt bei der Bevölkerung gewiß nicht an Verständnis und
Mitleid . Wer aber Gastrccht . genießt , der hat gewiß nicht das
Recht , aus politischen oder anderen Gründen durch wüste Szenen
Stimmung gegen jene zu wachen , die redlich bemüht stick, seine
Lage erträglich zu gestalten . Die Abgeordneten , die auf Grund
des oben geschilderten Vorfalles Wagna einen Besuch abstatten,
,nm Erhebungen zu pflegen , könnten sich der vielleicht dankbaren
Ausgabe unterziehen , ihre Landsleute in diesem Sinne auszu-
Klären und im Interesse aller Ordnung zu schaffen.

Dis Beschwerden der Flüchtlinge im Lager Wagna.

Der ständige offizielle Kommissär des Hilfskomitees für
Flüchtlinge aus dem Süden ist der Abgeordnete Doktor
Bugatto,  der sich auch unter jenen Mitgliedern des Flücht¬
lingsausschusses befindet , di« nach Wagna , entsendet worden
sind , um an Ort und Stelle die Sachlage zu prüfen . Abge¬
ordneter Dr . Bugatto hat das Lager wiederholt besichtigt und
sein letzter, Anfang September des Jahres an das Ministerium
des Innern erstattete Bericht behandelt ausführlich die Be - ^
schwerden der dort untergebrachten Flüchtlinge . ,Die Anträge
des Dr . Bugatto verlangen , tzaß jM - aüßerzsi . cche Beschrän¬
kung des LebensmittMn .ÄÜsis aufgehoben und eine eigene
Lagerverkaufshalle eingerichtet werde . Me Lebensmittelkontrolle

'und die Kücheninspeltion seien zu reorganisieren , die Brotration '
zu erhöhen , die Bargeldausteilung vorschristsgemäß durchzu-
sühren und die Kleckcrvcrteilnng rechtzeitig und ausreichend zu
regeür.

» /



Nach dem Berichte des Dr. Bugatto hat es den Anschein.,
als ab ein gewisser Gegensatz zwischen den Anordnungen des,
Ministeriums des Innern und des StatthältereiPräfidiuwS in
Graz einerseits und der Praxis' anderseits bestünde, die. in
Wagna geübt wird. Die Flüchtlinge' beklagilk sich darüber, daß
ihnen alles Eßbare kurzerhand weggenommen werde und daß
die Untersuchung nicht immer mit dem gebotenen Takt und
der notwendigen Rücksicht vorgenommcn werde. Das Statt¬
haltereipräsidium in Graz hat aber ausschließlich die Ueber-
wachung des Schmuggels mit kartenpflrchtigen Artikeln an¬
geordnet und speziell, was die Untersuchung von Frauen an¬
langt, bestimmt, daß diese nur durch eine vertrauenswürdige
Frauensperson in einem abgeschlossenen Raum vürzunehmen
sei. Dis Verwendung minderjähriger Gehilfen, über die sich die
Flüchtlinge beschwerten, wurde direkt untersagt. Dr. Bugatto
beanstandet itt seinem Bericht vom September, daß in Wagna
im Gegensatz etwa zu Braunau noch immer teure eigene Ber-
kausshalle für alle noch handelsfreien Lebensmittel eingerichtet
ist, daß vielmehr die Flüchtlinge auf Basarbuden angewiesen
sind, deren Verschleißer einen 'hohen Monatszins an die'
Barackenverwaltung entrichten müssen, den sie bei den Ab¬
nehmern heremzubringen trachten. .

Weitere Beschweroen der Flüchtlinge beziehen sich aus. die
Approvistonierung. Die Brotration betrage nur 12 Dekagramm,
täglich, es werde hartes, angeblich verdorbenes Pferdefleisch
geboten, das ganz ungenießbar, für Kinder direkt schädlich sei.
Die Zubereitung der Löst läge nicht in den richtigen Händen,
und die Bitte, daß die Lebensmittel mehr als bisher in nalmn
zum.Selbstkochen abgegeben werden, blerbe unberücksichtigt.

Der Bericht des Dr. Bugatto richtet sich auch dagegen., daß
in dem Lager zu wenig küstenländische Organe beschäftigt seien.
Während die meisten nicht küstenlündischen weiblichen Angestellten
(Telephon, Telegraph, Trafiks Kontorsräulein) an der Beamten-
menage teilnehmen, sei dies bei den Lehrerinnen und den küsten-
ländischen Beamtinnen nicht der Fall. Die Lehrerinnen erhalten
eine nur wenig von der allgemeinen Flüchtlingskost verschiedene
unzureichende Verpflegung, auch keine Wäsche oder Kleider, wie
dies angeblich bei den anderen weiblichen Angestellten der Fall
sei. Der Berichterstatter beantragt konkret, daß für die Leitung
des Lebensmittelmagazms und des Kleidermagazins für die
Ein- uiw Ausgattgspolizei andere Funktionäre ausgesucht
werden und daß auch das Aerztepersonal dem Charakter des
Lagers angepaßt werde.

Was speziell die Kleiderverteilung anlangt, so seien Zahl¬
reiche Anweisungen der Barackenkommissärefür die Zeit vom
Januar bis Juli 1917 unerledigt geblieben. Die Qualität der
Stoffe seS nachgerade eine jämmerliche geworden. »Es ist undenk¬
bar," sagt Dr. Bugatto, »daß ein Mann einen Anzug aus
diesem Stoffe auch nur wenige Tage, geschweige denn ein Jahr
tragen könne." Mindestens Decken und Mäntel müßten an¬
gesichts der heranrückenden Winterszeit in genügender' ÄnzahL
und in guter Qualität vorhanden sein-

Weitere Beschwerden beziehen sich auf die mangelnde Rein,
lichkeit im Lager, es fehle an Seife und auch mit dem Wasser
werde gespart. Die Wasserleitung werde um 1 Uhr nachmittags
gesperrt und nur zwischen7 und 8 Uhr abends wieder geöffnet.
Es würden allzu strenge Strafen verhängt. So sei eine Frau» ^
Mutier von fünf Leinen Kinder«, anläßlich einer Lebens KiKel--.
beschlagncchme, durch sechs Gendarmen abgefiitzrt und M Tagep
hindurch itt Graz in BerwahrungKhaft gehalten worden, bis '
man sie mangels ein SchuldÄels frei ließ. Das Lager würde-^
von Lantzsturmwachenbewächt, Re weder die Sprache ders
Flüchtlinge noch das Personal der Verwaltung kennen. Auch sei.
die iSchMnng einer.eigenen Abteilung für Invalide aus Flücht-, ,
lingskreifeN dringend nEnendig .und insbesondere.za . Per-st
merden, daß aüch mWüsteÄLndische Invaliden im Läger an!. ,'
genommen und in die Mchtlingsfürsorge einbezv gen werden̂i ch
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Anfrag elleantw ortung
Seiner Exsrllens des Herrn Ministers des Innern.

In Beantwortung der von den Herren . Abge¬ordneten Dr . Verstovsek und Genossen in derSitzung vom 4 . Juli 1917 gestellten Anfrage , be¬treffend die Nichterledigung wichtiger Akten durchdie Statthalterei in Graz und die Politischen Bezirks¬behörden in Steiermark , beehre ich mich nachstehendesmitzuteilen:
Die durch den Krieg herbeigeführten Verhält¬nisse haben eine derartige Vermehrung der denpolitischen Behörden obliegenden Aufgaben hervor¬gerufen , daß eine ohne jede Verzögerung fortlaufende

Erledigung aller anhängigen Geschäftsstücke nichtimmer tunlich ist.
Da es die Pflicht der politischen Behördenist, die mit dem Kriege unmittelbar zusammen¬hängenden Geschäfte der politischen Verwaltung,

insbesondere die Angelegenheiten , die die Erforder¬nisse der Heeresverwaltung , der Volksernähruugund des Fürsorgewesens betreffen , mit der größten
Beschleunigung zu behandeln , kann die vorüber¬gehende Zurückstellung der übrigen , oft nur dasInteresse einzelner berührenden Agenden leider nichtvollständig vermieden werden.

Auch den politischen Behörden in Steiermarkist eine gewaltige Arbeitslast auferlegt , der sie miteinem erheblich verringerten Beamtenkörper gegen¬überstehen . Die in der Anfrage der Herren Abge¬ordneten zum Ausdrucke gebrachte Annahme , als

Wien , 7 . Oktober 1917.

ob fast alle Beamten der politischen Behörden in
Steiermark von der Militärdienstleistung enthobenwären , ist eine irrige , da auch gegenwärtig einesehr ansehnliche Anzahl dieser Beamten zur mili¬tärischen Dienstleistung herangezogen ist.

Die politischen Verwaltungsbehörden in Steier¬mark haben sich keineswegs , wie in der Anfragebemerkt wird , die Regel zurechtgelegt , alle mit demKriege nicht unmittelbar zusammenhängenden Ange¬legenheiten einfach unerledigt zu lassen ; sie sind viel¬mehr ihrer Pflicht bewußt , nach Kräften und mit
anerkennenswerter Aufopferung bemüht , auch in derErledigung der minder dringlich erscheinenden Partei¬sachen nicht zu rechtfertigende Verzögerungen nie¬mals eintreten zu lassen ; bezügliche Beschwerdenwurden übrigens dem Statthalter nur in ganz ver¬einzelten Fällen vorgebracht , und auch dem Mini¬sterium des Innern ist in den letzten Jahren keine

nennenswerte Anzahl von Betreibungen aus derSteiermark zugekommen.

Sollte es sich in dem einen oder anderenFalle ereignen , daß die mir unterstehenden Behördendringliche Erledigungen verzögern oder etwa die
Parteiinteressen nicht gebührend berücksichtigen , svwerde ich immer rasche Abhilfe schaffen , wenn mirdies durch Mitteilung konkreter Einzelfülle ermög¬licht wird.

I
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Abgeordnetenhaus. — Ansragebeautwortrmg.
Se . Exzellenz der Herr Minister und Leiter des

k. k. Amtes für Bolksernährung hat auf die von de«
Herren Abgeordneten Fahrn er , Knirsch  und
Genossen in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom
14 . Juli 1917 eingebrachte Anfrage , betreffend die
Verteilung der Lebensmittel,  nach'
stehende Antwort erteilt:

Rücksichtlich des beklagten Übelstandes , daß die
großen Gastwirtschaften  bei der Versorgung
mit Lebensmitteln vor den kleineren Betrieben eine
bevorzugte Behandlung genießen , muß ich zunächst
hervorheben , daß die Zuweisung von staatlich bewirt-
schäfteten Lebensmitteln an die erwähnten Gewerbe¬
betriebe den lokalen Approvisionierungsftcllen (politi¬
schen Landesstellen und politischen Bezirksbehörden)
überlassen ist , die sich hiebei vielfachFder Vermittlung
der betreffenden gewerblichen GenofsOschasten bedienen;
mögen vielleicht in vereinzelten / Fällen Ungleich»
Mäßigkeiten vorgekommen sein , » dürfte doch in
der Regel — zumal da in chen KMosKnschaften die
kleinen Wirte , Pensionsinhaler ujs . wf die Majorität
besitzen — eine BenächteiliMing eb« dieser kleineren

l Betriebe ausgeschloHn seP . Die Dotierung der
Gastwirtschaften u . s. fw , speziell mit Mehl und Fett¬
stoffen kann bei der herrschenden Knappheit natur¬
gemäß nur innerhalb der bescheidensten Grenzen
erfolgen . Die Tatsache , daß die großen Hotelbesitzer
häufig über bedeutendere Mengen von Lebensmitteln
verfügen , ist in der Regel wohl nicht auf Mängel
der behördlichen Verteilung , sondern vielmehr darauf
zurückzuführen , daß derartige kapitalskräftige Unter¬
nehmungen , skr welche die Leistung von Über¬

zahlungen bei der Beschaffung von Vorräte » keine
Rolle spielt , immer noch in der Lage sind , auf
illegitimem Wege — durch Einkäufer auf dem Lande
und Schleichhandel aller Art — sich größere Vorräte
auch über den notwendigen Bedarf hinaus zu ver¬
schaffen . Ich bin selbstverständlich mit allen Mitteln
bestrebt , auch diesem Unfuge zu steuern , muß aber
offen bekennen , daß bei der geringen Anzahl und der
enormen Arbeitsüberlastung der für den exekutiven
Überwachungsdienst zur Verfügung stehenden Kräfte
eine radikale Abstellung des in Rede stehenden Miß¬
brauches großen Schwierigkeiten begegnet.

Antangend die von den Herren Interpellanten
relevierte Tatsache , daß den bemittelten , die großen
Hotels und Restaurants frequentierenden Bevölkerungs¬
kreisen durch eine uneingeschränkte Verköstigung außer
Hause die Möglichkeit einer Doppelversorgung
geboten ist , gestatte ich mir mitzuteilen , daß die
Hinausgabe einer Verordnung bevorsteht , durch die
im Wege amtlicher Speise marken  die
Doppelversorgung durch Verköstigung außerhalb des
Haushaltes verhindert werden soll . Die Lösung dieser
Speisemarken soll nur nach entsprechender Kürzung
der in Betracht kommenden Lebensmittelkarten erfolge»
können ; außerdem ist beabsichtigt , durch entsprechende
Bestimmungen die Einnahme von Doppelmahlzeiten
durch ein und dieselbe Person in wirksamer Weise
anszuschließen . Die Belieferung der Gastwirte mit den
staatlich bewirtschafteten Artikeln hätte dann in Hinkunft
nur auf Grund der von den betreffenden Gewerbe¬
inhabern abzuliesernden Speisemarken zu erfolgen,
wodurch eine gleichmäßige Versorgung - und Über¬
wachung der in Betracht kommenden Betriebe er¬
möglicht und die Beseitigung der den Anlaß zur
vorliegenden Interpellation bildenden Übelstände erzielt
werden würde.
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Abgeordneten Kraft,  Dr . Schürff , Wedra  und Genossen,
betreffend

die Schaffung einer Abteilung im k. k. Amte für Volksernährung ;ur De-
teilung des legitimen Kleinhandels mit Verbrauchsgütern.

Die fortwährende und stetig zunehmende Warenknappheit hat bereits bewirkt , daß diele Klein¬
kaufleute zugrunde gegangen sind . Weiteren Tausenden von Angehörigen des genannten Standes steht,
wenn nicht eine Änderung in der bisherigen Art der Warcnzuteilung an die Kleinkaufmannschaft eintritt,
binnen wenigen Wochen dasselbe Schicksal bevor , da sie ihre Betriebe einfach schließen müssen.

Es besteht die Gefahr , daß die Schließung von Läden der Kleinkaufmannschaft , bewirkt durch den
gegenwärtigen Zustand des Warenmangels , zur dauernden wird , da durch die Geschäftssperre sich die
Kundschaft verläuft , die Angestellten entlassen werden müssen und das Lokal vielfach aufgegeben werden
muß . Übersehen darf auch nicht werden , daß der Staat durch die Masfensperrung von Kleinkaufmanns¬
betrieben einer nicht unerheblichen Steuereinnahme verlustig wird , die durch die Abgaben der Groß¬
betriebe bei weitem nicht ersetzt werden kann.

Aus diesen Gründen stellen die Gefertigten den Antrag:

Das hohe Haus wolle beschließen:

„Die k. k. Regierung wird aufgefordcrt , im k. k. Amte für Volksernährung im Interesse des
Bestandes des legitimen Kleinhandels eine Abteilung zu schaffen, die sich mit der Zuweisung von Ver-
brauchsgütern an die legitime Kleiukanfmannschaft zu befassen hat . Das k. k. Amt für Bolksernährung
wird ersucht , sich mit den Vertretern der Kleinkausmannschaft über die Art der Durchführung ins Ein¬
vernehmen zu setzen."

In formaler Hinsicht wird beantragt , den Antrag dem Kriegswirtschaftlichen Ausschüsse zur Beh:
zuzuweisen.

Kemetter.
Dr . Kofler.

Hartl.
A . Einspinner.

Dr . Hoffmann.
Richter.

Wien , 3 . Oktober 1917.

Dr . Roller.
Fahrner.

W . Teltschik.
Dr . Erler.

Dr . Kinz.
Kittinger.

Marckhl.
Beyer.
Erb.

Dr . Sylvester.
Dr . Bodirsky.

Dr . H . v. Oberteithner.

E . Kraft.
Dr . Schürfst

Wedra.
Dr . Waber.
Herzmansky.

Denk.

Ans der k. k. Hof- und Staatsdruckcrei.
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Anfragebeantwortung
/

Seiner Expllen ; des Herrn Ministers für Landesverteidigung.

Auf die im Abgeordnetenhaus ? in der
13 . Sitzung der XXII . Session am 3 . Juli l . I.
eingebrachte Interpellation Nr . 425/1 der Herren
Abgeordneten Dr . BanaH und Genossen , betreffend
die im Interesse der Intensivierung der Landwirtschaft
gelegene Versetzung der den Etappendienst in
anderen Kronländern oder in den Okkupations¬
gebieten versehenden galizischen Soldaten nach
einem unweit von ihrem Wohnsitz gelegenen Ort in
Galizien , beehre ich mich zu erwidern:

Die ausschließliche Verwendung von nach
Galizien zuständigen Militärpersonen zur mili¬
tärischen Dienstleistung in Galizien ist nicht durch¬
führbar.

Ursprünglich wurden die Landstnrmformationen
tunlichst in der Nähe ihrer Aufstellungsorte ver¬
wendet . Die kriegerischen Ereignisse haben die Ver¬
legung ganzer Abteilungen in Gebiete , wo sie eben
militärisch notwendig waren , gefordert . Hierbei
konnte selbstverständlich nicht auf die persönlichen
Verhältnisse der einzelnen Rücksicht genommen
werden , sondern es mußte einzig und allein das
militärische Interesse im Auge behalten werden , das
heißt , dort , Ivo eben Abteilungen frei wurden,
mußten sie genommen werden , um am Orte des
Bedarfes in Verwendung zu treten.

Eine Rückversetzung aller aus Galizien stam¬
menden Landsturmmänner in dieses Kronland müßte
zur Folge haben , daß auch alle anderen Landstnrm-
männer in ihre Heimat versetzt werden.

Abgesehen davon , daß eine solche Maßregel
große Eisenbahntransporte und hiermit auch eine
schwere Belastung der Eisenbahn zur Folge hätte,
wäre es nicht möglich , diese Transferierung dauernd
durchznführen , weil , wie ans dem Vorhergesagten
hervorgeht , jederzeit eine neuerliche Verlegung der
Abteilungen notwendig erscheinen könnte.

Was speziell die Verwendung von galizischen
Landsturinmännern in Albanien betrifft , so erlaube
ich mir , zu bemerken , daß in Albanien Landsturm-
mgnner ans allen Teilen Österreichs und Ungarns
in Verwendung stehen . Bei den dort dnrchgesührten
Arbeiten handelt es sich nicht um die Urbarmachung
des Landes , sondern um rech militärische Arbeiten.
Das Bauen von Straßen , Feldbahnen nsw . ist für
die Aufrechthaltung des Nachschubes , daher im
Interesse der dort kämpfenden Truppen unbedingt
notwendig . Soweit dies möglich und zulässig ist,
werden selbstverständlich auch Einheimische für diese
Arbeiten herangczogen , doch genügen diese Kräfte
für die vorgenannten Arbeiten nicht.

Die Militärverwaltung ist übrigens , so wie
bisher , gern bereit , einzelnen begründeten Gesuchen
um Transferierung von Landsturmmännern älterer
Jahrgänge in ihre Heimat oder in deren Nähe,
soweit es die dienstlichen Verhältnisse zulasten , z»
entsprechen.

Wien , am 3 . Oktober IUI 7.

Ans der k. ,k . Hof - und Staatsdruckerei.
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Anfrsgebrantwortung
Seiner Exzellenz des Herrn Ministers für Landesverteidigung.

Auf die in der Sitzung des Abgeordneten¬
hauses vom 14 . Juni 1917 von den Herren Ab¬
geordneten Dr . Hermann Lieber mann und Ge¬
nossen an meinen Herrn Amtsvorgänger gerichtete
Anfrage über die Einleitung des militärgerichtlichen
Ermittlungsverfahrens gegen Krakauer Advokaten
wegen des Vergehens gegen den Z 67 W . G . be¬
ehre ich mich, folgende Aufklärungen zu geben:

Das bestandene Feldgericht des k. u . k.
Militärkommandos in Krakau hatte sich sehr viel
mit der Verfolgung von Wehrpflichtdelikten zu be¬
fassen, da beim Krakauer Magistrat ein ausgedehnter
Militärbefreiungsschwindel aufgedeckt worden war,
der weite Kreise der Bevölkerung vor das Militär¬
gericht brachte . Nur in einer einzigen Strafsache
(gegen Rieser und Genossen ) mußte gegen 17 Be¬
schuldigte wegen Verbrechens gegen die Kriegsmacht
des Staates und gegen 90 Personen wegen Ver¬
gehens nach § 67 W . G . (Umgehung der Wehr¬
pflicht ) strafend vorgegangen werden . Die Ver¬
urteilten entstammten fast durchwegs der wohl¬
habenden . Intelligenz Krakaus . Auch im dortigen
Advokatenstande ereigneten sich Fälle von Wehr-
Pflichtverletzung . Stadtbekannt ist, daß mehrere
Krakauer Advokaten ins Ausland geflohen sind,
und zwar laut Bericht des Militäranwaltes die
Doktoren Philipp Weiner , Isidor Schräger und
Kosches , um sich dadurch der gesetzlichen Dienst¬
pflicht zu entziehen . In einem anderen Falle hat
sich ein Advokat der genannten Stadt erwiesener¬
maßen des Vergehens nach Z 67 W . G . schuldig
gemacht und entging nur infolge Verjährung der
Bestrafung . Es ist also — wie gesagt — her
Advokatenstand von Verfehlungen der erwähnten
Art keineswegs ganz rein geblieben . Als nun bei
den Militärjustizbehörden Krakaus fortgesetzt An¬

zeigen einliefen (es handelte sich keineswegs bloß
uni eine namenlose Anzeige ), die wenn auch unter
falschen Namen erstattet , so doch unter Anführung
bestimmter Verdachtsgründe gegen mehrere nament¬
lich angeführte Krakauer Advokaten die Beschuldi¬
gung erhoben , daß die Genannten sich der Dienst¬
pflichterfüllung entziehen , ordnete der zuständige
Kommandant vorläufige Erhebungen an . Nach
deren Ergebnis erwies sich die Beschuldigung
keineswegs — wie in der Anfrage behauptet
wird — als grundlos und zur weiteren Behand¬
lung ungeeignet , sondern es erhielt sich vielmehr
der Verdacht , daß die auffallend zahlreichen
Militärbefreiungen unter den Krakauer Advokaten
(in Krakau und Podgörze allein waren von den
mehr als 200 Advokaten , die im dienstpflichtigen
Alter stehen , nur 29 eingerückt ) nicht mit rechten
Dingen zugehen . Die Überprüfung der Personal¬
dokumente ergab , daß die Angezeigten fast durch¬
wegs wegen „Herzfehler " als ungeeignet befunden
worden waren , während die Berichte der erheben¬
den Organe die betreffenden Personen als kräftige
und gesunde Männer schilderten , die mit seltener
Rührigkeit und Ausdauer ihrer beruflichen Be¬
schäftigung nachgehen und ungeachtet ihres „ Herz¬
fehlers " in auffallender Weise öffentliche Lokale
besuchen.

Über Antrag des Militärgerichtes wurden
daher die als untauglich Befundenen bei der
nächsten Musterung „ 8 " zu Konstatierung ihrer
Leiden dem Militärspitül übergeben . Darauf setzte
ein derartiger Ansturm von Beeinflussungsversuchen
seitens der Angehörigen der zur Konstatierung Ab¬
gegebenen ein , daß die Absicht unverkennbar war,
die in Frage kommenden Advokaten um jeden Preis
militärfrei zu machen . Es wurde auch festgestellt,

«



daß es einzelnen Advokaten gelang, sich vom
Personal des Spitals - und des Landwehr-
Ergänzungsbezirkskommandos Âbschriften der Konsta-
tierungsbefunde im voraus zu beschaffen. Als nun
um die gleiche Zeit neuerlich Anzeigen einliefen,
welche die zur Konstatierung ins Spital abgegebenen
Advokaten beschuldigten, es sei ihnen gelungen,
durch ihre Machenschaften die Spitalsärzte zu
ermüden und ihren Befund nach „Wunsch" zu
erhalten , da entschloß sich der zuständige Kommandant,
um den nicht endenwollenden Verdächtigungen auf
den Grund zu kommen, eine gründliche Erhebung
der Sachlage vornehmen zu lassen. Im Hinblick auf
den Umfang und die -Wichtigkeit., -den Erhebungen,
welche die Vornahme richterlicher Ermittlungs-
Handlungen als --unumgänglich - voraussehen , ließen,,
entschied sich der zuständige . Kommandant auf den
Antrag seines Militäranwaltes - für . die Anordnung
des gerichtlichen Ermittlungsverfahrens .. Es leitete
ihn dabei die Erwägung , den»-' fortgesetzten" An¬
gebereien entweder im Interesse der . Betroffenen ein
für allemal den Boden zu entziehen oder die Schuld
der Angezekgten zu erweise».

Ein Borwurf kann allerdings dem Militär-
anwalte nicht erspart werden : er ' hätte vor der
Einleitung des gerichtlichen Ermittlungsverfahrens
das Militärverhältnis der Angezeigten feststellen
sollen, es wäre dann das bedauerliche Vorkommnis
unterblieben , daß auch gegen^Personen , die bereits
längere Zeit aktiv dienten, wegen angeblicher Ent¬

ziehung von der Erfüllung der Wehrpflicht die
militärgerichtliche Verfolgung eingeleitet worden ist.

Das gerichtliche Ermittlungsverfahren hat nun
bis zum 16 . Juli 1917 , an welchem Tage der
Strafakt üu Sinne der Verordnung des Gesamt-
ministeriums vom 6. Juli 1917 , R . G . Bl.
Nr . 284 , der k. k. Staatsanwaltschaft in Krakau '
zur weiteren zuständigen Behandlung abgetreten
wurde, bei 42 der angezeigten 64 Advokaten zur
Einstellung geführt . Von diesen 42 sind zwei ent¬
hoben und einer rückte erst nach Einleitung des
Ermittlungsverfahrens zum Militärdienste ein, da¬
gegen dienen 11 schon längere Zeit . Von den
22 .Personeiff gegen die das Ermittlungsverfahren
am 16 . Juli 1917 noch anhängig war , sind- nach
Einleitung dieses Verfahrens L- eingerückt. . M -

Zum Schluffe sei — - entgegen den Be¬
hauptungen der Anfrage — nochmals festgestellt,
daß die Anordnung des gerichtlichen Ermittlungs¬
verfahrens keineswegs einer Voreingenommenheit
entsprang , sondern einzig und allein den Zweck
verfolgte, sowohl, im Interesse der Allgemeinheit
als auch sämtlicher Beteiligten, , gegenüber den fort¬
gesetzten Klagen über gesetzwidrige Wehrpflichr-
begünftigungen der Krakauer Advokaten , in einwand¬
freier, unanfechtbarer Weise de» wahren Sachver¬
halt festzustellen,

Wien , am 3. Oktober 191^
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L. 8, 51, 107 und 625/1 , XLI1 . Session.

Ansrsgebrantworkmg
Seiner Ereilen ; des Herrn Ministers für Landesverteidigung.

Auf die im Abgeordnetenhause in der Sitzung
am 5. Juni 1917 angebrachte Interpellation der
Herren Abgeordneten Georg Stribrny und Ge¬
nossen, dann auf die in der Sitzung am 6. Juni
1917 angebrachte Interpellation der Herren Ab¬
geordneten Prokes , Jaros , Charvat und Ge¬
nossen, endlich auf die in der Sitzung am 12. Juni
1917 angebrachte Interpellation der Herren Ab¬
geordneten Konecny, Lisy, Exner, Dr. Lukavskh
und Genossen und ans die in der Sitzung am
13. Juli 1917 gestellte Anfrage der Herren Ab¬
geordneten Dr. Ellenbogen , Pittoni und Ge¬
nossen, betreffend die Behandlung der politisch un¬
verläßlichen Personen, beehre ich mich zu erwidern:

Es ist eine allgemein bekamrte, keiner näheren
Ausführung bedürftige Tatsache, daß schon geraume
Zeit vor Ansbruch des Krieges von seiten der nun¬
mehr ini Kriegszustände mit uns befindlichen Staaten
durch alle möglichen Mittel, wie Emissäre, Be¬
stechungen usw. in unserem Vaterlande, und zwar
nicht nur in den Grenzländern, eine Propaganda
betrieben wurde, welche dahin abzielte, breitere
Volksschichten ihrem Vaterlande zu entfremden und
möglichst in den Dienst des Feindes zu stellen.

Diese, der Regierung und namentlich auch der
Militärverwaltung schon lange vor dem Kriege
bekannt gewesene Wühlarbeit wurde vielfach derart
geschickt betrieben, daß es den verantwortlichen
Faktoren trotz vollen Wissens ihres Bestehens»reist
nicht möglich war, die Verführer und diejenigen,
bei welchen die Machenschaften der elfteren auf
fruchtbaren Boden gefallen waren,.auf Grund greif¬
barer Beweismittel ihrer Schuld zu überführen.

Da aber andrerseits, wie bereits angedcutet,
diese von den feindlichen Staaten ans dem Boden
unseres Vaterlandes betriebenen Vorbereitungs¬
arbeiten zum Kriege stellenweise in ausgedehnterem
Maße Wurzel gefaßt hatten, war die eniinente
Gefahr vorhanden, daß solche der Verführung unter¬
legene Elemente, wenn im Kriege unter die Waffen
gerufen, der Armee und der Kriegführung und da¬
mit den Gesnmtinteressen unberechenbar großen, ja

oft nicht wieder gutzumachenden Schaden zusügen
könnten.

Dies, soweit es die dem Staat zur Verfügung
stehenden Mittel gestatten, zu verhindern, war
Pflicht der veranwortlichen Faktoren, sowohl der
Militär- wie auch der Zivilverwaltung. Auf dieser
Pflicht beruhte es auch, daß schon zu Beginn des
Krieges auf jene Leute ein besonderes Augenmerk
gerichtet wurde, bei denen das Verhalten bis zur
Heranziehung zur militärischen Dienstleistung be-
gründeterwcise zu einer Vorsicht bei ihrer militä¬
rischen Verwendung mahnte. Sollte es doch mit
allen Mitteln hintangehalten werden, daß durch ei»
verbrecherischesVerhalten einzelner zahlreiche Staats¬
bürger, welche ihr Leben der Vaterlandsvertcidigung
weihen, in Tod und Verderben getrieben werden.

Hohes Haus! Es ist ja kein Geheimnis, daß
leider trotz aller Vorsicht in den ersten Kriegsjahren
mehrfach schwere, mit großen und unnötigen Ver¬
lusten an kostbarem Blut verbundene Schädigungen
militärischer Aktionen als Folge des Syuipathisierens
ja Konspirierens mit dein Feinde vorkameu und
daß es nur dem Heldenmute unserer Truppen zu
verdanken ist, daß diese Zwischenfälle auf eine rein
lokale Wirkung beschränkt blieben.

Wenn ich all dies feststelle, um die zwingende
Notwendigkeit präventiver Maßnahmen in dieser
Richtung zu erhärten, liegt es mir aber gewiß
andrerseits ferne, in Abrede zu stellen, daß bei der
Durchführung dieser Maßnahmen vielfach über
flüssigerweise weit über das Ziel geschossen wurde
und sich leider auch schwere, folgenreiche Jrrtümer
und Mißgriffe ereignet haben. Hohes Haus! Ich
will gewiß nicht .solche Vorkommnisse irgendwie
beschönigen, ich glaube aber, daß bei deren Beur¬
teilung nicht ganz außeracht gelassen werden sollte,
daß in vielen Fällen solche Mißgriffe einer unter
der Schwere der Verantwortung zu weit gegangenen
Vorsicht entsprungen sind. Sicher aber ist es die
Pflicht aller beteiligten Faktoren, die ihnen bekannt¬
gewordenen Unzukömmlichkeiten abzustellen und nur
in jenem Maße Vorkehrungen in der besprochenen



Richtung zuzulassen, wie es die Vorsorge um die
Sicherheit des Staates und um die Sicherheit
unserer braven Soldaten unbedingt erheischt.

Die militärischen Zentralstellen beobachteten
auch seit geraumer Zeit bereits in dieser Hinsicht
die Praxis , über einen jeden ihnen zur Kenntnis
gelangten Fall sofort eingehende Erhebungen anzu-
ordnen und verfügten bei-- negativem Resultate
ungesäumt, daß die Betreffenden in jeder Beziehung
gleich allen anderen zu behandeln sind.

Da es sich in diesen Fällen häufig auch , um
den Ausschluß von der Ausbildung zum Reserve¬
offizier handelte , ' sahen sich die militärischen Zentral¬
stellen schon, vor längerer Zeit bemüßigt, die
Weisung zu erlassen, daß einzig und allein der auf
Grund -eines , neuerlichen Erhebungsmateriales ge¬
faßte Beschluß der Offiziersversammlnng für "die
weitere Belastung , beziehungsweise Ausschließung
aus der Reserveoffiziersschule maßgebend sein darf.

Als sich mit der Zeit die Fälle mehrten, 'daß
die gegen Einzelne getroffenen Präventivmaßnahmen
nicht genügend, begründet erschienen, fanden sich
die beteiligten militärischen und zivilen Zentral¬
stellen veranlaßt , die ganze Frage einer gründlichen
Revision zu unterziehen und eingehende Weisungen
zu erlassen, durch welche erzielt werden soll, bei
voller Berücksichtigung der hier in Betracht
kommenden großen Interessen des Staates und der
Wehrmacht, jede ungerechtfertigte Härte für den
Einzelnen ^ hintanzuhalten und -insbesondere zu ver¬
hindern , daß Personen schwerwiegenden Konsequenzen
ausgesetzt werden, bei denen hierfür kein genügender
Anlaß vorliegt.

Deingemäß wurde verfügt , daß seitens der
militärischen Stellen alle solche seinerzeit namhaft
gemachten Personen den , Zivilbehörden bekannt¬
gegeben werden, welche letztere auf Grund gewissen¬
haftest zu pflegender -Erhebungen festzusiellen haben,
ob das Verhalten des Einzelnen vor seiner Ein¬
rückung zur militärischen Dienstleistung als ein im
offenbar staatsfeindlichen Sinne gelegenes anzu¬
sehen ist oder ein sonstiger Tatbestand vorliegt , aus
dem mit Bestimmtheit auf Staatsfeindlichkeit
geschlossen werden kann.

Dabei wurde die strenge Weisung erlassen, daß
alle jene Personen , bei welchen die Erhebungen ein
negatives Ergebnis zeitigen, von diesem Augenblick
an ganz in der gleichen Weise wie alle übrigen
Militärpersonen zu behandeln sind. Aber auch
bezüglich jener Personen , bei welchen die Er¬
hebungen das Vorhandensein positiver Momente
im obigen Sinne bestätigt haben, und bei welchen

daher auch weiterhin auf eine gewisse Vorsicht bei
ihrer militärischen Verwendung nicht verzichtet
werden kann, wurde diese auf jenes Maß herab¬
gesetzt, welches die Wahrung der dringendsten
militärischen Interessen noch gestattet.

Genaue Vorschriften in dieser Richtung sollen
in Hinkunst die Gewähr zur Vermeidung von
Übergriffen bieten. Insbesondere wird ausdrücklich
alles verboten, . was auch nur den Anschein einer
Verfolgung erwecken könnte.

Es sei hierbei ganz besonders auf die Ver¬
fügung aufmerksam gemacht, wonach auch von den
nach dem Gesagten noch erübrigenden Maßnahmen
-dann ganz abgesehen werden kann, wenn die.
betreffende Person sich durch eine gewisse Zeit im
Militärdienst tadellos betragen und namentlich,
wenn sie sich im Felde, bewährt hat.

.WaS speziell die in der Interpellation der
Herren Abgeordneten Prokes , Konecny und
Genossen enthaltenen . Rekriminationen über die
Behandlung ' der Abteilung im Krapsenwaldl , .
später aus dein Hameau , betrifft, möchte ich
ergänzend hinzufügen , daß die gepflogenen Er¬
hebungen ergeben haben, daß der individuellen
Zusammensetzung der Abteilung -und dem schwäch¬
lichen Zustand der Leute — Frontdiensttaugliche,
wurden jeweilig selbstverständlich der Armee im
Felde zur Verfügung gestellt — bei ihrer Beschäf¬
tigung weitgehendst Rechnung^ getragen wurde
und daß schwere grobe Arbeiten nicht gefordert
worden sind.

Auch waren Unterkunft und Lebensbedingungen
des Einzelnen wenigstens im großen und ganzen
nicht anders , als dies sonst bei Unterbringung in
Militärbaracken der Fall ist.

Bezüglich der in der Interpellation der Herren
Abgeordneten Konecny  und Genossen hervor¬
gehobenen Rücksendung einer Anzahl Leute vom
Landsturminfanterieregiment Nr . 2b in das Hinter - ,'
land , wurde erhoben, daß die Rücksendung ledig¬
lich deshalb erfolgte, weil diese Leute irrtümlich
instradiert worden waren.

Was schließlich noch den Wunsch der Herren
Abgeordneten Stribrny  und Genossen bezüglich
Verwendung der älteren Jahrgänge der Landwehr
in der Nähe ihrer Heimat anbelangt , erlaube ich
mir auf die Beantwortung der Interpellation der
Herren Abgeordneten Dr . Banaä  und Genossen
vom 3. Juli 1S17 , die eine ähnliche Anfrage znm
Gegenstand hat , hinzuweisen.

Wien, 3. Oktober 19 l 7.

Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei.
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Ä^Aeitei! mit MaunschÄftsgcbiihren . Die Abgeord- ^
neteix̂ S m itka  und Seitz  sprachen gestern namens des
DMHen sozialdemokratischen Klubs beim LandesoerteidigUngS-- :
minister vor und Machten ihn darauf aufmerksam,, daß es/
noch Betriebe der Militärverwaltung gibt, wo sowohl die Kriegs- ,
dienstlcister als auch die komqiandicrten .Arbeiter keinen Lohn.

jD» » Aygersoms. DM« a-ruverEelte dann dem Minister -
eine ausführliche DchttzeSüng M - Verhältnisse in dieser l

lBugangenhett ' der Lohn nachgezahlt werde. . Der Minister t
versprach, die Sache dringend zu behandeln. —̂ »1
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Me MMMffMMW" tzsr Prazer Arbeiter."
^/ « ie Mgeordneten Nemec rmd Geiwßen h«ck« r tm M-gEmte »ha«f« sim« JnserMMo « Wer d« . MLKarisieimngen"

kr Pnrg eingebrachi, der wir folgendes entnehmen:
Nach den gegen Ende Mar veranstalteten Kundgebungender Arbeiterschaft

machnnge» «rsstchiert, last
direkt ins Militärs;
dadurch ihr Koaliti«
suspendiert wurds^/ Tuher

Prager Fabriken Kund-
-iterfchaftAOk Betrieb«
ä l tnDÄ ^ versetzt und

^sSnvche Freiheit
>e wurden zwei

Arbeiter ans der bdhrnifchwKäHrischen Fabrik, und zwar:
tzradecky und Mach von .̂derFirMa Sellier und Bellot, und
sechs Arbeiter zu militärischen Dienstleistungen
«inbe-uftn mV der « nordmmg, i« Pohorelec z» erscheinen»vp sie in HMt LsniMUkgenwurden. - ^

^ Was die Kundgebung der Arbeiterschaft der Firma
Sellier und Bellot anlangt , so hat sich die Arbeiterschaftzu ihr
die Zustimmung der Firma und auch des kompetenten militäri¬
schen Leiters eingeholt. Die Kundgebung der Arbeiterschafthat
bloß die-Lohnforderungen betont und die Arbeiterschaft ist am
anderen Tage in der Früh in die Arbeit gekommen. Die
Betriebsleitung ließ aber die Arbeiter¬
schaft nich -t antrete « und hat erklärt,
daß bis Ende der Woche nicht gearbeitet
wird.  In Komarau bei Hormvitz, in den Eisenwerken der
Firma T. C. Petzold, in denen es in den letzten Tagen zu
einer Bewegung kam, wurden ebenfalls vier Vertrauensmänner
der Arbeiterschaft zum augenblicklichen Antreten
des militärischen Dienstes einberufen.In diesem Betrieb hat der Direktor den Arbeitern
einen dreitägigen Arrest diktiert,  den der
Militärkommandant iriach /Ankunft ^u; .^ weisem Lage be¬
stätigt hat. . A < - ü ' " ^

Die ArbeiterschcHt̂d^ FIrnm döohanka upd Komp, inPrzibram führte bei"der Beschwerdekommission Nr. 2 in Prag
durch ihre drei Vertreter Beschwerde. Die Arbeiter haben bei
der Kommission bestimmte Konzessionenerreicht. Nach Verlauf
von vierzehn Tage« wurden die Vertrauensmänner der Ar¬
beiter strafweise versprengt, und zwar Äner nach Sger, einer
nach Klattau und einer nach Schlan. Die Versetzung erfolgteauf Befehl des Militärkommandanten.

In Holubkau hatte die Arbeiterschaft bei der Firma
Hopfengärtner einen Arbeitsvertrag vereinbart , der von der
Firma während der ganzen Zeit des Krieges ignoriert wurde
und ebenso auch die Vertrauensmänner der Arbeiterschaft.
Am 10. Mai find die Arbeiter der erwähnten Firma in de»
Hof gegangen und haben den Direktor ersucht, für eine bessere!
Approvisionierung der Arbeiterschaft zu sorgen. Darauf wurden

zwei aus der Werkstütte gewählt, die der Direktor der Bezirks¬
hauptmannschaft in Rolitzan empfohlen hat, wo sie eine
größere LebenSmittelzuteilung verlangen sollten. Am 11. Mai
meldeten sie sich zum Rapport , daß die Arbeiterschaft Hunger
habe. Als sie von dem Oberst Brauner vorgeladen wurden,
wurden sie von dem Direktor Hetzer genannt . Der Oberst
erklärte , wenn es sich wiederholen werde,
werde er daS Militär berufen , alle aus
dem Orte entfernen , die Delegierten
hängen lassen , wenn sie solche Bestien
sind;  ihre Familien werden keine Unterstützungen bekommen
und müssen krepieren.  Sobald ein VertranenSmann
sprechen wollte wurde er vom Obersten angeschrien,er soll das Maul halten.

Da cs in ähnlichen Millen und auch sonst zu Ver¬
haftungen von Vertrauensmännern der Arbeiter, die damit
betraut sind, daß sie die Forderungen der Arbeitnehmer ver¬
dolmetschen, gekommen ist rmd noch kommt, erscheint das Be¬
streben, die Vertrauensmänner der Arbeiterschaft einzusperren,
als ein System, durch das der Arbeiterschaftverwehrt werden
soll, sich über Unzukömmlichkeiten überhaupt zu beschweren.
Dieses Bestreben ist jedoch direkt gegen die Absichten der Re¬
gierung gerichtet, die durch die Einsetzung der Beschwerde¬
kommissionen selbst die Einrichtmrg des Vettrauensmänner-
systemS anerkennt, ohne die namentlich in de« großen Be¬
trieben eS nicht möglich ist, Wünsche und Beschwerdender
Arbeiterschaftvorzutragen.

Durch eine offensichtliche Verletzung der Gesetze, durch
Schrecken und durch militärische Maßnahinen soll die Arbeiter¬
schaft totgeschwiegen werden, ohne daß früher geprüft wird,
aus welchen Ursachen es zu ähnlichen Bewegungen kommt.
Deshalb wird der Landesverte.idigungsminister gefragt, ob er
anordncn will, daß die Vertrauensmänner , der Arbeiterschaft
freigeläffen werden, daß de» Arbeitern, , wiederum das -
Koalittönsrecht undchie persönliche FreMsst zugestanden werde'
und d «1^ s i tn 1>l 'i t ü rHs chen Letter ind e n 'M a ^ ürenschlichMnd human He-« eh 'm'e/ - > .. ' . '
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>̂ Ochtung: FrtthklmWMZLMUW!
DerMnister fürLandesverteidigung hat an den Präsidenten

'S«- Abgeordnetenhauses ein Schreiben gerichtet, worin er zuerst
begründet, warum der Eintritt in die Enthebung s-
gruppe  vom LandeSverteidigungSminister jedermann unter¬
sagt werden mußte, und^ ütteilt , daß er aus . prinzipiellen.Gründe« nicht in der Lage ist, im allgemeinen von der er¬
wähnten Verfügung abzugehen, und nun fortfährt:

Es ist mir jedoch von vielen Seiten als dringen¬der Wunsch ausAbgeordnetenkreisen nahe¬
gelegt worden,  ich möge den Abgeordneten doch
wenigstens die Gelegenheit geben, sich Mer den Standfür die Wohlfahrt ihrezf Wahlbezirke
wichtigerEnthebungsan g^e legenyeiten in¬formieren  und das Ersuchetzl um beschleunigte Er¬
ledigung einzelner solcher IWeleKrMEH Vorbringen zukönnen. Ich sehe mich Ahen/ArarIastt , Fom 2. Oktober an
in der E. G„ GoldschMtrüP Nr. »4/jedoch nur für Rejch» atsa »geordnW
an jedem Dienstag End Donnerstag
mittags und 2 Uhr « achmittags ii».
tränieren wird . Die Abgeordne
Falle der JnanspruchnahMt*^ dieser
Parlament sl
Eintritt in das

'ch eine Auskunftsstelle,
zu systemisteren, die
zwischen 9 Uhr vor-

' ^ Nr. Ä> funk¬
en gut darmi tun , im
Auskunftsstelle ihre

imation  mitzubringen , da der
de der E. G. nur gegen deren Vor¬weisung, Kur''Dermeid««g eures Zutritts Unberufener in

diese Auskunftsstclle, gestattet wird . Hieran mutz ich aber,im Interesse der Sache selbst, die dringendste Bitte an die
Abgeordneten schließen, die Inanspruchnahme der Auskunfts¬stelle der E. G. nur auf die allerwichtigsten und rückfichts¬
würdigsten Fälle beschränken zu wollen, da anderenfalls
diese Auskunftei in den obencmgcfShrtenStunden den an siegestellten Anforderungen nicht entsprechen könnte. Für dieAnfragen werden besondere Formularien in der Auskunfts-stelle der E. G. wie auch im Parlamentsgebäude
ausliegen, die von den Hnfraaestellern (Abgeordneten) aus-
zuMen sind. Sv ? ,. ^ ^Dazu wird uks vvst- unseren Ĝenossen mitgeteilt : Der

Klub der sozialdemokratischen Abgeordneten hat sich in
seiner heutigen Sitzung sofort damit beschäftigt. SS wurde

^allgemein der Ansicht Ausdruck gegeben, daß überhaupt dir
direkte Einflußnahme des Abgeordneten aus die Verwaltung
um sich greift. Was den besonderen Fall anlangt , so wurde
folgender Beschluß gefaßt:

Insoweit die Staatsbürger berechtigt sind, ihre bei
öffentlichen Aemtern eingebrachten Gesuche und Beschwerden und
sonstige» Eingaben zu urgieren oder dort eine Beschleunigung
der Erledigung zu erbitten, muß man dieses Recht allen Staats¬
bürger« ohne Unterschied geben. Es geht auch nicht an. daß
man für die Abgeordneten speziell ein solches Recht statuiert,
daS nur bewirken könnte, daß die von Abgeordneten geförderten
Gesuche einer günstigen Erledigung unterzogen und andere be¬
rechtigte Bewerber dadurch zurückgssetzt würden . Aber nicht nur
aus Prinzipiellen, sondern auch aus praktischen Gründen müssen
sich die Abgeordneten gegen den Vorschlag verwahren . Es ist
ganz selbstverständlich, daß sich alle jene Personen, die solche Ein¬
gaben urgieren wollen und denen daS Recht jetzt benommen
wird, künftig an Abgeordnete wenden werden, woraus für
diese eine solche Mehrarbeit entstehen würde, daß sie schließlich
überhaupt nichts anderes zu tun hätten, als ausschließlich die
privaten Gesuche einzelner Personen bei den Behörden zu
verfolgen, statt ihr öffentliches Amt auszuüben. Im übrigen
wird die Regierung aufgefordert, die eingcbrachtcn Gesetze
ehestens zu erledigen und sich dabei ausschließlich, wie
es das Gesetz vorschreibt, von Gründen des öffentlichen
Zntcreffen leiten zu lasten. — - -— '
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Anfragrbeantwortung
Seiner EXzellenz des Herrn Ministers und Leiters des k. k. Amtes

für Volksernährung.

Auf die von den Herren AbgeordnetenKalina
und Genossen in der Sitzung des hohen Hauses
voni 15. Juli 1917 cingcbrachte und mir am
6. Augustl. I . zugestellte Interpellation, betreffend
die vernachlässigte Approvisionierung der böhmischen
Städte und Märkte in Südböhmen, beehre ich mich
Nachstehendes zu erwidern:

Es ist richtig, daß die Mehlversorgung Süd-
böhmcns in den letzten drei Monaten des Ernte¬
jahres 1916/17 eine ungenügende war. Es war
dies jedoch keine auf Südböhmcn allein beschränkte
Erscheinung, sondern die Mehlnot zeigte sich überall
und war besonders in den auf Zuschübe ange¬
wiesenen Teilen des Reiches fühlbar. Soweit
Böhmen in Betracht kommt, ist die Ursache dieser
beklagenswerten Mißstände einzig und allein darin
zu suchen, daß sich gegen Schluß des Winters in¬
folge des Ausbleibens rumänischer Zuschübe die
zwingende Notwendigkeit ergab, Getreide und Mahl¬
produkte aus Böhnien zur Versorgung jener Ge¬

biete Österreichs abzuziehen, deren Bedarf aus den
eigenen Vorräten nicht gedeckt werden konnte. Als
späterhin im Monate Mai die Getreideeinfuhraus
Rumänien wieder einsetztc, war das unablässige
Streben des Amtes für Volksernährung darauf ge¬
richtet, deni Lande Böhnien die vorher im Interesse
der allgemeinen Versorgung entnommenen Mengen
zurück zu erstatten. Die für diesen Zweck verfügbare,
an sich gewiß nicht geringe Menge von 5800 Wag¬
gons war jedoch nicht ausreichend, um zusammen
mit den in Böhmen selbst hereingebrachten Ge-
treidebcständen auch nur den reduzierten Mehlbedarf
des Landes zu decken.

Ich werde Vorsorge treffen, daß in der
laufenden Approvisionierungsperiodedie Landwirt¬
schaft Böhmens nur im Rahmen des gesetzlichen
Ausmaßes zur Ablieferung herangezogen werde.

Wien, 2. Oktober 1917.

«
s
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M. Ln« Aremven«nd ihr MttktSrdieW. Ammer
HÄttstster werden die Fälle , daß fremde Staatsangehörige
zeitweise zum Militärdienst herangezogen werden, ohne
daß ihren Angehörigen während dieser Zeit eine Ent¬
schädigung gegeben wird. S . Meisels ist russischer Staats¬
angehöriger, in Sereth HM er eine Oesterreicherin ge¬
heiratet und dort gewohnt
er gemustert und diente
1917. Schon/wuf
feindlicher Sta
entlassen und ..
kynfiniert und ar
Mochenlohn von 4
Aistenthalt in Wie
stelle mit weit styHerem
beantwortet worden.

irotz seiner Dokumente wurde
14. März 1916 bis 10. März
le zur Front wurde er als

,er aus dem Heeresverband
Jetzt ist er in Schwechat

als TiMergehilfe gegen einen
,, Ansuchen, ihm den
;it tt hier eine ArbeitS-
wF sind bisher nicht
leS Militärdienstes hat

M den 'Änterhaltsbeitrag an-
ewiksen, weil ihr Mann Ausländer

also Hie: Die Papiere waren nicht ^
. ^ nsehung des Militärdienstes die

fremde Staatszugehörigkeit des Mannes zu beweisen,
jedoch ausreichend, um den Anspruch der Frau auf
Zahlung des Unterhaltsbeitrages zurückzuweisen. I

nun seine Frau zwei:
gesucht, wurde jedoch/
ist. Die Sachlage wart
ausreichend, um in

!et
Kronen. Sei<
zu gestatten,kLÄ
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--^ v.irr wenoel IM) sodann der Be¬
sprechung des vom Ministerpräsidenten abgegebenen
Regierungsprogramms zu und bemerkt , die Erklärung
des Kabinettschefs stehe in einen ! Mißverhältnisse zu
den Tatsachen , unter denen die Arbeiterschaft , be¬
sonders die industrielle , zu leiden hat . Den Unter -

gao rn Österreich keine Behörde , bei der die Arbeiter¬
schaft während der Kriegsperiode die Möglichkeit
hatte , ihr von den Unternehmern vergewaltigtes Lohn -
recht durchzusetzen . (Hörtch Hört ! bei den Sozial¬
demokraten .) Die ArbeiterWhaben ihre Schüttlest
auf den Schlachtfeldern erfüllt (Zustimmung bei den
Sozialdemokraten ), aber sie lehnen es ab , strafweise an

nehmern muß der Staat die ihm vorgeschriebenen

ver rraorrramen aal» ru erfüll «-,,

orrranien yaoen es vemanven . das Krieasdi «-nsts-ist!,nna.

vr » « vzimoemvrrarem , dte vereinbarten Mordpreise> - , - -- ^« t - ^ « L.
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Sozialdemokraten folgendegibt zmmchst namens der deutschen

EstkMung ab:
^ Der Abgeordnete Wolf hat gestern in einer etwas

ungehörigen Weife das Haus belästigt und sich bei dieser
Gelegenheit eine Beschimpfung unseres Parteigenossen Dr . Fritz
Adler  geleistet . Ich erkläre »daß D r. Fritz Adler
viel zu hoch und Abgeordneter Wolf
viel zu niedrig  st e h t (Zustimmung bei den
Sozialdemokraten), als daß Abgeordneter Wolf die Per¬
sönlichkeit des Dr. Fritz Adler erreichen könnte. (Lebhafter
Beifall bei den Sozialdemokraten.) -

Er wendet sich sodann der Besprechung des vom Minister¬
präsidenten abgegebenen RmierungsMagMmms zu und bemerkt,
die Erklärung des KabinecksmefLfftche iüemem MimzechKlsnis
zu den Tatsachen, / . / - / / - , -

unter deuM d̂ib Arb enersch aft, ' . / / /
besonders die industrielle/ zä lechen'^ gt. Diese ist währen ) des
Krieges unter dem Zwanffe Des Kbiegsdienstlersturmsgesetzes
tätig . Das KriegsdiensiMstungsgesehf' als Notgcsetz ÄsMproche'n,
ist zur furchtbarsten Plage für die Arbeiterschaft HSMorAM und
es sei nicht zu verwundern , daß die Empörung ' dtr .PrLeiter-
schast über dieses Gesetz zum Ausdruck gekommen' ist. Den
Unternehmern ist dieses Gesetz sehr willkommen, da es Auen zur
Ausbeutung der Arbeitskräfte dient. Den Arbeitern wurde durch
das Gesetz die Freizügigkeit genommen,  das
Versammlungsrecht kassiert, die Oeffentlichkeit konnte nicht
benützt werden und die Klagen über den Druck und die Gewalt¬
tätigkeiten. dis sich die Jndustriemagnaten gegen die Arbeiter¬
schaft,geleistet haben, wurden unterdrückt. Den Unternehmern
muß der Staat die ihnen vorgesDriebenenPreise zählen, anderer¬
seits drücken sie aber die Whne der Arbeiterschaft herab,
obzwar nach dem Gesetz der WbeitgHber ohne' Einverständnis
mit dem Arbeitnehmer kein RiM Art, an/den bestehenden
Arbeitsbedingungen eine Aendesstrngs vorzustehmen, und die
Kriegsverwaltung bei Unter lelluchge/nes Getriebes unter das
Kriegsdienstleistungsgesetzde r/Untersiehrns^ vertraglich zu ver¬
pflichten hat, daß an Den Mreinbarter/Ärbeits - und Lohn-
bedingungen durch detMlnterstehmer Menmächtig 'nichts ge¬
ändert werde. In all«»WetriKen wukden die Arbeiter durch
die Kriegsverwaltung >uHeeifert, ihr/ ganzx Kraft herzugeben,
es wurden Prämien a lsMetzt unl/die Unternehmer lohnten
die angestrengte Tätig !eit Ur ArbMer mit Reduzierungen der
Akkordpreise: das ab r sind LoInreduzierungea . ES gab in
Oesterreich keine Behörde, bei ) . - - - - -.
der Kriegsperiode die Mögli«
nehmorn vergewaltigtes Lok
bei den Sozialdemokraten.)/ « « der Ausübung ihres Rechtes, sich

«her ungesetzliche Lohnreduzieruuge«
zu beklagen, wurden die- Arbeiter durch den militärischen Leiter
durch Verhängung von Arrest verhindert . Wenn das Ein¬
sperren nichts genützt har, ourm kam, im Sinne der Be¬
strebungen der Industriellen , das Mittel zur Anwendung:
Ei « rücken! (Hört I Hört ! bei den Sozialdemokraten .) Wenn
sich Arbeiter, die aus Gründen der Produktionssteigerung
von der Kriegsverwalmng angesprochen wurden, gegen die
Gewalttätigkeiten der Fabrikanten aufgelehnt haben, wurden
sie innerhalb der nächsten vierundzwanzig Stunden wieder an
die Front geschickt. Unter solchen Umständen verzichtet die

die Arbeiterschaft Während
hatte, ihr von den Unter-

durchzUsetzen. (Hört ! Hört!

Arbeiterschaft im allgemerc.ru darauf , das Gericht in l̂Hpruch
zu nehmen. DieArbeiter haben ihreSchuldig-
keit auf ven Schlachtfeldern erfüllt (Zu¬
stimmung bei den Sozialdemokraten)/ aber sie lehnen es ab,
strafweise an die Front geschickt zu werden, weil sie etwa die
Profitgelüsa der Fabrikanken ganz zu erfüllen nicht geneigt
sind. (Zustimmung bei ven Sozialdemokraten.) Die Fabri¬
kanten haben es verstanden, das Kriegsdienstleistungsgesetz
in ihr Profitmteresse zu stellen, die Arbeitszeit wurde bis auf
achtzehn Stunden täglich erhöht (Hört l Hört I bei den Sozial¬
demokraten), die vereinbarten Akkordpreise wurde« nicht eirr-
gehaltem Obzwar die Kriegsleister nach dem Gesetz nicht auf
die Kriegsartikel zu verpflichten sind, gibt eS in der ganzen
Kriegsindustrie fast kein« Fabrik^ in der die Arbeiter

nicht «ruf die Kriegsartikel vereidigt wurden.
(Hört ! Hört ! bei den Sozialdemokraten .) Infolgedessen haben
die Arbeiter, obzwar sich an ihrer Tätigkeit nichts geändert
hat, statt d?s Arbeitslohnes nur die ManrrschaftslShnung er¬
halten . Die sozialdemokratischen Abgeordneten haben den
Kriegs minister wiederholt /darauf aufmerksam gemacht, daß
dieser.Vorgang absolut ungesetzlich  ist , und es
ist auch gelungen, dem Lohnrecht in den militärischen Betrieben
wieder Geltung zu verschaffen. Was aber in den militärischen
Betrieben gelungen ist, ist noch lange nicht i-n Privatbetrieben
gelungen. Der Redner führt eine Reihe von Unternehmungen
an, in denen die Arbeiter, die zu diesen Firmen kommandiert
oder einberufen wurden, einen unter dem tarif¬
mäßigen Lohne stehenden Betrag er¬
hielten.  Die sozialdemokratischen Abgeordneten und Gewerk-

/iLatten :Laben bei dem wü steren Krieas minister Freihe rr»

v. Krobatin, dem dis Arbeiter m-mcheS zu verdanken haben,
der verhütet hat, baß das Arbeiterrecht nicht so vergewaltigt
werden konnte, wie verschiedene Herren wollten, interveniert.
Er versprach auch, die Angelegenheit zu untersuchen, aber bis
heute ist sie nicht erledigt. Die in Wien errichtete

Beschwerdekommisstim
hat ein Gutachten abgegeben, daß die Arbeiter Anspruch auf
den normalmätzigen Lohn haben, sie erkläre sich aber für
inkompetent, eine Entscheidung zu treffest, weil die Firmen , um
die es sich handelt, nicht unter das Kriegsdienstleistungsgesetz
gestellt sind I Eine' -zweite Beschwerdekommisston hat die
Arbeiter als Landsturmarbeiter erklärt, die kein Recht auf den
normalmäßigen Lohn haben. Rach den Bestimnmngen des
Wehrgesetzes gibt es aber nur Landsturmsoldaten ; die Arbeiter,
die da in Betracht kommen, sind weder gemustert noch
assentiert und werden einfachals Landsturm-
ar beiter deklarierst damit die Firmen
den Lohn nicht zubezahlen brauchen! (Hört!
Hört ! bei den Sozialdemokraten.) Da die Arbeiterschaft, die
keine Möglichkeit hatte,- Lei den Behörden des Staates ihr
Recht zu finden, ihrer Empörung durch Streiks Lust machte,
wurde sie militarisierst,Kiu Anhaltspunkt für - die Militari¬
sierung sei jedoch in dÄ gesetzlichen Bestimmungen nicht zu
finden. Sie sei aus keinem anderen Grunde erfolgt al :> '
deshalb, um den Arbeiter, der sich um sein Recht wehrst nach
dem Militärstrafgesetz abzuurteilen und züm Verbrecher zu
machen. Die Arbeiterschaft nehme die Versicherungen des
Ministerpräsidenten, daß die Regierung bemüht sei, die
Schaffensfreude der produzierenden Bevölkerung aufrecht zu
erhalten, so zur Kenntnis , wie sie die Ausübung der Gerechtig¬
keit ihren Interessen gegenüber bisher zur Kenntnis nehmer'
konnte. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten .)
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Der Mangel an Juden im
^ Schützengraben.

Eine ZnLerpellationsheantworLnng.
Der Minister für Landesverteidigunghat heute eine

Interpellation in charakteristischer Weise beantwortet: '
Auf die Interpellation der Abg. Witos , Dylo, Bomba,

!Myjak und Genossen, betreffend die bevorzugte Stel¬
lung der Juden  und ihre Verwendung , beehre ich
mich mitzuteilen, daß der Militärverwaltung von einer auf recht¬
licher Grundlage beruhenden oder gar zugestandenen bevor- '
zugten Stellung der Juden ick der Armee nichts bekannt ist.
Dis gesetzlichen Bestimmungei» bezüglich Erfüllung der Wehr¬
pflicht werden — dem Prnckipe der allgemeinen Wehrpflicht
entsprechend — gegenüber » dem Staatsbürger ohne Rücksicht
auf seine Nation oder ReligiLr in jeder Beziehung objektiv und ^
gleich gehandhabt , Ausnahme in -keiner Richtung gemacht und
auch unter keiner Bed-n-lichg « duldet. -Daß Front-
rntziehungen , / ie r stich M, i e l t e Ent¬
hebungen  u n d/M  i l i t ei  u n g e n da und
dort leider vorkoHmen. i kann niM ^ geleugnet werden. Mit

, rücksichtsloser Stückige gtht aber/vie Militärverwaltung jedem
einzelnen ihr zu« Kenntnis g^ kachten Falle nach und führt die
Schuldigen der -gerechtenStrafe zu. Periodisch wiederkehrende
gründliche UeberptzüsunaM des Tauglichkeilsgrades aller außer¬
halb der Kampffront .̂ flehenden srontdieiistuntauglichsn Mann¬
schaften führen übrigens einen jeden tauglich Befundenen
wieder der Front zu, so daß heute in Verwendungen außer-

!halb der Front bis auf wenige auf ihrem Posten Unentbehr¬
liche nur frontdienstuntaugliche Personen stehen. Die Ursache,
daß nur ein relativ geringer Prozentsatz
namentlich der galizischen Juden im
Schüpengrabenzu  finden ist, dürfte hauptsächlich
auf den geringen Tauglichkeitsgrad
dieser Leute  zurückzuführen sein, was durch die
Friedensassentergebnisse auch bestätigt erscheint. -- —'
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^8 )̂3 der Beilagen zu den stenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauses. XXII . Session 1917 . 1

Antrag
des

Abgeordneten Dr . Funk und GenoÜen.

betreffend

die Errichtung einer besonderen parlamentarischen Kommission zur Unter¬
suchung der von einzelnen Abgeordneten vorgebrachten Deschwerden gegen
das Vorgehen der Militär - und Zivilbehörden , sowie der diesen unterstellten

Personen , welches während des Krieges stattgetnnden hat.

Seitens vieler Mitglieder des Abgeordnetenhauses sind zahlreiche Beschwerden im Plenum des
Hauses , dessen Ausschüssen und im Wege der Interpellationen und Anträge vorgebracht worden , welche
gegen das Vorgehen der Millitär - und Zivilbehördeu , sowie der diesen unterstellten Personen und
Organe , während der Kriegszeit gerichtet sind . Viele von ihnen beinhalten Beschuldigungen wegen nicht
nur höchst tadelnswerten und ungesetzlichen , sondern sogar von verbrecherischen Handlungen . Es konnte
von einem jeden , dem die einfachsten Gerechtigkeit ^ - und Gesetzlichkeitsprinzipien nicht fremd geworden
sind, erwartet werden , daß diese Beschwerden Veranlassung zu strenger , unparteiischer Untersuchung,
exemplarischer Bestrafung der Schuldigen und zur Genugtuung und Ersatzleistung au die ungerecht
Beschädigten bieten werden . Leider ist die Mehrzahl dieser Beschwerden seitens der dazu verpflichteten
Faktoren überhaupt unbeantwortet geblieben und auch dort , wo die Beantwortung erfolgte , geschah dieses
in absolut unvollständiger und unbefriedigender Weise . Ein solches Vorgehen , welches nicht ünr der
Gerechtigkeit widerspricht , den Eindruck erweckt, daß überhaupt der gute Wille zur Untersuchung dieser
Vorfälle fehlt , ja sogar , daß die in diesen Beschwerden enthaltenen Tatsachen stillschweigend gebilligt
werden , sondern auch eine Mißachtung des Parlamentes bedeutet , kann sicher seitens des Abgeordneten¬
hauses nicht geduldet werden.

Die Gefertigten beantragen  deshalb:

„1 . Zur Untersuchung der seitens der einzelnen Abgeordneten vorgebrachten Beschwerden wegen
des Vorgehens der Militär - und Zivilbehörden sowie der diesen untergeordneten Personen und Organe
während der Kriegszeit wird eine 27gliedrige Kommission mit den Befugnissen des Z 30 G . O . aus
dem Plenum des Abgeordnetenhauses mit dem Austrage gewählt , ehebaldigst dem Hanse Bericht und
xventuell Anträge zu erstatten.

«
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2. Derselben Kommission sind auch jene gleichartigen Beschwerden zur Untersuchung, Bericht¬

erstattung und Antragstellung zu überweisen, welche künftighin seitens der einzelnen Abgeordneten vor-

gebracht werden."

Wien , 26 . September 1917.

Lukavskh.
Dr . Subrt.
K. Vanek.
Mastälka.
Fiedler,

st st Hrasky.
7,Ä .stExner.

Pisek.
Dr . E . Formanek

Evstincar.
Tobolka.

^ Roskar.
Jare . .

Stejskal.
,-L Fili'pinsky.

Jim Stribmy.
C. J . Lisy.
F . Stanek.

Jar . Rychtera.
Antonm Nemec.

Tomasek.
s Fon.

Dr . Franta.
Dr . Eugen Lewickyj.

Holubowycz.
Dr . Hruban.

Dr . Funk.
Kadlcäk.
Körner.

Kratochvil.
Dr . Baxa.

Klofac.
Cech.

Dr . Pogacmk.
Brencic.

Pik.
Dr . Krel.

Dr . Koroscc.
Svoboda.

Smrcek.
Sveceny.
Stransky.

BodnanÄr ).
Botruba.

Biskovsky.
Aust.

Hnätek.
I . Marek.
F . Stanek.

Petruszewycz.
Smal -Stockyj.

Baczyäskyj.
Zahajkiewicz.

Aus der k. k. Hof- und SLaatsdrucknei.
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Ws Mer Mnen Zentrale. 1^
/ , Die Bekleidungszentrale im Ministerium des Innern
unterscheidet sich in Entstehung und Entwicklung von all
den anderen Zentralen , über die im Abgeordnetenhaus«
gesprochen wird. Nur dem Dunkel, das die ganze Zeit
hindurch über sie gebreitet wurde, verdankt sie es, daß man
über sie weniger spricht, und nicht etwa ihrer vor¬
trefflichen Gebarung . Nur so nebenbei ist ihrer seinerzeit
in Verbindung mit den Geschäften des Herrn Basel ge¬
dacht nwrdens aber mir so nebenbei. Mit Unrecht, denn
sie verdient es, an das Helle Tageslicht gezerrt zu werden.
Die Bekleidungszentrale ist eine Gründung , des Herrn
Marguet,  ehemals Hofsekretär und Leiter der FlüHt-
lingssürsorge im Ministerium des Innern , derzeit von
Kestraneks Gnadm Direktor in der Prager Eisenindustrih-
gesellschaft. Er wollte für die Flüchtlinge Kleider besorgen:
so schuf er die Zentrale mit dem Auftrag, zuerst die Lag«
in Niederösterreich zu versorgen. Die Lieferung für das
eine Lager wurde der Firma Ärohö und Komp., die für
das zweite Basel übertragen. In der Statthalterei wurden
eigene Personen, ein Direktor und ein Regierungsrat , mit
der Durchführung betraut, das Verhältnis zwischen
Ministerium und Statthalterei nt etwas ungeklärt,
jedenfalls hatte und hat das entscheidende Wort
eine Frau , die Baronin Lo mp ell a. Wohl war
die Baumwollzentrale bereit, zu verhältnismäßig
günstigen Bedingungen zu liefern, aber sie wurde wemg
in Anspruch genommen, »Bösel dagegen erhielt schon
damals einen Auftrag, kür etwa 8 bis lO Millionen
Kronen zu liefern. Es wur» n ihm nicht etwa genau um¬
schriebene Aufträge gegeben! ekHeierte einfach, was das
Lager brauchte. Lieferte dickst Hin ohne jede Kontrolle,
bis er im September 1916 GenErlvollmacht erhielt,
für 40 Millionen KronGr Waren imMngarn aufzukaufen.
Bosel ließ seine Agmte» aus kauften so erfolgreich,
daß viele von ihnen ANllionen verdienten . Sie kauften,
was ihnen unter » di* HäniMräm , Brauchbares und
Unbrauchbares, ohn» RückstchFmuf Preis und Beschaffen¬
heit. Diese Käufe hcwen aLZr auch sonst die Preise in die
Höhe getrieben, ohne daß^erreicht worden wäre, was man
beabsichtigte: die BestärM in Oesterreich zu schonen. Es
wurden wohl in Ungarn fertige Kleider gekauft, aber dafür
auf allerlei Wegen Rohlvaren aus Oesterreich nach Ungarn
gebracht. Bei den Käufen war nicht nur nicht der Bedarf
maßgebend, sondern es wurden sogar die Vorräte in un¬
verantwortlicher Weise verschleudert. Für die Innen¬
ausstattung der Kleider rvurden Stoffe verwendet, die
weit zweckmäßiger, durch billigere und vor allem in
größeren,Pfengen vorhandene Waren hätten ersetzt werden
können. So ist der Markt um Vorräte gebracht worden, die
heute nur schwer entbehrt werden. Eine Ueberzahlung
um 50 Prozent war Regel, aber es gibt Waren, die
damals nachweisbar um das Dreifache überzahlt worden
sind. Selbstverständlichmüssen dem Vergleich die damaligen
und nicht die heutigen Preise zugrunde gelegt werden.
Nicht genug an alldem, sind viele Waren völlig unbrauch¬
bar , und so erklärt es sich, daß die Lager wohl überfüllt
sind — in Wie» allein gibt es mehr als dreißig voll¬
gepfropfte Lagerräume —, daß aber die Flüchtlinge keine
Kleider haben. Es gibt recht viele Orte, in denen nur der
Schein einer Kleiderabgabe gewahrt wird, obwohl der Vor¬
räte so viel sind.

Im Herbst 1918 kamen die Geschäfte des Herrn
Bosel auf und da wurde diese Stelle »reorganisiert' . Em
fachmännischer Beirat wurde geschaffen, aber eS war zu
spät. Es konnte höchstens, und auch das nur unter dm
größten Schwierigkeiten, ein Ueberblick über die bisherige
Gebarung gewonnen werden. Wenn eS seinerzeit schon
begründetes Aufsehen gemacht hatte, als eS hieß, Basel
habe Waren für 20 Millionen Kronen geliefert, so konnten
die Beiräte die verblüffende Feststellung machen, daß sich
seine Lieferungen aus ISOMillione « Krone«
belaufen. Bosel war ja großzügig, neben Kleidern
und Schuhen hat er alles geliefert, sogar
Eisen, verstand er doch von dem einen so viel wie
von dem anderen. Er hatte nur das eine Interesse, teuer
und viel einznkausm. Je teurer er emkauste, desto größer
war sein Verdienst, denn ihm ward eine sechsprozentige
Provision vom Einkaufspreis zugesichert. Je höher der
Einkaufspreis war, desto größer seine Provision. Daß
Bosel dabei ein glänzendes Geschäft gemacht hat, ist
selbstverständlich, doch nicht um ihn handelt es sich,
sondern um die verschiedenen Ministerien. Um das Mi¬
nisterium des Innern , das einen guten Gedanken so ver¬
darb, daß aus einer Fürsorge für notleidende Bevölkerungs¬
schichten eine fast beispiellose Versorgung einiger Lieferanten
wurde. Um das Handelsministerium, das ruhig Verordnung
nach Verordnung übertreten und mit knappen Vorräten
Raubbau treiben ließ. Endlich um das Finanzministerium,
das sonst um jeden Heller feilscht, hier aber Millionen
sinnlos vergeuden ließ.

Die knappe Darstellung der Geschichte dieser Zentrale
ist keineswegs lückenlos, vieles wäre zu ergänzen aus der
genauen Einsicht in die Bücher und so manches mag auch
in dm Büchern nicht zu finden sein ; aber schon dieser
kurze Umriß zeigt wie an einem Schulbeispiel, wie das
Regieren von oben herab statt des Verwaltens von unten
hinauf, wie die Ausschaltung der beteiligten Kreise von
der Entscheidung üher die Dinge, die sie angehen,
wirken und ausgehend Diese Dinge wärm , nie möglich
gewesen, wenn nicht die ganze Einrichtung wie ein
Geheimnis gehütet worden wäre. Wie viele wissen denn
hmte, was di«se Zentrale eigentlich istl Man lieft überall
die Lüsslchm . Bekleidungsstelle des k. k. Ministeriums
deS Innern' und geht seiner Wege. 'Die Sache hat aber
nicht bloß das Interesse für sich, Abrechnung zu halten
lür vergangene Sünden und die Schuldigen zu suchen,
Le..Lat.L«d« ltmlL-Mr .- ie Goae-lmM. «eil trotz des.jack-

männischcn Beirates die entscheidende Leitung noch lange
nicht die richtige ist und der alte GEt und teilweise auch
die alten Personen herumspukcn. TageftLft kommen jene
nur schwer auf, die die Zentrale zu einer Fürsorge,
einrichtung umgestaltcn wollen.

Es ist nur eine kleine Zentrale, der Name ist sogar
irreführend, es ist eine Geschäftsstelle, für Lieferanten,
aber ihre Gebarung rst bezeichnend für das System der
Bürokratie, die echt Stürgkhscher Geist allmächtig und
kontrollos hat schalten und walten können, und ist lehr-

Weich für die Geschichte der Kriegsgewinne. Wenn einzelne,
mitten im allgemeinen Elend mühelos Millionen cm-
häuften, hat nur zu oft die Bürokratie ihnen die Wege
geebnet. Wenn aber auch keine Zentrale im technischen
Sinne , verdient es die Bckleidungsstelle doch, in dsn
-kreis der Beratungen und Untersuchungen über dir
Zentralen gezogen zu werden. ' - -- ^
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Re ^ unzuWMge " VMwerdewMM ?WM.
Es scheint, daß einzelnen Beschwerdekonnuissionennichts

'Unangenehmeres geschehen kann, als wenn ste gezwungen
werden, eine EnHchsibnng zu fällen. Gewiß, auch wir sind der
Meinung , daß bei den Unternehmern vielfach sin bitterer
Nachgeschmack zurückblsibt, wenn sie vor die Kommission
gezogen werden, was zur Vergrößerung der Spannung bei¬
trägt ; aber die Herren haben es ja in der Hand, die Be¬
schwerden vorweg zu beseitigen, indem ste de» Arbeitern ent-
gegenkommen. Man kann doch von den Arbeitern, zu deren
Schutz die Kommissionen errichtet werden, nicht erwarten und
verlangen, daß sie auf die Erledigung ihrer Beschwerden ver¬
zichten. Und wenn die Kommission entscheiden muß, geschieht
es, wenigstens in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle, des¬
wegen, weil die Unternehmer nicht nachgeben wollen. Das
ersieht man am besten daraus , daß . es sich in solchen Fällen
meist um sogenannte „grundsätzliche" Fragen handelt, um
Lohnsysteme, um MindestentlohnunS und ähnliches. Die Be-
schwerdekomru-iKonen helfen sich Hann mit der Behauptung,
für derartige Dinge seien sie « ich u st ä n d i g.

So heißt es in der schriftliche« Entscheidung über die
Beschwerde der ArbsitcrschMt der (Moda -LSerke A.--G. : „In
Sachen der Forderung aM Bildung von Arbeiterausschüssen
(welche die Verwirklichung' Hnd Einbcküung der Zugeständnisse
beaufsichtigen und öerH ZuscnnMWMng zwischen Arbeiterschaft
und Betriebsleitung daHtellen Hckksten) erklärt sich die Beschwerde-
kommissio» für inkompetent̂ Und ähnlich sprach es kürzlich
auch die Wiener Kommission I bei Behandlung der Beschwerden
der Angestellten gegen die Firmen Siemen- Ärd Halske und
Telephonfabril vormals Berliner aus ri „kM ^Festsetzung von
Mindesteinkommen und zur EinteilungMe ArrgSstMen m L,'
klaffen, die fes

Beschwerdekommisflon nicht zuständig./ i ^ ^ '
Wir wollen einmal davon absehen, daß die Koinmissionei

dazu eingesetzt wurden, um in allen mit den Lohn- und
Arbeitsbedingungen zusammenhängenden „Begehren" der
Arbeiter zu entscheiden. Es wird kaum jemand zu leugnen
vermögen, daß sowohl die Einsetzung von Arbeiter- oder
Fabriksausschüssen als auch die Zusicherung bestimmter
Mindesteinkommen und die Einteilung in Gehaltsklafsen
mit der Regelung und Besserung der Arbeits¬
und Lohnbedingungcu enge zusammeuhängt . Ueberdies
zählt j^ die Verordnung verschiedene Dinge auf undläßt überdies eine Erweiterung der zu den Arbeitsbedingungen
zu zählenden Fragen ausdrücklich zu. Aber, wie bemerkt, es soll
hievon abgesehen werden. Die Praxis aber können wir un¬
möglich außer acht lassen. Die Beschwerdekommissionenhaben
die Abmachungen des Metallarbeitcrverbandes vielfach als
Grundlage ihrer Entscheidungen genommen, und darin sind
sowohl die Mindestentlohnung wie die Einteilung in Klaffsn
enthalten. Die Piisener Kommission hat sich um die güt¬
liche Vereinbarung zwischen den Beschwerdsführern und den
Skoda-Werken eingesetzt, wonach Akkordsätze, gegen welche Be¬
schwerde erhoben wird, von der Direktion im Einvernehmen
mit den fceigewählten Vertrauensmännern der Arbeiterschaft
der betreffenden Abteilung geprüft werden sollen. Diese
Vereinbarung ist ein unzweifelhafter Sieg
der Organisation,  der erst durch Anerkennung des
Arbsitcrausschusscs vollständig und gesichert worden wäre.
Aber die Kommission hat plötzlich gefunden, daß sie nur für
den ersten Schritt zuständig ist, der zweite märe bereits ein zu
großer Eingriff in das Herr-im-Hause-Recht der Unternehmung,
daher die Unzuständigkeit der Kommission.

Uno bei der Wiener Kommission ist es nicht weniger
ausfallend , wie sich die Unzuständigkeit plötzlich' einstellt. Da
Landest,  cs M ..um .tzyMBIelttz ItzMÄe die

„Msayr- «j êx OrAcmrsierung der technische» und kaufmännischen
Beamten zu hindern. Nun besteht ab« die Organisation;
und nicht zrckktzt Harum, weil die Schichten, für welche sie
gegründet wurde, vor der» Kriege zu wenig,Verständnis dafür
aufbrachten, muß jetzt mit Hikfe der BeschrveröMMmifsion Ver¬
schiedenes angestrebt werden, was die Organisation, wäre sie
stark gewesen, allein schon hätte erkämpfen können. Die
Unternehmer sehen, büß jetzt der AngestelltenSewogung die
Wege geebnet werden^ deshalb ihre Anstrengungen gegen die
Beschwerden, deshalb alle die Versuche, Entscheidungen der
Kommisstorren hintanzuhasten. Und da stellt sich nun der
Gedanke dor Unzuständigkeit gerade zusecht er». Die sich be¬
schwerenden Arbeiter und AngesteMen habe« keine Möglichkeit
der Berufung, die Unternehmer können zufrieden sein, die
Beschwerdekommission hat sie wieder einmal beschützt. Und so
mutz man denn leider damit rechnen, daß die Unzuständigkeit

jsehr rasch üherhand uê -HN wird, und die schö ne Einrjch tung
am di,?» .Weise i' Verdorren MAVgegeben.̂ __
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Zer 8rMm «gsrat. ' ^
Nach vier Monaten hat gestern der Ernährungsrat sein«

Tätigkeit wieder ausgenommen . Minister Höfer  nahm all«
Schuld dieser langen Arbeitspause auf sich und erklärte st«
durch seine Überlastung mit Arbeit , die vor allem durch,,di»
Tagung des Parlaments und seine Reisen in die Provinz
ungeheuer vermehrt wurde . Trotzdem wissen natürlich all«
Mitglieder , daß die lange Pause ausschließlich den agrarischest
Hetzereien gegen den Ernührungsrat und dem / agrarischen
Einfluß , unter dem der Ministerpräsident steht, M schulden ist
Die Vertreter de^ ÄrveMrschnft HOj » 'frfKcnMMesolution cin-
gebracht : « VX

Der Ernahrungsrat erhebt Einsp 'tuiy . g c che n seine
monatelange AuS fH a l t "u n g ch nd de nVersuch , durch eine AL n q u e t c, deren Zu¬
sammensetzung ni >Kt  nur aus sachlichenGründen b e st i m m t Fv a w i ch t i g e F r a g e n
des staatlichen  O rO ähsr u n g s di « n st e s zulöse  n . Der ErnühruiMrcL erWirt , daß ,st>itie ständige fach¬liche Mitarbeit NLiiest/Bem ^ Würlamest ''' ebensowenig ein¬geschränkt und oWgesGaltet ' rverdeL ^ darf wie die alleranderen fachlichem Leiräße der staatstchen Zentralstellen . Der
Ernährungsrat « Gischt. daß ssMsteine Tagung auch die not¬wendige Zeit zkirWerfügulW ^stestellt wird , daviit seine Ver¬handlungen mir Der deF Bcratungsgegenstünden würdigen
Sachlichkeit geführt weichen rönnen : er erklärt , daß die Zeitfür neuerliche ^ perimrntc zu ernst ist, als daß ein beständigerWechsel in den Anschauungen und im Willen der Regierungertragen werden könnte.

Die Resolution wurde gegen zwei agrarische Stimmen
alle anderen Agrarier stimmten für die Resolution — an¬

genommen , dagegen wurde der erste Satz , wo über die Er¬
nährungsenquete geurteilt wird , mit 25 gegen 18 Stimmen
abgelehnt . Die Agrarier bekennen sich nun , wo die Beseitigung
des Ernährungsrates — und das , war doch der eigentliche
Zweck der Enquete — nicht möglich ist nicht mehr gern zu
ihren Hetzereien. Nur so vollblütige Agrarier wie der Herr
Baron Ehrenfcls stimme » natürlich gegen die Resolution.

Der übrige Teil der Sitzung wurde ausschließlich von
den Berichten des Ausschusses für Kohlenversorgung auSgesüllt.
Der Minister für öffentliche Arbeiten Homann  leitete die Ver¬
handlung , , nach der Berichterstattung durch Abgeordneten
Diamand  mit einer eingehenden Darstellung der Ver¬
fügungen ein , die die Regierung getroffen hat und noch zu
treffen beabsichtigt . Die Verordnungen sind ja bekannt

und alle. ' Versprechungen der Regierung , für die
Kohlenanlieferung zu sorgen , wurden selbstverständlich
wiederholt . Den Dank , den der Minister den Bergarbeitern
abgestattet hat , für deren außerordentliche Arbeitsleistung er
nur von Bewunderung erfüllt sein kann , haben unsere Ver¬
treter , die in der Debatte das Wort nahmen , durch die Schilde¬
rungen der Rechtlosigkeit und der fürchterlichen Ansbentung,
die durch das KriegSleistungZgesetz verübt werden konnte , in
das rechte Licht gerückt. C h o b o i, der die Verhältnisse im
Mührisch -Ostraner Revier geschildert hat , konnte vor allem
Nachweisen, wie die. mangelhafte Ernährung schuld daran war,
daß die Kohlcnlicserungen so außerordentlich zurückgegangen
sind . Auch heute fehlt den Bergarbeitern noch immer jeder
maßgebende Einfluß auf die Verteilung der Lebensmittel und
die Versuche, die Arbeiter in die GeschästSgebarnng dieser Ver¬
teilung Einblick nehmen zu lassen , scheitern an dem passiven
Widerstand der WerkZverwaltungen . Emmy Freundlich
steht in der späten Einführung der Kohlenkarte und
der dadurch gebotenen Möglichkeit , daß sich der be- >
sitzende Teil der Bevölkerung nun reichlich eindecken.
kann , eine große Gefahr für die Kohlenversorgung der
arbeitenden . Bevölkerung . Wenn uns auch der Minister erklärt,
cs müsse dann eben der Hausherr aus dem ersten Stock die
frierende Reservistensrcm im merten Stock mitversorgen , so
können wir diese Versicherung nur mit der größten Skepsis
aufnehmen . Man habe bisher mit der Energie , die die Regie¬
rung gegen die Besitzenden aufbringr , viel zu schlechte Er¬
fahrungen gemacht , als daß man diesen Versprechen großen
Wert beilegen könnte . Sie weist auf die Notwendigkeit hin,
jene Familien , wo Säuglinge sind , Sei großer Kohlennot vorZ
allem zu versorgen , da die Kindersterblichkeit durch die
mangelnde Wärme außerordentlich vermehrt werden müßte.
Auch für die Beheizung jener Räume , wo Dienstboten und
Gesellen schlafen, muß vorgesorgt werden . Da nur Karten für
den Haushalt auögegebcn werden , besteht die Gefahr , daß die
Familie alle Kohlen für sich verwendet und die Angestellten
in vollständig ungeheizten Räumen schlafen und wohnen
müssen . Der Minister glaubt diesem Uebelstand durch eine
strenge Wohnungskontrolle begegnen zu können.

Den ruerlwürdigsten Antrag hat jedenfalls der Herr
Bibel , drutschnationaler Arbeitervertreter aus Wisterschan , ein»
gebracht . Der Herr ist mit seinen Anträgen, ' die er in reicher

!

» 4
Hk
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Ln, 19. September. (Freiwilliger E r-
n^ y rungsdienst .) Über Auftrag des Amkes für
Volksernährnng sind die politischen Landesbehörden
damit beschäftigt, durch Heranziehung von freiwilligen
unbezahlten Vertrauensorganen den äußeren Er¬
nährungsdienst auf die breiteste Basis zu stellen. Da
sich in einer großen Reihe von städtischen Berufs¬
kreisen der Intelligenz, besonders aber unter den
Frauen, trotz der vielseitigen Inanspruchnahme jedes
Einzelnen immer zahlreiche Persönlichkeiten finden,
welche die Behörden durch freiwillige ehrenamtliche Mit¬
arbeit gerne tatkräftig unterstützen und außerdem ent¬
sprechende Kenntnisse mit Arbeitseifer und Pflicht¬
gefühl zu verbinden wissen, durfte dieser freiwillige
Hilfsdienst für die Allgemeinheit Ersprießliches leisten.
Hoch-, Mittel- und BoLAchnllehrer. pensionierte, nicht
reaktivierte Offiziere nndZBMHte« a. m., in erster
Linie aber Frauen ,wer«eiF dsrch Überwachung der
Einhaltung von VoUchrMn/-auf dem Gebiete der
Ernährung rianwntii« in̂ SKdten viel erfolgreicher
wirken können »ls Hie wenig zahlreichen und mit
Arbeit überhäuft» 'Hilfskräfte der Behörden. Dieser
Kontrolldienst wiG um so gründlicher geführt werden
können, da sich diese freiwilligen Helfer und Helferinnen
ihrem Dienste mit Interesse und Eifer widmen
werden, weil sie in der Regel über eine gewisse
Autorität, vielfach auch eine besondere fachliche Be¬
fähigung verfügen und weil überdies von ihnen be¬
kannt wäre, daß sie sich ihrer verantwortungsvollen
Aufgabe im allgemeinen Interesse und ohne persönliche
Vorteile unterziehen. Die Teilnahme weiter Kreise der
Bevölkerung an dieser behördlichen Tätigkeit wird ge¬
eignet sein, zur günstigen Entwicklung des schwierigen
Ernährungsproblems beizutragen und manchen Un¬
zufriedenheiten die Spitze abzubrechen, die ihren Grund
vielfach in der Unkenntnis der bisher von den Be¬
hörden geleisteten Arbeit und der übergroßen Schwierig- !

vchrck haben.
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Wj »E^ 19 September . (Hir !tscha ^ tsräte .)
HchM vor längerer Zeit das hat Amt für . Volks¬
ernährung die Aufstellung von Wirtschaftsräten " an-
geoiHnet, die den auf dem G« iete des Ernährungs¬
wesens entscheidendenBehörde» und zwar sowohl den
Landes - und Bezirksbehörden ß aW auch insbesondere
den Gemeindeämtern alst Beirrte Fan die Seite treten
sollen. Von diesen tWirtsßaftsrMr versprach sich das
Amt für Volksernjhrung gerade deshalb einen außer¬
ordentlichen Erfolg ) weil jenen Kreisen die Möglichkeit
der Teilnahme geboten ist, die am allermeisten einer,
klaglosen Versorgung bedürfem- Es müssen nämlich in die!

Wirtschaftsräte vor allem Vertreter der Konsumenten
und unter diesen wieder der Minderbemittelten und
der Arbeiterklasse ausgenommen werden. Als besoMMl
wünschenswert bezeichnte das Amt die Zuziehung von!
Frauen . Es gab auch Richtlinien für die Zusammen- !
setzung der Körperschaften, deren Mitglieder teils aus
den autonomen Behörden hervorgehen, teils von der
politischen Behörde bestellt werden sollen. Vielfältig
ist der Wirkungskreis :' der Wirtschaftsrat soll die
Produktionstätigkeit fördern helfen, soll bei der Erfassung
sowie der gleichmäßigen Verteilung der aufgebrachten
Mengen von Nahrungsmitteln Mitwirken, er soll ganz
besonders die Bevölkerung über Notwendigkeit und
Zweckmäßigkeit getroffener Maßnahmen aufklären . In
den Wirtschaftsräten ist gerade den berufensten
Schichten der Bevölkerung Gelegenheit zu nutzbringen¬
der Leistung und Mitarbeit gegeben, ohne daß sich
ihre Sachkenntnis und ihr Interesse in unfruchtbarer
Kritik verlieren.

Die Bevölkerung hat sich schon in der kurzen Zeit
des Bestandes dieser Wirtschaftsräte mit Freuden und
ehrlichem Arbeitseifer der Mittätigkeit gewidmet , und
es ist zu hoffen, daß in nicht zu' ferner Zeit in jeder
Gemeinde dem Gemeindewirtschaftsamt oder der Ge¬
meindeverwaltung ein Gemeindewirtschastsrat zur Seite
steht, der tatkräftig auf die Versorgung einwirkt, l
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Interpellationsbeantwortung
Seiner Exiellenz des Herrn Eisenbahnministers.

In Beantwortung der in der 16 . Sitzung
der XXII . Session des Abgeordnetenhauses vom
7 . Juli 1917 cingcbrachten Anfrage der Herren
Abgeordneten Witos , Jachowicz  und Genossen,
betreffend die Transporte der auf Eisenbahnen auf
Urlaub fahrenden Soldaten beehre ich mich nach
gepflogenem Einvernehmen mit der k. u. k. Zentral¬
transportleitung nachstehendes mitzuteilen:

DaS Reifen mit Schnell - und Perfünen zögen
ist den Militärpcrsonen keineswegs verboten . Um
aber den Ziöilpersonenverkehr nicht ganz unmöglich
zu machen , erschien es am zweckmäßigsten , die Ur¬
lauber in Formationen zu sammeln und mit eigenen

Urlauberzügen abzubesördern . Infolgedessen sind für
die Abbeförderung der Urlauber ans der Front
sowie zur Sammlung der Urlauber für die Reise
nach der Front eigene schnellfahrcnde Militärzüge
in Verkehr gesetzt worden ; außerdem wird seitens
der Feldtiansportlcitungen über Befehl des k. u. k.
Armeeoberkommandos zur Bewältigung des Ernte-
urlaubcrverkehrcs fallweise die Führung besonderer
Zöge verfügt.

Die Reisezeit wird den Urlaubern seitens der
Militärstellen vom Urlaub nicht in Abzug gebracht.

Wie », >5 . September >917.
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^ AMbung des KrresEberwachMlgSKMteZ.Wie amtlich mitgeteklt wird , ist das bisher im KriegS-
^ Ministerium bestehende KriegSüberwachungSamt , «und zwardurch kaiserliche Entschließung , ausgelassen worden . Dazu wird

bemerkt : . Um jedoch in Hinkunft eine rasche und vereinfachte
Behandlung dringender , mit den Kriegsverhältniffen im
Zusammenhang stehenden r Angelegenheiten , die ein
einoernehmlicheS Vorgehen / mehrerer Ressortstellen er¬heischen, zu sicher», werden » weiterhin bevollmächtigte Ver¬
treter gemeinsamer und östeueichffGer Ministeücn im Kriegs-
mtnisterium verbleiben , ^ >ieIdbrtM einerMommisston unter
dem Namen Wi » » st l k HMNi ission imk. u . k. K r i e g SM i n« st e r i vereinigt sind . Dieses
Vertreter bearbeiten ! ausschließRK ^ die Agenden ihres eigenen
Refforts im Namen »und untenher Verantwortung ihrer Vor¬gesetzten Ministerien, ' wobei ^ e je nach der Sachlage gegen¬
seitig im kürzesten Wegelos Einvernehmen pflegen . An derSpitze der Kommissivt ^ Pehen zwei Vorsitzende , und zwar ein s
höherer k. u . k. G e'N eral  als Repräsentant der gemeinsamen
Ministerien und ein höherer k. k. Staatsbeamter
als Repräsentant der in der Mnisterialkommissim » ver¬
tretenen österreichischen Zentralstellen ." So sehr man mitder Beseitigung des berüchtigten ÄriegSüberwachungSamteS,
einverstanden sein kann , so besteht der Verdacht , daß die
.Mmisterialkommission " nur dieselbe Sache unter einem anderen
Namen sein wird . Auch hier muß man fragen , wie die gemein¬
samen Minister dazukommen , in innerösterreichische An - ;
gelegenheiten dreinzureden , und wie ein General Wer öster¬
reichische Derwaltun gsdinge mitentscheiden soll. Im BerfaffungS-
auSschuß, wo Graf Toggenburg von der Aufhebung des:
KrtegsüberwachungsamteS Mitteilung machte , ist
folgender Antrag des Dr . Redlich angenommen worden : . Die
Regierung wird aufgefordert , einen Bericht über die Rechts¬
grundlage , die Zusammensetzung , die K o m,
petenz und die Tätigkeit  des UeberwachungSamteS
dem DerfassungSauSschutz vorzulegen ." Der Minister des Innern
erklärte sich hiezu bereit und so wird man die saubere Wirtschaftdes . Amtes " wohl noch überprüfen können . Als Bericht¬
erstatter für den Ausschuß wurde der Abgeordnete Pittonibestellt. - - - - 1



zn8^i i Lnxz Ln flUk
v o x ll^ sii ^i i o »i

:

fl tt fl N ^ fl
7/s3:

7 U 3

über

nmg des Ministers des Innen: vorn
29. August 1917««)

die Abänderung der Grenzen der nördlichen
KriegSgeôtŝ Österreich.

Das Armeeober^
Absatz1, der

ober̂diumâ ô nt auf Grund des Z 1,
r B» ordmmg des Gesamtministeriums

*) EnthnltenVin deimheute, den 3!. August 1917, aus«gegebenen LI.VlHDtücke des R. G Bl. unter Nr. 364.
**) Enthaltenen dem heute, den 31. August 1917, aus-

gegebenen 61.VI. Wtücke des R. G. Bl. unter Nr. 365.
vom 17. August 1915, R. G. Bl. Nr. 241, die!
Grenzen der nördlichen Kriegsgebiete in Abänderunĝ
der bisherigen Abgrenzung in der Weise bestimmt, ^
das; die politischen Bezirke Przemyslany, Böbrka,
^ydaczöw, Rohatyn, Stryj, Skole, Dolina, Kalusz,
Stanislait, Bohorodczany und Nadwörna mit Wirk¬
samkeit vom 1. September 1917 aus dem engeren
nördlichen Kriegsgebiete ausgeschieden und in das
weitere nördliche Kriegsgebiet einbezogen werden.

Die Abgrenzung der nördlichen Kriegsgebiete in
Österreich stellt sich somit folgendermaßen dar:

I. *
Das nördliche weitere Kriegsgebiet umfaßt:
im Königreiche Galizien: West-Galizien niit Aus-

! schlich der Gebiete der Gemeinden Biala und Lipnik
' und von Ost-Galizien das Gebiet bis einschließlich
'der politischen Bezirke Nadwörna, Stanislau, Rohatyn,
Przemyslany, Lemberg, Zölkiew und des westlich des
Bugflusses gelegenen Teiles des politischen Bezirkes
Sokal und des Gebietes der Stadtgemeinde Sokal.

II.

Das nördliche engere Kriegsgebiet umfaßt:
das Herzogtum Bukowina,
im Königreiche Galizien: den östlichen Teil von

Ost-Galizien bis einschließlich der politischen Bezirke
Kosöw, Peczenizyn, Kolomea, Tlumacz, Buczacz,
Podhajce, Brzezany, Zboröw, Zkoczöw, Kamionka
Strumikowa und des östlich des Bngflusses gelegenen
Teiles des politischen Bezirkes Sokal mit Ausnahme

jdes Gebietes der Stadtgemeinde Sokal.
Toggenburg m. x>. 1



k k 8 L ! 7 L N X ä U ^ k f ll N
8 0 X 8 li 7 ll 7 l 0 ll

» I ^ ^ 8 IL I 7 UU 6

VerordMlg des Amtes für Voltseruährmlg im
ViMrnehmeu mit deu beteiligten Ministern

vom 24 . Augnst 1917/ ' )
betreffend die Beschlagnahme von Hen und Stroh

Auf Grund des Gesetzes vom 24 . Juli 1917,
R . G . Bl . Nr . 807 , wird verordnet , wie folgt:

Mii dem Inkrafttreten dieser Verordnung sind alle
Vorräte an Heu und Stroh der Ernte des Jahres
1916 und früherer Fechsungen , insoweit sie sich nicht
im Besitze der Militärverwaltung oder der Staats¬
pferdezuchtanstalten befinden , zugunsten des Staates
beschlagnahmt.

Unter Heu sind alle in Österreich vorkommenden
Heuarten , und zwar Wiesenheu , Grummet , Kleehen
aller Arten (Luzerne rc.) , Mohär -, Hirse - und
Mischlingsheu sowie der Abfall dieser Heuarten (Heu¬
blumen ), unter Stroh das Stroh von Roggen , Weizen,
Halbfrucht , Gerste , Hafer , Mais , Erbsen , Bohnen,
Pferdebohnen , Linsen , Wicke, Lupine , Peluschke , Mohn,
Raps , Rübsen , Reis , Hirse , Buchweizen und Meng-
srucht zu verstehen.

Auf diese Vorräte finden alle Bestimmungen der
Verordnungen vom 29 . Mai 1917 , R . G . Bl.
Nr . 243 , betreffend die Regelung des Verkehres mit
Heu und Stroh , und der Verordnung vom 14 . Juni
1917 , R . G . Bl . Nr . 256 , betreffend die Festsetzung
von Preisen für Heu und Stroh , Anwendung.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kund¬
machung in Kraft.

Mit diesem Tage treten die mit der Verordnung
vom 14 . Juni 1917 , R . G . Bl . Nr . 256 G 11
Absatz 2 ), aufrechterhaltenen Bestimmungen der
Ministerialvervrdnung vom 10 . Jänner 1916 , l
N . G . Bl . Nr . 12 , außer Wirksamkeit.

Höfer m . p . Ertl m . p.

alter Fechsungen.

8 2.

8 3.

Czapp m . p.
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ßMMtzel Des MnMißxZKS.
Eines der Opfer der Verfolgungen, die bei Kriegs¬

ausbruch eingesetzt haben, war auch der gewesene viel¬
jährige Bürgermeister, Landtags - und Reijhsratsabgeord- '
nete Ivan H r i b a r in Laibach, Am 1?. August 1914
verhaftet wurde er, mit einer AnzeigeschPst der Polizei-
direktion in Laibach als des Hochv >errats be¬
schuldigt,  dem Landesgericht eingeliefert. Die. Unter¬
suchung ergab sofort die volle Grundlosigkeit dieser Be¬
schuldigung; aber da Hribar Man einmal eingesperrt
war, hielt man ihn trotz seiMr Proteste in der engen
Einzelzelle volle drei Monate/nng mit der Begründung
zurück, daß man den Verblei/ gewisser, zur Beleuchtung
des Falles unerläßlicherzNkte/ nW ) ermitteln könne. Alle
seine Bitten, entwede» Me MlkiagA/gegen ihn zu erheben,
oder ihn .sreizulaiAn, / erhallter Mgehört . Da erkrarW^ r
mangels an Mht, / Lust und Bewegmig gegen Ende
November an/Olutstl r̂z so schwer̂ mß der "Gerichtsarzt
bedenklich mit-D/m Kopfe schMM und erklärte, er gehöre
nicht hieher/ sondern ^ FWare für ihn zur Rettung der
Gesundheit*  und ««rstelleicht selbst des t Lebens — der
Aufenthalts im MMcheren, wärmeren Klima dringend
geboten. Infolge seines Berichtes waren nun die so lange
unauffindbar gewesenen Akten sofort zur Stelle und die
Oberstaatsanwaltschaft in Graz gab den Auftrag, d i e
Untersuchung cinzu st eilen und den
I u h a ftie r t e n ,sreizulass  e n. Er wurde auch
wirklich aus dem Landesgerichtsgefängnis entlassen. Aber
beileibe nicht aus freien Fuß gesetzt, sondern im Polizei¬
gewahrsam gehalten und die Meinung der Militär¬
behörden eingehalt. Als endlich diese nach Verlauf
von drei Wochen herabgelangte und dahin lautete,
daß gegen die Enthaftung Hribars militärrscherseits
keine Bedenken obwalten, faßte dieser auf ärztlichen Rat
den Entschluß: nach Barcola bei Triest zu übersiedeln,
und glaubte, der Bewilligung der Behörden hiezu desto
sicherer zu,sein. Äs der damalige Statthalter von Triest
Prinz Hohenlohe- erklärte, die volle Verantwortung für
ihn zu übernehmen. Aber Hribar rechnete mit der staat¬
lichen Uebervernmrft nicht und war deshalb an einem
frostigen Wintertag, nachdem er schon anderthalb Monate
auf freiem Fuße geweilt hatte, ohne daß dies
auf die Vorgänge aus den Kriegsschauplätzen
irgendwie nachteilig gewirkt hätte, durch emo

.an ^ die r PvÜMdirekMl z -erMW.ene Mitt eilu ng des

Krieg s 'überwachungsamteS  überrascht, daß!
er , i nr I n t eressc der weitere n Krie g-,
f ü h rm ng sofort zu interniere « ' se  i ' .1
Statt wärmeres ,Klima aufzusuchen, mutzte er nun —-
noch immer leidend ins Pulizeigcsangnis wandern,:
von Ivo er nach einem mehr ' als zweimonatigen Ver-l
bleiben' ins Herzogtum Salzburg geschickt und irw
712 Meter hoch liegenden Markte Äbtenau konstniertj
wurde. Diese Konfinierung ist nun gegen Ende Mast
dieses Jahres aufgehoben worden : allein Hribar wird,;
vielleicht ans dem Grunde, weil ' man ihn materiell noch!
zu wenig geschädigj hat, die Bewilligung zur Rückkehr^
nach Laibach noch immer vorcnthnlten.

Was die .Konfinierung selbst anlangt , wäre hervor«
zuhcben, daß im Dezember :1914 in Laibach das Gerücht
herumging, ein aus Verona zurückgekehrter Holzhandels
hätte dort gehört, daß die Italiener auch kosschlagen,, im
vierzehn Tagen in Laibach einziehen und dort Hribars

^zum Gouverneur ernennen rverden. Hribar, dem dieses,-,
Gerücht auch zu Ohren kam, erklärte gleich, daß,
es, da er mit Italien nie irgend welche Ver«?
lnndmlgen unterhielt, von seinen Feinden nur zu
dem Zwecke hat in Umlauf gesetzt werden müssen, um
ihm zu ' schaden. Nun hat die Potizeidirektion daL
Geheimnis gelüftet. Der Generalgewaltige dieses „Staats-
Wohlfahrtsamtes" erklärte nämlich vor kurzepr zu einem
Freunde Hribars , daß dieser konpniert wurde, weil die
Möglichkeit bestand, daß er bei einem eventuellen Einzug
der Italiener in Laibach von diesen, zum Gouverneur
bestellt worden wäre. Der Zusammenhang ist klar und
es ist danach auch klar, von wo das Gerücht ausaina . l
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DiePüblizität in der staatlichen
Kriegswirtschaft.

Vor einigen Tagen ist in der .Lieichspost" die aus
dem Bedürfnisse der Zeit geschöpfte Anregung er-
schienen, die Personaldaten des Amtsschematismus im
Niederösterreichischen Amtskalender auf die staatlichen
Kriegszentralen  und deren Funktionäre auszu-
dehnen. Bisher spielte die Organisation der staatlichen
Kriegswirtschaft , eine so überragende Stellung diese
derzeit in der Staatsverwaltung auch einnimmt , im
Niwerösterreichischen Amtskalender fast gar keine
Rolle . (Nur sporadisch finden sich dort einzelne Daten,
so in der Rubrik der Aktiengesellschaften über einzelne
Kriegszentralen ; im Hof- und Staatshandbuch für 1917
lediglich Daten über die Leitung des Ernährungs-
amtes .) Die Errichtung des Ernährungsamtes und die
sodann diesem eingeräumte faktische Stellung eines
Refsortministeriums datieren so spät vom Ende des
Jahres 1916,, daß sie bei der Redigierung des Jahr¬
ganges 1917 des Niederösterreichischen Amtskalenders
nicht mehr berücksichtigt werden konnten . Um so mehr
darf dies für den Jahrgang 1918 erwartet werden und
mit der Aufnahme des Ernährungsamtes als selb-
ständiger Zentralstelle in den Amtsschematismus ist die
Einbeziehung der diesem Amte organisch unter¬
geordneten und mit besonderen Aufgaben und Rechten
der Staatsverwaltung ansgestatteten Kriegszentralen
und Verbänden , mögen sie als besondere staatlich«
Aemter , wie die Kriegs -Getreideverkehrsanstalt , oder in
der Form von Aktiengesellschaften oder anderer wirt¬
schaftlichen Unternehmungen bestehen, von selbst ge¬
geben, eine notwendige Ergänzung der Darstellung der
kriegswirtschaftlichen Organisation innerhalb der
Staatsverwaltung . Es ist auch zu hoffen, daß weiters
die im Bereiche andererRessorts (besonders
Handels -, Ackerbau» und Arbeitsmimsterium ) bestehen¬
den kriegswirtschaftlichen Spezialei n-
richtungen  sowie die Gliederung der staatlichen
Kriegswirtschaft bis zu den unteren Instanzen (für
Niederösterreich im Runderlaß der niederösterreichischen
Statthalterei vom 23. Mai 1917 vorgezeichnet) im
nächsten Jahrgange des Amtskalenders zur Darstellung
oder doch zur Übersicht gelangen , darunter me beim

andelsmini st erium  errichtete Kommission
r Kriegs - und Uebergangswirtschaft , sowie das für

Gebiet errichtete Generalkommissariat,
ferner auch die beim Wiener Stadtrat  und beim
Wiener Magistrat geschaffenen kriegswirtschaftlichen
Amtsstellen , die für Wien die praktisch nächstwichtige
Bedeutung haben. -

Anschließend hieran möge noch eine- anderen ) nicht
im gleichen, aber doch auch bedeutenden Maße Vov>
handenen Jnformationsbedürfnisses der Kriegszeit ge»
dacht werden : eine die Funktionäre sowie die program¬
matischen Zwecke umfassende Anführung der zahlreichen
Organisationen der Kriegsfürsorge,  sowohl der
sreiwill gen als auch der amtlich errichteten, die sich an
die Opferwilligkeit der BevölkeLmg wenden. Alle diese
Organisationen können im Sin « dMseit Kriegsbeginn
erlassenen Vorschriften nur mit MmKbehoxdlicher Zu¬
stimmung bestehen und müssen stq F̂nn bestens grund¬
sätzlich der staatlichen Überwachung ,Nnd Kontrolle
unterwerfen (etwaige Wirchelorganispfionen kommen
hier nicht in Betracht ) , haben dahes ?öffentlich autori-
sierten Charakter . Ihre systematisch geordnete Zu-
sammenstellung eignet sich gewiß Mr Aufnahme in den
Amtskalender , der hierüber, -obwohl er sonst - die
privaten Vereine aller AN enthält , bisher — bis auf
sporadische Angaben („Rotes Kreuz ", Witwen - und
Waisenhilfsfonds ) — keine-einigermaßen ausreichenden
Mitteilungen bringt . Sich diese auf privatem Wege zu
verschaffen, ist derzeit nicht immer leicht, oft sogar sehr
schwierig. Gleichwohl ist das Vorhandensein einer solchen
allgemein zugänglichen Zusammenstellung und die Er-
möglichung, sich auf diesem Gebiete rasch zu unter¬
richten, im offenbaren Interesse der Kriegsfürsorge¬
zwecke selbst gelegen, sowohl um in der ganzen Be-
völkerung die Bereitwilligkeit zu persönlicher und
finanzieller Mithilfe möglichst wach zu erhalten als auch
um den einzelnen Personenkreisen , denen die Kriegs¬
kürsorge zuteil werden soll, von dem Stande der be-
rresfenden Einrichtungen Kenntnis zu geben; die leider
fühlbare Unzulänglichkeit der Mittel vieler Kriegs¬
fürsorgeeinrichtungen kann diese gewiß nicht zur
Verbergung ihres Wirkens und ihrer Zwecke führen
Im Anfangs der Kriegszeit hat die Stadt Wien eine
Zusammenstellung der Kriegsfürsorgeeinrichtungeu,
damals noch in geringerer Zahl , unter dem Titel
„Kriegsfürsorge " herausgegeben und hiebei auch die ge¬
setzlichen Vorsorgen zur Abhilfe gegen Kriegsnot der
minderbemittelten Bevölkerung (staatlicher Unterhalts¬
beitrag u. a.) einbezogen. In ähnlichem Umfange
könnten die Angaben im Amtskalender , der auch sonst
Notizen über einzelne aktuelle Gesetzesbestimmuirgen
enthält , ausgenommen werden, mit Ausscheidung aller¬
dings der in dem erwähnten Druckwerke der Stadt
Men seinerzeit einbezogenen weiteren staatlichen Maß¬
nahmen , die seither in mehreren Denkschriften der Re¬
gierung die berufene Darstellung erfahren haben . ,

Von der formalen Organisation abgesehen, be¬
steht auch hinsichtlich der äußerst zahlreichen und oft
rasch wechselnden materiellen Vorschriften der
staatlichen Kriegswirtschaft  für die ganze

»



Bevölkerung ein dringliches Bedürfnis nach genauer
mW zuverlässiger Unterrichtung , welchem durch das
NcMsflrsxüklaik die Landesgesetzblätter und dis Ver-
"rhnm,, ;äblätter der Ministerien , auch wenn das bisher
fehlende Verordnungsblatt des Ernähruntzsamtcs
hinzugekommen lein wird , kaum ausreichend ' ent- !
iprvcken rnerden kann. Diese Art der Kundmachung , s
vermischt mit den Vorschriften auf allen anderen Ge- j
lneien der Staatsverwaltung , selbst bei fallweiser Ans- !
nähme ln den Tages - und Fachzeitungen , vermag
innerhalb der verwirrenden Fülle der kriegswirtschaft¬
lichen Verordnungen , an welchen zumeist auch einschnei¬
dende Straffolgcn hängen , die keineswegs immer schon
durch dccs allgemeine Nechtsbewußtsein erkennbar sind,
dem Publikum die genügend sichere Kenntnis und
Uebersicht nicht zu bieten. Hiezu kommt, daß die kriegs¬
wirtschaftlichen Vorschriften des Ernährungsamtes
und der Ministerien häufig bloße Rahmenverordnun-
gcn sind, die lebendigen Inhalt und Geltung erst durch
die hieraus gegründeten Anordnungen der Landes-
bebörden erlangen , ja oft auch — zumal von
diesen manche auch im Landesgesetzblatte nicht
enthalten sind — die Erlässe der Bezirks-
Achörden (in Wien des Magistrates ) praktisch
die Hauptbedeutung besitzen. Es würde daher
eine dem derzeitigen Bedürfnisse dienende vervoll-
Lommtere Art der Kundmachung der Vorschriften auf
dem Gebiete der staatlichen Kriegswirtschaft sich sehr
empfehlen. Diese wäre , neben der bisher geübten Ein¬
schaltung in den bestehenden Gesetz- und Verordnungs¬
blättern , Wohl am zweckmäßigsten bei den politischen
Landesbehörden zu organisieren , von welchen zumeist
die zur unmittelbaren Verwirklichung bestimmten An¬
ordnungen ausgehen und an welche anderseits die
grundsätzlichen Vorschriften der Zentralstellen sowie
etwaige lokale Durchführungsvorschriften der Bezirks¬
behörden Lekanntgegeben werden müssen.

Bei den Landesbehörden würde sich also eine —
neu einzuführende — besondere Kundmachung
der grundsätzlichen und der Durchfüh¬
rungsvorschriften  der staatlichen Kriegswirt¬
schaft zu konzentrieren haben , wofür auch die Not¬
wendigkeit der möglichst gleichzeitigen Kundmachung in
den Landessprachen des betreffenden Kronlandes be¬
stimmend sein dürfte . Um dem Zwecke der kesseren
Uebersicht und Unterrichtung zu entsprechen, sollte aber
diese — die von allen berufenen Stellen ausgehenden
kriegswirtschaftlichen Vorschriften , die in dem betreffen-
den Kronlande gelten, um fastende — Kundmachung
getrennt nach Fachgebieten erfolgen , also für die land¬
wirtschaftlichen Erzeugnisse und für zutreffend (nichtallzu eng) abgegrenzte einzelne Industriegebiete oder
Arten von Kriegsleistungen , daneben noch für
ein allgemeine- Gebiet, in welchem allgemein
geltende oder in kein spezielles Gebiet ge¬
hörende Vorschriften ei uz«reihen wären . Für jede
dieser einzelnen Abteilungen (Serien ) des neuen
kriegswirtschaftlichen Landesverordnungsblattes wäre
eine abgesonderte Herausgabe und Bezugsmöglich,
keit zu schaffen. In jeder dieser Abteilungen
könnte auch oie Verlautbarung der Geschäftsberichte
and Abschlüsse der für das betreffende Fachgebiet in
Betracht kommenden kriegswirtschaftlichen Zentralen
und Verbände , soweit eine amtliche Veröffentlichung
ihres Inhaltes stattzufinden hat , vorgenommen wer¬
den. In privaten Sammelwerken , welchen die amtliche
Gewähr und die stets fortlaufende Ergänzung auf den
neuesten Stand mangelt , könnte kein Ersah gefunden
werden. DaS neue besondere Amtsorgan für kriegs¬
wirtschaftliche Kundmacbungen wäre eine Begleit-
erscheinung der außerordentlichen staatssozialen Auf¬
gaben der Staatsverwaltung in der gegenwärtigen Zeit
und geeignet, durch erleichterte Unterrichtung und
Uebersicht der Bevölkerung deren Verständnis , Willens-
kraft und allseitig« Mitwirkung bei dem wirtschaftlichem
Durchhalten zu stärken. - — - >
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.MürßckMÄ gemachte" BsrgaÄÄek.
Sie Union der Bergarbeiter berichtet uns : Wir lesen in

Arbeiter-Zeitung vom 11. d. einen Bericht über daS
strafweise Einrücken unseres Ortsgruppenobmannes Karl
Klein.  Die Sache beruht natürlich auf Wahrheit und der
Sachverhalt ist uns bekannt. Aber es war natürlich ein Irrtum,
zu meinen, daß es sich um eine . vereinzelte Erscheinung
handelte, sondern dieser Vorgang ist im Bergbau seit Kriegs¬
beginn üblich! Die Zahl der von den Werksbeamten an die
Front geschickten Bergarbeiter geht sicher in die vielen Hunderte,
wenn nicht Tausende. Am 11. Mai d. I . hat das Armeeober¬
kommando bekanntlich angeordnet, daß alle  Bergarbeiter
von der Front für den Kohlenbergbau rückzubeurlauben, an
die Bergarbeiterkaders zur Einreihung in die Kohlengruben
abzuschisben sind. Selbst nach , diesen Enthebungen dauern die
strafweisen Einrückungen  an , ja es hat den
Anschein, daß gerade durch dis Maßnahme die Werksherren in
die Lage kamen, dies in verstchktem Maße zu tun.

Aus der allerletzten ZeichMr einige Fälle : Am 6. Juli
versäumten die beiden BerKrrbeiM Godina und Neger
den Arbeiterzug von .Pölsting -Brunn nach Steieregg ; sie
wurden von dem StHreg ^er Kohlenwerk sofort einrückend
gemacht, trotzdem beidä. seit zehn Jahren Häuer sind und
früher nicht gedient hatten . Der Bergarbeiter Iackl der
Gabriela -Zeche in Brandau (Brüx) wurde am 17. Juni 1917
für den Bergbau enthoben. Wegen gänzlichen Lebensmittel¬
mangels hat die gesamte Belegschaft Anfang Juli an einigen
Lagen nicht gearbeitet, natürlich auch Jackl ; er wurde deshalb
am 18. Juli einrückend gemacht und ist schon dreizehn Jahre
Häuer. Unser Vertrauensmann Martin Pippenbacher
am Bergbau in Knappenberg bei Hüttenberg der Alpinen
Montangesellschaft ist seit vielen Jahren Häuer, ist nicht
gedienter Soldat , er wurde Ende April ohne Grund einberufen.

Der Obmann der Gruppe II der Bergbaugenossenschast
in Falkenau Franz Grundl  wurde im August 1915 mit
einer Deputation ins Ministerium für öffentliche Arbeiten ge¬
schickt, um wegen unzureichender Ernährung und schlechter
Löhne vorzusprechen. Grundl wurde nach seiner Rückkehr von
Wien mit dem anderen Teilnehmer Lorenz sofort ein¬
berufen!  Beide wurden dann später wieder enthoben, so
Grundl am 22. Februar d. I . Er mutzte natürlich sein Amt
als Obmann der Gruppe II wieder übernehmen. Bei seiner
Rückkehr wurde ihm vom Betriebsleiter des Richard-Schachtes in
Chodau „nahegelegt", sich um nichts zu kümmern. Am
11.Mai d. I . hat die Gruppe II dieser Genossenschaft beschlossen,
an die Unternehmungen Forderungen nach Lohnerhöhungen
zu stellen, und für den Fall , daß diese abgelehnt
werden sollten, angedroht, daß die Beschwerdekommission an¬
gerufen wird . Die Forderungen wurden abgelehnt, den Be¬
schluß aber, die Beschwerdekommission anzurufen, konnte Grundl
nicht mehr ausführen , er wurde am 28. Juni zum zweitenmal
ohne jede Ursache einberufen und sofort in die Marschkompagni
cingeteilt. Bei seinem Einrücken wurde er gleich gefragt
„was er denn a n g e st c l l t habe ". Wegen dieser
und noch anderer Einberufungen wurde von der Union im
Kriegsministerium nachgefragt. Der Referent Oberst Klose

versprach Untersuchung der Fülle und Aufhebung, wenn sich
der Sachverhalt bestätigen sollte. Daraufhin wurde Grundl von
der Marschkompagniezur Ersatzkompagnictransferiert bis zur
Entscheidung des Kriegsministeriums ! Er ist jetzt zwar bei der
Ersatzkompagnie, bekommt aber keinen Urlaub, keine Ueberzeit
und darf die Kaserne nur in Begleitung eines eigens hiezu
bestimmten Zugssührers verlassen, muß aber Dienst wie jeder
andere verrichten. Grundl ist selbst Unteroffizier, hat ge¬
dient und ist 45 Jahre alt . Er ist ein sehr erfahrener Häuer
und ein kluger, besonnener Mensch.

Der Mrdcrmaschinist des Merkur-Schachtes bei Komotau
CH. mußte regelmäßig Ucberschichten(Nachtschichten) bei der Be¬
dienung der Wassermaschinc in der Grube verfahren. Die
Pumpe ist sehr reparaturbedürftig und versagt,ununterbrochen.
Am 9. März in der Nachtschicht versagte sie wieder. Der Be¬
triebsleiter H cmpri  ch hat CH. die Schuld bsigemcsscn und
schickte ihn von der Fördermaschine weg mit der Aufforderung:
„Sie haben  c i n z u r ü cke n !" An: nächsten Tage,
10. März 1917, schon wurde CH., trotzdem er keine
Einberufung  erhielt , mittel st Eskorte  zum
Kader des Infanterieregiments Nr. 74 nach Kaaden eingeliefert
und von dort zu seinem zuständigen Infanterie¬
regiment Nr. 88 nach Solnok  transferiert . Dort
bekam er selbst einen Brief von der Werks¬
leitung des Merkur - Schachtes zu lesen , in
welchem ersucht wird , C h. n i cht i m H i n t e r-
land oder in seinem Berus , sondern nur an
der Front zu verwenden , „er sei wegen
U n r u h e st i f t u ng einrückcnd  g c m a cht w o r d e n" I

Diese Fälle sind zum großen Teil dem Kriegsministerium
bekannt. Die Union hat in einer umfangreichen Eingabe um
die Abstellung dieser Zustände ersucht. Wenn versichert wird,
daß solche Zustände im KricgSinüüsteriumnicht gewollt werden
und wenn Abstellung versprochen wird, so ist natürlich an der
Absicht und dem Willen der Zentralstellen nicht zu zweifeln.
Aber nützen tut es in den incisten Fällen verflucht wenig. Das
Kriegsminislerium verordnet  und e r l ä ß t, die Werks¬
besitzer aber handeln,  ohne sich um diese Verordnungen
und Erlässe zu bekümmern, und scheinen bei vielen unter¬
geordneten .Faktoren Entgegenkommen und Verständnis zu
finden. DaS Kriegsministerium hat mittelst Erlaß Abteilung 10,
Nr. Ü7S8, 1917 und mittelst Erlaß Abteilung 10, Nr. 201, 400
1916, die Einrückendmachung zu Ersatzkörpern lediglich aus
dem Grunde, daß der Arbeiter eine gesetzlich zulässige Be¬
schwerde erhoben hat, als ganz un .zu lässig erklärt;
aber geändert hat sich an der Wirtschaft nichts I Das Auf¬
reizenste an der ganzen Sache ist, daß die W er ks b e a m t e n,
die die strafweisen Einrückungen veranlassen, ja geradezu an¬
ordnen, selbstnicht an dieFront gehen und
zum allergrößten Teil enthoben sind!

Wir teilen das alles mit, weil wir überzeugt sind, dä
nur eine rücksichtslose Aufdeckung da Abhilfe schaffen kann!
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. M -WMgMlWL brs SbKes.
^Akeunenrhalb Millionen Kronen Verdienst >

^ H ^ des Muffiger Syndikats. ^ ^ E^" IN der Sitzung des Brüxer StadtverordnetenkollcgiumSvom 8. d, machte der Vorsitzende Bürgermeister Dc. Heroldfolgende Mitteilungen: »Heute früh wurde die Beschlagnahme
des Obstes von 28 Meist deutscher BezirkshauptmaMschaftenverfügt. Ohne diese Beschlagnahmet wären wir mit Obst gutversorgt gewesen. Aber das Dyndikat der  Obst-groß h ä n dl er in A us sig « hat es  d ur  chg esetzt,daß uns noch das Hetzt « d n K über denH u n g a-r hinwegtäuM  e.nWüK M e, g eno m m enw st r d. Ich habe »sofort,» nachMn/ ich dav0K.-« sahre»hatte, daß ErnährungsMnt voHdies.m̂ WMtt geMärnt. . Leiderist es zu spät. Das SyVdikat Hrt das Recht̂Kommen, 20MWaggonl Obst nach DeuPhland, mehr alÂ OM nach Wien zuliefern, cc.DaS Syudik«» gewinnt L a» dieser Aktionrp/z Millionen Krone». To « irüM verständlich, warum sichdas Syndikat so um die Sache bemüht hat. EL muß sichbemüht haben, denn d e r .S t Äst thalter war dagegen.Die Brüxer Bezirkshauptmannschast bemüht sich, wenigstenseinen Teil des für Brüx gekauften Obstes freizubekommen."Das Stadtverordnetenkollegiumbeschloß, eine Verwahrunggegen die Qbstbeschlagnahme an das Ernährungsamt zusenden. Wir über'fordern das Ernährungsamt auf, sofort überdiese unerhörte' Schweinerei Auskunft zu gebenl -_ ._
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WHMÄZ ZLsr die BeWwsrdLkßMWiffSÄKLy.
^ ^ Die Beschwerdekommissionen wurden errichtet, um den

Arbeitern , die um die stärkste und verläßlichste Waffe in ihrem
Wirtschaftsringen : um die Möglichkeit, ihre Arbeitskraft einem
anderen Unternehmer zu verkaufen, gebracht wurden, einen
Weg zur Erreichung der angestreüien Verbesserung zu ebnen.
Die Arbeiter sollten eine Stätte bekommen, an der sie sich
beschweren können, um eben Abhilfe oder Besserung zu er¬
reichen. Heute nach kaum vierteljähriger Tätigkeit muß man
leider schon sagen, daß Gefahr besaht, das; sich die Arbeiter und
die Angestellten über die BcschrverdekomMissionen beschweren
müssen. Und das wäre bedauerlich ; denn so sehr die ganze
Einrichtung den Charakter einer vorübergehenden Kriegsmaß¬
nahme trägt , so offenkundig sind an ihrer rechtlichen Grund¬
lage einige Ansätze neuer Rcchtsanschauungeu feststellbar. Und
auch die Kommissionen selbst wären vielleicht in anderer Form
noch auSzugcsialten und für die Zukunft zu erhalten . Damit
wollen wir vorweg den Vorwurf, als ob wir mit Vorein¬
genommenheit au die Kritik der Kommissionenschreiten würden,
widerlegen. Nur das Interesse an einer klaglosen Tätigkeit der
Kommissionen, und zwar in dcnr Geiste, aus dem sie geboren
wurden, bestimmt uns , mit ^aller Offenheit und Klarheit zu
sagen, daß es so nicht weiter gGcn kann.

Die BcschwcrdckommissionHW'Md cilnxksührt worden, um
den an die Betriebe gefesselten soweit als
tunlich zu ermöglichen; zun» Schuhe fiMoie Arbeiter waren sie
gedacht. Und so betrachteten sie auch Äk Unternehmer und ihre
Blätter . War das ein Hturmlauf f̂ Der Unternehmer würde
immer der Angeklagte sei». meintL ein auffallend vernünftiges
und wahrheitsliebendes RnteruHmerblatt . Die Kommissionen
würden ohne jedes VersiändnMsein ; der einzige Unternehmer¬
beisitzer werde etwas von Mn Dingen verstehen, fürchtete ein
anderer. Und siehe da ! Die Herrschaften haben sich mit den
Kommissionen befreundet, denn die Kommissionen haben sich
ihren Wünschen angrpaßt . Mt Aengstlichkeit achten die Kom¬
missionen daraus, daß die Unternehmer bei guter Laune er¬
halten bleiben. Man holt sich zugestandenermaßen di« Weisungen
von der Unternehmcrorganisation , wenn es auch nicht allen
Kommissionen so leicht fällt wie der Wiener, bei der der
Generalsekretär des Jndustriellenverbandes , Herr Nr. Sudek,
als — militärischer Adjutant tätig ist.

Usbcr die merkwürdigen Zufälle, zu denen diese Zwei-
Seclen-Praxis des Untcrnehmersekrctärs führen kann, erzählt

das Blatt der technischen Beamten erbauliche Dinge. Eine von
der Organisation der Beamtenschaft am 18. Juni überreichte
Beschwerde gegen eine Elsktrizitütsfirma in Wien war , trotzdem
die Verordnung rascheste Erledigung vorsieht, bis zum 18. Juli
nicht in Amtshandlung gezogen. Die Betreibung der Ange¬
legenheit wurde mit einer Zuschrift des Vorsitzenden Nebracha
beantwortet , in der eS heißt:

Die Eingabe vom 18. v. M. hat deshalb noch keine
Erledigung gefunden, weil laut Mitteilung des Wiener

' Jndustriellenverbandes die Gchaltsregelung von dort aus
dnrchgeführt werden soll. Soweit gemeldet, ist ein dies¬
bezügliches Rundschreiben an die Mitglieder des Verbandes,
den: die Firma . . . angehört , am 17. d. bereits hinaus -
gegangen, welches die Regelung der Bcamtengehalte
beinhaltet.

s Diese Mitteilung des Herrn Rebracha ist vom 18 . Juli
datiert . „So weit gemeldet" — ja, wer hat gemeldet? Wer
hatte etwas zu melden ? Mit welchem Rechte hat sich die Be-
schwerdckommission mit einer solchen Meldung zufriedenzugeben?
Interessant ist, daß das von Herrn Nebracha genannte Rund¬
schreiben vom 17. Juli von seinem Adjutanten , dem General¬
sekretär des Wiener Jndustriellenverbandes , Herrn Dr. Richard
Sudek, gezeichnet ist. Hat der Herr Adjutant „gemeldet" ?
Aber das Unternehmerrnndschrciben ist keine Erledigung der
Beschwerde. Es „kann ans Grund des vorliegenden Materials
in Vorschlag  bringen , die Teuerungszulagen . . . zu ge¬
währen " . . . „Der Ausschuß des Verbandes bringt in Vorschlag,
die Teuerungszulage vorstehend zu gewähren . . .", aber die
Beschwerdeführer verlangen keine Vorschläge, sondern Taten,
Zulagen . Eine solche Art der Erledigung, dieses Hinausziehen
und Nichterfüllcn schwebte den Verfassern der Verordnung
gewiß nicht vor. Das ist der Geist der Unternehmer, der da
das große Wort führt.

Wenn auch bei den anderen Kommissionen der
Zusammenhang mit der Urrternehmcrorganisation nicht
genau so klar und dokumentarisch nachgswiesen werden kann,
bleibt cs trotzdem und verleitet die Kommissionen zu den
merkwürdigsten Dingen. Sp wurde der Arbeiterbeisitzer von
der St . Pöltcner Kommission vom Vorsitzenden wegen
— Befangenheit zurückgewiesen, weil . . . weil er, der Sekretär
des Metallarbeiterverbandes , seine Erfahrungen aus den Be¬
trieben zu Gunsten der Arbeiter ausnützt. Der Stellvertreter ist
viel geeigneter, objektiv zu urteilen, weil er den bisherigen
Verlauf der Verhandlungen nicht kennt. So denkt der hohe
Militär , der — wie die Mehrzahl seiner Kollegen— ganz im Banne



- des Kasernenlebens befangen ist und vom wirklichen Leben
! keine Ahnung hat . Die Pilsener Kommission ist wiederum

von einer ganz offenkundigen geistigen Abhängigkeit von den
Skoda-Werken. Das Pilsener Separatistenblatt brachte den'

, Bericht über eine Verhandlung vor der dortigen
Kommission. Ein Konstrukteur Franz K. wurde gekündigt;
er beschwerte sich darüber, seiner Beschwerde wurde stattgegeben,
das heißt die am 22. Juni d. I . erlassene Kündigung rvurde

°für nicht berechtigt erklärt. Aber die mit derselben Begründung
ausgesprocheneKündigung vom 11. Juli d. I . wurde in der¬
selben Verhandlung am 18. Juli gutgehcitzen. Die Begründung?
„Das Verhalten des Beschwerdeführers gelegentlich einer
Abstimmung über die Aendcrung der Statuten des Pensions-
vcreineS der Beamten der Skoda-Werke wie auch sein Gebaren
vor seinen Vorgesetzten, dann die vom Beschwerdeführer
geäußerten Verdächtigungen der Betriebsleitung waren der¬
artig , daß die Beschwerdekommtssion in denselben den in

Z 27, 1 des HandlungsgehilfengesetzeZgegebenen Grund , und
zwar Verlust des Vertrauens des DienstgeLcrs, gefunden hat ."

Der Mann hat nämlich die Aufforderung, für ein Geschenk,
von 500.000 Kronen die Statuten des Pcnsionsvcreines dahin
ändern zu wollen, daß einem großen Teile der Mitglieder ein
Nachteil erwachse, zurückgewiesen, und zwar im Namen von
160 Kollegen. Und die Kommission erklärt die Kündigung als
zu Recht bestehend, nachdem sie — ganz 'gegen den Wortlaut
und den Geist des Gesetzes - keine gütliche Austragung gesucht
hat. Damit hat sie zugestanden, daß ihr die Sache nicht geheuer
vorkam, und erst nachdem sie von dem Werke — aufgeklärt
wurde, kam sie zu ihrem Urteil.

! Wie sollen solche Fälle das Vertrauen zu den Kom-
>lMissionen nicht erschüttern? Bcdenlt man in den Reihen der

zu Vorsitzenden ernannten Offiziere nicht, daß man sich so an
einer guten Einrichtung schwer vergeht ? Wenn bas Vertrauen
der Arbeiter einmal 'getäuscht und beseitigt ist, dann sind die
ganzen Kommissionen nur zu einem Scheindasein verurteilt.
Und die Gefahr ist nicht zu leugnen, wenn — wie bei der
Wiener Kommission II — der Vorsitzende es sich angelegen
sein läßt , ja nur keine Beschwerde vor die Kommission und
damit zur Entscheidung zu bringen, sondern alles im Ein¬
vernehmen mit den Unternehmern zu regeln, oder wenn eine
Entscheidung der Bergarbeiterkommission Graz, wonach den
Bergarbeitern der Graz-Köflacher Aktiengesellschaft Mindest¬
löhne zugesprochcn wurden, alsbald aus den von den Unter-
nchmern vorgebrachten Gründen in anderen Fällen wider¬
rufen wird.

Die Beschwerdekommissionen sind in großer Gefahr, zu
Schutzeinrichtungenfür die Profitgier der Unternehmer gemacht
zu werden. Den Beisitzern fehlt es an Selbständigkeit und an
Erfahrungen , von den Arbeiterbeisitzern wollen sie sich in den

meisten Fällen nicht belehren lassen und verfallen so den
Unternehmern, die natürlich diese Lage der Dinge gründlich
auSnützen. Denn ihnen sind die Beschwerdekommissionen von
Anfang an zuwider gewesen, und die Art, wie sie umgebracht
werden können, ist den Herren gleichgültig, nur wirksam soll

sie sei». Und die angedeutete scheint ihnen Zu entsprechen. Es
wäre schade um die Institution ! I
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SabotMe durch Kriegs-
gefangene.

Kein Grund zur Vsnnruhignng.
Das bisher aufgefundene Material bei der Unter¬

suchung von Sendungen an Kriegsgefangene hat wohl
einzelne Fälle vermutlicher Sabotage aufgedeckt, eine
organisierte und wohlvorbereitete, größere Sabotage¬
aktion konnte jedoch bis jetzt, wie mitgeteilt wird, nicht
festgestellt werden. Grund zur Beunruhigung liegt dahernicht vor.

Nichtsdestoweniger hat die A g i t a t i o n unserer
Heinde,  welche Sabotage landwirtschaftlicher, gewerb¬licher und industrieller Betriebe, Anschläge gegen Ver-
kehrsanstalten usw. bezweckt, eine rigorose Ueberprüfung
der für die Kriegsgefangenen bestimmten Pakelsendungen
notwendig gemacht. Hiezu wurden bei einzelnen Kriegs¬
gefangenenlagern Kriegsgefangenenpaketstellen errichtet,
welche nebst der Ermöglichung des rasche» und
sicher» Abtransportes aller Kriegsgefangenenpaket-fendungeu auch di« Vorzensur jener
Sendungen vornehmen , die für
Kriegsgefan ge/»  e bestimmt find, welche
sich im Hinterlande auf Arleit befinden. Zur Sicherunggegen Sabotageakte werden! dMin diesen Sammelstellen
bereits vorzensurierten Ksegsßefangenpakete überdies
durch die Offiziere, welche ^ Mandanten der Kriegsge¬fangenen find, einer zweit« eingehenden Zensurierung unter¬worfen. Hiebei werden iaAnwesenheit der Adressaten, bzw.
zweier von denKrieGgesantzenen gewähltenVetrauensmänner
Konservenbüchsen geöffnet , der Inhalt dem Kriegs¬
gefangenen in die Wßschale geschüttet und Brot , Speck,
Wurst , Zwieback ufto. zerkleinert. Eingeschmuggelte Briesegehen an das Gemeinsame Zentralnachwersbureau , Medi¬
kamente oder andere verdächtige Sendungen zur Unter¬
suchung an das nächste Militärspital , Sendungen» beiweuhen der Verdacht vorliegt, daß sie Spreng -, Zünd¬oder Brandmittel enthalte», au daS nächste Artillerie-
zeugsdepot.

Ausgenommen von der Doppelzensur find alle nicht
'für einen bestimmten Kriegsgefangenen bezeichnet««Liebesgaben, einwandfreie BrotabonnementS und Paket¬
sendungen von einwandfreien Hilfsgesellschasten des
„Roten Kreuzes- und von neutralen Länder». Hiebei
erfolgt die Zensurierung stichprobenweise in denPaketsammelstellen, bezw. in den Lagern. Eine zweite
Zensur der Paketfendungen an Kriegsgefangene, die bei
sonstigen Arbeitgebern in Verwendung stehen, bestehtnicht ; in diesen Fällen erfolgt stichprobenweise
Zensurierung durch die Gendarmerie und die städtischen
Polizeiorgane . Bei der nötigen Ueberwachung und Be¬
aufsichtigung der Kriegsgefangenen seitens der hiezu be¬rufenen Militärpersonen und der Zivilbevölkerung werden
beabsichtigte Anschläge sich unschwer verhindern lassen.
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Di - Korrfinieruugr, ; , Der Minister ses Innern ^ WlK
dem ASgeordneten Pittoni  folgende Darstellung als Ant-
wetkt auf eine Anfrage im Abgeordnetenhause über die Wer¬

ft r i e x u n g npch nicht vorgeno mm en  h a b e n^
wurde ly der letzten Zeit die 'allgemeine Beifügung getroffen,:
dgh in solches, FWen die Korrfinierung überhaupt  qlSj:
xrloscher , anzusehe 'n ist . Js, Linz waxen zwanzig:
solche Personen (zumeist aus dem Wsteyläfld ) noch tonfiniett ;:
tzixsss sind nun 'verständigt worden, daß ihre Konfinierung
exlgschensst. Außerdem waren dort zpr 'Zeit der Nachperlustxrerung
nM xlf Inländer anwesend, die zwar bei der ersten Persst-
strierugg zux wx'sterers Konfinierung bMmsyt worden . find;
vpn diesest werden jedoch nach d.?m ' bisherigen Ergebnis der
Nachperlu'ftrferung sieben Personen freigelassen. Es bleiben
demnach nur noch vier Kpnsimerte, deren Ngchperlustrierung
über auch irn' Zyge - ist und in den nächsten Tagen beendet
sein hürfts . ' ' " . - ——-

schäften Konfinierten schriftlich zuacben lassen: ^
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^feindlichen , Mnatsnngehsrrgen . Es gibt iü
rcstu Mistet rrMstchtzMnd rumänische Staats-

nrger, die s/mvMMJghrhnMW leben und, da sie viel¬
fach Deserteure jins>, Ms MnerUi Ausweise haben. Sie
sind nun affe, srmtzit fis im wUrpstichtigep Älter waren,!
MNWstzPt wurden, stveil sie Mchz nsMocisen sonnten, daß!

!sie feindliche GtafltHgngehörigo nMrM. Diele sind eingertzckt,!
!haben in dsssr Reihen dorMrsteMicUr gekämpft, mancheseiner ist verwendet rvordeiH hiS SWff nach vielen Monateni
feststcffte, daß sie nAlliil feindliche Staatsangehörige!

.wären . Jetzt wurden s» selbstverständlich aus dem Heeres-^
verband entlassen, abe? interniert. So hat zum Beispiel'
Joses Misset, der seit Hva achtzehn Jahren in Brody das'-Fksischhauergewerüe betrieben hat, seit dem 1. Mai 1916

t beim 27. Jnsanterieregiment gedient, ist acht Monats an
'der Jsonzofropt gestanden, bis er Ende Juli interniert
wurde, ES ist dies nur ein Fall von vielen, Man sollte
doch meinen! dasb wenn esner monatelang für Oesterreich
kämpfte, pian ihm wenigstens eine gewisse Bewegungs¬
freiheit gönnen könnte, zumal da die Familie — die Frau,
ist meist aus Oesterreich — nicht nur des UnterhaltsHej-;
träges verlustig wird, sondern ihr auch jede Untsrhaltsrnög-jlichksit überhaupt fehlt, weil der Ernährer ieblt. 1
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3Mik « ^ 8 . August . (Zum Schutze des

F ^ llogutes .)  Der Leiter des Justizministeriums

hat am 4 . d . M . folgenden Erlaß an die Staats¬

anwaltschaften gerichtet : ^

„Dem Justizministerium sind Klagen zugekommen,

daß in einig . . . . ^

größerer Ort

Schaden zug
Ausreißen un

vom 10 . April » 1Ä5 darauf hingewiesen , daß unter

den gegenwärtigen außerordentlichen Verhältnissen ein

besonders nachdrücklicher Schutz des Feldgutes im

Interesse der Allgemeinheit liegt , daß deren Versorgung

durch Beschädigung der Feldfrucht gefährdet wird

und daß deshalb und wegen des höheren Wertes der

Bodenerzeugniffe Entwendungen oder Beschädigungen,

die früher bloß als Feldfrevel zu ahnden gewesen

wären , jetzt als gerichtlich strafbare Handlungen

angesehen werden können.

Die Bestimmungen dieses Erlasses werden den

staatsanwaltschaftlichen Behörden mit der Weisung in

Erinnerung gebracht , Anzeigen wegen Entwendung

oder Beschädigung von Feldgut erhöhte Aufmerksamkeit

zuzuwenden , auf eine dem Verschulden des Täters

und der Bedeutung dieser Handlungen entsprechende

Bestrafung hinzuwirken und nötigenfalls von den

Rechtsmitteln Gebrauch zu machen " _ !

Vorkommen, daß dadurch s der.. Landwirtschaft großer

l

MN

zum Schaden der GesLntheft >erheblich beeinträchtigt

wird . H ^ ^ H , st. r 4. <

Das stlustüminiskerium hat schon mit ' dem Erlasse
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ovisionieruug der Prager Arbeiterschaft.
-< ÜU. --'.' ^Telegramm der ,?ieuen Frei:» Piche' .)

Prag . O.rWtM .i -
! Die Verhältnisse in der Lebensmittelversorgung yai>en, -wie

.gestern- bereits berichtet wurde,, zu einer- großen' Er¬
regung der. .Prager Arbeiterschaft geführt. Montag .nachpntiag
fand eine Beratung der Arbeitervesreter statt, in der beschlossen

-wurde/eine Deputation zum Sta -ithaltcr undandas Er --
Näh run gsmini  steri um  nachMien zu entsenden. Eine

..mehrgliedrige Abordnung der GewerkschastsorgaMKoWUMer-
reichtê in Abwesenheit des xStatthÄters dem Vizepräsidenten

' Dr. Ritter v. Herg et  einermotivierte Denkschrift, in welcher
um Abhilfe gebeten wird. IM nahezu zweistündiger Aussprache
wurde die Lage auf denn LebetzSmittelmarkte besprochen. Dieser

'Aussprache wohnten an« StLthaltereirat Prusa  und die
i Bezirkshauptleute Rehai uns Schwarz  Hein - > -
; ' » BezirkshauptmannR^ h ak betonte, daß ein' Verbot...der
.Kartoffelausfuhrnach Deutschland nicht erfolgen,lMye,-doch sei

cs möglich, daß Kartoffeln  in kleineren Mengen ausgeführt
werden. Die Beschlagnahme der Frühkartoffeln erfolgte,-um .zu.
verhindern, daß beim freien Verkaufs die Kartoffeln voMKichg
vom.Markte verschwinden. Um die Kohlenn  o tsgegeilwMig

^teilweise zu beseitigen, wirb-, dafür gesorgt werden,' chM
-Familie wenigstens 25 Kilogramm Kohle wöchentlich erhalte,
f ; , „Pravo Lidü" fordert die Arbeiterschaft der Fabriken,auf,
, sie möge die Stimmen von Leuten, die sich bisher niemals um

ihr Geschick bekümmert haben und jetzt bestrebt sind, sie auf die
gefährliche Front eines in unseren Verhältnissen unmöglichen

, Standpunktes äbzuzichen, unbeachtet lassen und sich den ge¬
sunden Instinkt, die Besonnenheit und Kühle Ueberlegung dSMr
bewahren, was sich unter den gegebenen Verhältnissen tun läßt,
so wie es ihre erprobten langjährigen Vertrauensmänner raten,

'die mit ihr verwachsen sind,.die mit ihr gemeinsam gehen und
allein mit ihr mitfühlen, > ' - . . .

Im 'Lause des gestrigen Nachmittags haben sich die Arbeiter
von dreizehn weiteren" industriellen Unternehmungen der ,Be¬
wegung üngeschloffeu. ' ' - ---. -: '-n.-.

-''Gestern vormittag-.fPrdH- Mg . Striberny  mit -einer
4üglicdrigen Arbeiteräbteilunghbei der Statthaltern ' -vor, - uru
ng s der ArbeiterschaPMotest' gegen die Lebensmit'telauH>chr
.aus.Mbriwu zu erheben»^ ^ '

Gestern.',,vormittagfand .. eine Hreücrli'che Beratüng dee
VerlraueiiDuGmer. der.Arbeiter Hit , Lan der sich auch der
Pr.äsideut.dsshEzechischen Betband'es Abg. Stane 'k,  weiter dies
AbgeordnetemAHyr s, Slavicek und Stri .vrny 'be -f
tciligtemt Äbg. M odr a cek hatte fein Fernbleiben entschuldigt,.-
weil kr. bereits mit einer Arbeiterabordnung nach Wien abgcrcrft
war, / ?tbg. sSiapeh- führte- eine -achtgliednge Abordnung, den
JEbciterh rnit-den' übrigen, Abgeordneten zum StatthaltereiviE'
Präsidenten Ritter v: Hergei, in dessen Bureau unter LeituiP
der Lebenömittslreftrenten. die Forderungen der-Arbeiterschaft
besprochen'würden.- Diese sind: Sofortige LebenSmittslzuteilmtzs
an die Fabriken, Verbot der Lebensmittelansstrhr aus Böhmen«-
weiter die.-Aufforderung"an -die Regierung, den weiteren Fol-gE
des Krieges zu steuern und sich für einen baldigen Frieden cum
zusetzen.-Die Arbeiterschaft wünscht ferner, daß ihre Vertrauens^
männer, die gerichtlich-verfolgt wurden, nunmehr nach Erlaß,
der Ainncstie eins freien Fuß gesetzt werden. Aus den Aeußcrungen-
der Referenten entnahm die Abordnung, daß die Statthalterei
den Kestens Willen habe, -den Wünschen der ArbeiterschaftHinsicht^
lich der Lebensmittel cntgegenzukommcn. i

Abends ist unter .Führung des Abg.-StaueK eine Arbeiter--
-abordnung nach Wien abgercist, um bciin,Ernährungsminister!.-
GM. H öf er -und' bei- den übrigen Ressortministern varziÄ
sprechen. - , -



zn8 ^iienxzu «Ln fun
ll 0 Xu tt L »<I I I 0 si

EIIMLIM6

^6 : ^ ^

-P -- -- RW WngeÄ! W '̂ ' ^
Immer mehr Boden gewinnen unsere Heere, bald

werden die Russen Galizien nnd die Bukowina geräumt
haben und schon rüsten Polizeiseelen für jene Methoden,
die bisher noch immer jeden Fortschritt unserer Heere
begleitet haben. Man hat nicht nach den ausgestandenen
Leiden der Bevölkerung geforscht, nicht gutzumachen ge-'
sucht, was Kriegsungunst über die Leute gebracht hat,
sondern hat neben den Musterungskommissionen ein Heer
von Spitzeln auf die Bevölkerung losgelassen, um „Ver¬
räter " zu fangen, fangen in des Wortes wahrstem Sinne,
und liebedienerische Denunzianten mit überreizter
Phantasie oder in bewußtem Uebelwollen haben sich stetst
gefunden. Und was wurde nicht alles als Beweis für!
Verrat angenommen ! Wenn ein jüdischer Kaufmann in -'
Brodel, dem die Russen ein Kind erschossen hatten, dosierst
Schwiegersöhneund Enkel im Felde stehen, dank seiner!
Sprachkenntnis und seiner KennHris russischer Sitten den?
Kommandanten mit 800 RubeliD bewogen hat, von der«
Verschleppung der wehrpflichtigesMPölkerung abzusehen,?
war er verdächtig und wuW / interniert . Dasselbe-
Schicksal erreichte den SMats »^ oder Landesbeamten'
in Czemowitz, der, von Ken Russen zum Bürger- '
msister eingesetzt, sein AttH zum Wohle der Bevöl--'
kerung versah, aber tauch die Aufträge- des Gouver¬
neurs zu Beflagg,rüge« plakatieren lMen muhte. Ja/
selbst die Dirne, die sW den Russen-/yingegeben hatte,
war verdächtig und sck kam es, daß/Dei der letzten Flucht
auch berufsmäßige Dirnen die Midie verließen. Nicht
etwa ans Furcht vor den RussM sondern vor der Rück¬
kehr der Oesterreicher. Jetzt Md Orte befreit worden, die-
ein, zwei, ja drei Jahre uwer russischer Herrschaft gestanden?
sind. Die Leute mußten wahrend dieser Zeit leben, der
Bauer seinen Acker bestellen und verkaufen, der Kaufmann
handeln, alle mit den Behörden in Berührung kommen. -
Manche Ehe mag geschlossen worden sein, so manche!
Person die Not zu Liebedienerei oder Prostitution getrieben?
haben. Drei Jahre sind eine lange Zeit und das Leben
verlangt seine Rechte. Wenn dem Bauern immer wieder
gesagt wnrde : „Sieh , der Gutsbesitzer ist geflohen, sein
Acker, seine Kuh sind dein" und er sah, daß Monat um
Monat verstrich, ohne daß die österreichischenBehörden!
zurückkehrten, dann mußte er irre werden an Recht und!
Gesetz. Man mag dieses wieder Herstellen, aber strafen!
darf man den Bauern deswegen nicht. Der Kaufmann,?
der keine Waren mehr aus Wien und Böhmen beziehen!
konnte, mußte sich einen Paß nach Kiew oder Moskau!
beschaffen, um dort cinzukanfen; er mußte auch den!
Geburtstag des Zaren feiern, wollte er nicht mit der!
Nagaika gezüchtigt werden. Der Arzt, der auf feinen Posten!
ausharrte , konnte nicht immer wieder die Einladung derj
russischen Offiziere ausschlagen und auch nicht „nein" ?
sagen, wenn der General ihm anbot, die Patenschaft über!
Neugeborne zu übernehmen. All diese Herren, die in so?
billigem Patriotismus schwelgen und in denen die Be- ?
freiuug ihrer Heimat einen Blutrausch erzeugt, sollten sich!
einmal die Situation vorstellen, die Zwangslage der Be¬
völkerung in den besetzten Gebieten. Notwendig ist aber
auch, daß sich die Behörden ihrer Verantwortung bewußt
seien. Man täuscht sich über die Gefühle der Bevölkerung.
Bisher war die Lebenshaltung in den besetzten Gebieten
billig, cs kann keinem Zweifel unterliegen, daß sich das
ändern wird. Die Musterungen werden nachgeholt werden,
da ist es wahrlich nicht notwendig, die Bevölkerung noch
durch überflüssige Prozesse zu beunruhigen. Wohlwollen
und Gutmachüng der Schäden werden die besten Weg¬
weiser o st e r r e i chi s che r Politik sein. Vermeintliche
Schneidigkeit würde das Gegenteil zeitigen. Ein Staat kann
sich ke'in größeres Armutszeugnis ausstellen, als wenn er
bekundet, er habe kein Zutrauen zu seinen Bükgern. /
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' Tie Verhältnisse unter den Kohlen arbeitern haben
in letzter Zeit vielfach Anlaß zu Klagen und Beschwerden
gegeben. ZriSbessndere.sind eZ die unzureichendenL'V^ A»'

iundEr n ä hru ng 8 vc rh ältnis  s c, unter denen
!nicht nur die Bergarbeiter leiden, sondern durch die auch
die Ko'hlenprodnktion ungünstig beeinflußt wird. DaS
Verlangen, mit dem in letzter Zeit die Bergarbeiter der
nordivestböhmischen Reviere vor die Beschwerdekommrssion
getreten sind, richtete sich daher zunächst aus die Fest¬
setzung von Mini m allsh  x ' e n, die aber von che» !
Unternehmern mit dem Hinweis daraus strikte abgelehnt!
wurden, daß darunter der AMciz zum Mehruerdienen ^
leide und daher auch die KohÄnsörtzexung ungünstig br- ^

.kinslußt werde. Die .OeschHerdekLmmission für ' das j
Brüder  Reviers in Her auch 6er von der Regierung
als Kohlenversorgmigsimpektor Mr das nordivestböhmrsche
Revier ernannte LKerbMgrst R udl sitzt, scheint nun die

'ganz unsnchhaltigeD Argumente der Unternehmer . für be¬
weiskräftig zu halten und lehnte in ihrer letzten Sitzung
die Festsetzung von MinimaMhnen Pr den Bergbau¬
betrieb a b. Dagegen erklärten sich die Unternehmer des
Brüxer Reviers nach längerem Unterhandeln bereit, die
P r o z e n t z u l a g e n für die Arbeiter zu e r h v h e n,
und zwar soll die Erhöhung sür- ledige  und verheiratete
k i nderlo  s « Arbeiter von fünf auf z w anzig
Prozent, jene für Verheiratete von zeh n auf .dreißig
Prozent vorgenommen werden. Damit konnten sich
jedoch die Vertreter der Arbeiter nicht einverstanden
erklären, und die Kommission wird das Material , das
von den Vertretern der Bergarbeiter über das jetzige
Ausbcutrmgssystem noch vorgelcgt werden wird, noch
eingehend prüfen und verhandeln. Als vorläufige Zu¬
geständnisse setzte die Beschwerdekommission fest, daß die
bestehenden Gedinge nicht reduziert ruck das; dje am
12. Juli d. I . geltenden Gedinge und Lohnsätze nicht ge¬
mindert werden dürfen. . Die BsschwerdekoMmission hat
auch weiter angeordnet, daß, um der Willkür vorzubeugen,
dis bisherigen Gedinge und Lohnsätze aus jedem Werke
durch Anschlag veröffentlicht und bekanntgegeben werden
müssen. Ebenso muß jedem Arbeiter mindestens alle
vierzehn  Tage ein voller Ruh etag  gewährt
werden. Schon ans diesen Verhandlungen geht wohl
hervor, daß die Verhältnisse der Bergarbeiter äußerst
schlecht und ihre Wünsche durchaus bescheiden zu nennen
sind. In einer Sitzung der Beschwerdekommissionfür
Mähris  ch - Q st r a u hat . übrigens der Vertreter der
Unternehmer Oberbergrat Czaplrnski  selbst zuge¬
geben, daß nach den vorgenommenen Erhebungen die

! Löhne in der Periode vom 22. April bis 19. Mai 1917
folgenden Stand auswcisen: Mr Häuer  8 '86 Kronen,
für P r o f e s s i o n i st e n 7 45 Kronen, für Arbeiter
obertags 6 63, somit im Durchschnitt7'07 Kronen sür die
Schicht, was bei der schweren Arbeit und bei den hohen
Lebensmittelpreisen gewiß nur Schundlohne sind. In der¬
selben Sitzung wurde auch eine allerdings bescheideneE r-
hohung  der seit April dieses Jahres eingeführtem
Kriegszulagen für alle Arbeiter zugestand  e n. Es
ist aber zugleich bemerkenswert, daß sich bei dieser Ge¬
legenheit die Beschwerdekommission, die doch eigentlich
für die Beschwerden der Arbeiter da ist, null;
sür das Wohl der Unternehmer stbr bcsolgl zeigte.
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Ae IrlegSMkiH» Md Ne Regiermg. V
^Amtlich wird berichtet: Am 18. d. hatten die PrAMta

sffmklicher Kriegszentralen eine Besprechung zmn Zwecke ein«
gemeinsamen Borgehen« gegenüber de« vielfachen Angriffen)
denen die Kriegszentralen und ihre Leiter in der letzten Zeit
in der Oeffentlichkeit ausgesetzt waren . )

Im Auftrag der Zentralen begab sich am 14. d. eine'
Abordnung, bestehend aus dem Präsidenten der Baumwoll-
zentrate Ärthux ^Kuffler, dem Präsidenten der Futtermittel-zentrale Kammerrat Fritz Mendl, dem Präsidenten der Woll-i
zentrale tzerrenhausmitglied Theodor Freiherrn v. Liebieg und!dem Präsidenten der äuckerzentrale Herrenhausmitglied Hein-!
rich Ianotta , zum Mimskerpcüsidenten Dr. v. Seidler , der sie, jIm Beisein des Leiters des Handelsministeriums Dr. Mataja
und des Generglkommissärs für Kriegs- und Uebergangsmirt-
schaft Sekiionschefs Riedl empfing. Dis Abordnung .:verwies darauf , daß die kriegswirtschaftlichen Organi -' -
sationen nicht Selbstzweck seien,I sondern die freiwilligeMitarbeit der Industrie und des Handels an de» durch di«>
Kriegslage erforderlich geworden« wirtschaftlichen Zwangs-
maßregeln darstellen. Die Wtenb» WDtionäre der Zentralen:
hätten ihre freiwillige FliitMeit dHe MMiernng im öffentlichenInteresse zur VerfügiMg Mtellt HMLdas Odium auf sich ge¬nommen, das mit Ar MrchfühMng so hart bedrückender,

-wirtschaftlicher MaßnKmenDverbunden ist, wie sie durch die
lange Dauer des LWges zur unabweislichen Notwendigkeit '
geworden sind. Dis Mrstände der Zentralen seren sich ihrer
Verantwortlichkeit der Oeffentlichkeit und der Regierung gegen¬über voll bewußt und selbstverständlich bereit, zu jeder konkretem
Beschwerde Stellung zu nehmen ; sie könnten aber ihre
Funktionen nicht weiter ausüben , wenn sie allgemeinem
BeschMngungen und Verdächtigungen schutzlos preisgegeben! .wären . i

Der M i n i st e r p r S s i d e n t erklärte in feiner Er¬
widerung , daß er diesen Standpunkt vollauf würdige und sichder Bedeutung bsr Zentralen für die gesamte Kriegswirtschaft
sowie/der vielfachen wertvollen Dienste bewußt sei, die diese
Organisationen und die an ihrer Spitze stehenden Personendem Staate und der Oeffentlichkeit während des Kriegesgeleistet haben. Auch er hakte den Weg, wie er den erschienenen
Herren vorschwebe, daß nämlich den Zentralen Gelegenheitgeboten werde, gegenüber der , an ihnen geübten Kritik in
konkreter Weise Stellung zu nehmen, für den richtigen)um -ime Klärung herbeizuführen, die ebensa ihren Interessen
als/Venen der Oeffentlichkeit und der Sache selbst entspricht)
Dft Negierung habe auch bereits die Modalitäten in Erwägunggezogen, wie eine solche Klarstellung des Sachverhalts am
zweckmäßigsten erfolgen könnte und sei daher in der Lage,
schon in allernächster Zeit die erforderlichen Einleitungen indieser Richtung zu treffen.

Daz wäre zu sagen, daß es, wie sich die Regierung zu,
den Zentralen verhält , den üblichen Gewohnheiten österreichischer
Regierungen entspricht. Die Regierung errichtet die Zentralen,

! mehrt sie unausgesetzt, wen» sie aber angegriffen werden
schlägt sie sich in die Büsche und tut so, als ob sie die Sache
nichts anginge. In Wahrheit sind aber die Zentralen ein Teil!
der staatlichen Verwaltung und die Regierung hat sie undj

. ibre Wirtk.Laü LU  ocrantkvorteg . Mo ^ LcScnmfaLS »u ) oer4
leidigen oder ihre " MtzstLnLe abzustellen. Nur keine Pex^ ,
«ntwartung , daS ist aber die Devise der österreichischen Ver¬waltung!
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Nr. 646/7, XXI7. Session.

Anfragebrsntwortung

Seiner Ex;ellen; des Herrn Eiftnbahnministers.

In Beantwvrtung der in der 19. Sitznng
der XXII. Session des Abgeordnetenhauses am
13. Juli 1917 eingebrachten Anfrage des Herrn
Abgeordneten Hräsky und Genossen, betreffend
die mangelhafte Versorgung des Eisenbahnkonsums
und der Küche des Eisenbahnpersonals bei derk. k.
Nordwestbahn in Nimburg mit Lebensmitteln und
Bedarfsartikeln, beehre ich mich folgendes mitzu¬
teilen:

Die Versorgung des Nimburger Konsumver¬
eines der Bediensteten derk. k. Staatsbahnen war
gleich wie die Versorgung aller übrigen Lebens¬
mittelmagazine durch den unbefriedigenden Stand
der allgemeinen' Verpflegsverhältnisse vor Beginn
der Ernte 1917 beeinträchtigt.

So konnte insbesondere die Kartoffel¬
zuweisung, wie überall, so auch in Nimburg seitens
der Landesstelle nicht in jenem Ausmaße bewirkt
werden, welches ursprünglich vorgesehen worden
war, da die Kartoffelversorgung ab April 1917
infolge Ausbleibens nennenswerter Znschübe aus
Polen bekanntlich allgemein eine unzuläng¬
liche war.

Was die Versorgung mit Fett und Fett-
Produkten betrifft, so ist es entsprechend dem allge¬
meinen Mangel an diesen Artikeln, der sich nicht
nur im Jnlande, sondern auch hinsichtlich der Ein¬
fuhrkontingente aus Ungarn geltend macht, un¬
möglich, eine Regelmäßigkeit der Belieferung zu
gewährleisten.

Die Zuweisung rumänischen Mehles, welche
nicht auf Nimburg beschränkt war, sondern seitens
der kompetenten Zentralstellen nach Erschöpfung der
inländischen Vorräte in großem Umfange vor¬
genommen werden mußte, hatte zur Folge, daß

eine Zeitlang auch die Qualität des aus solchem
Mehle gebackenen Brotes wenig zufrieden¬
stellend war.

Die genannten ausländischen Mehlsorten—
auf deren Zuweisung seitens der bernfenen
Zentralstellen die Eisenbahnverwaltung keinen Ein¬
fluß zu nehmen vermag — konnten nunmehr
wieder durch inländisches Mehl neuer Ernte ersetzt
werden.

Die Dotierung des Lebensmittelmagazines
Nimburg mit Wicke und Pferdebohnen darf im
Hinblicke auf die obwaltenden Verhältnisse nicht
verurteilt werden, zumal das Verlangen nach den
genannten Ersatznahrungsmittelnvon vielen anderen
Konsumentenorganisationen wiederholt ausdrücklich
gestellt wurde.

Die Versorgung mit Zucker wickelt sich in
Nimburg anstandslos ab. Eine regelmäßige Bevor-
rätigung auf 14 Tage gewährleistet die regel¬
mäßige Einlösung der Zuckerkarte.

Die Fleischversorgung der Eisenbahnbe¬
diensteten geht im Rahmen der allgemeinen Fleisch-
aktion vor sich. Dieselbe wird nach Maßgabe der
verfügbaren Fleischbestände neuerdings einer Revi¬
sion unterzogen.

Die Einschränkung der Biererzeugung aus
allgemeinen ernährungstechnischen Gründen trifft
naturgemäß auch den Konsum der Eisenbahn¬
bediensteten im allgemeinen und in Nimburg im
besonderen. Eine Einflußnahme darauf steht der
Eisenbahnverwaltung nicht zu.

Die Belieferung mit Brennspiritus und
Kohle, welche ebenfalls nur nach Maßgabe des
Vorhandenseins ausreichender Vorräte und unter
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Beobachtung der gebotenen Sparsauikeit vor sich
gehen kann, wird einer allgemeinen Regelung
unterzogen, in deren Rahmen auch die Belieferung
der Bediensteten in Nimburg erfolgen wird.

Was die in der Anfrage berührte Grnud-
lohnverbesserung der Nimburger Arbeiterschaft an¬
langt, so muß darauf verwiesen werden, daß
Unterschiede zwischen den Wiener Grundlöhnen und
jenen der auswärtigen Dienststellen seit jeher

grundsätzlich gemacht wurden und der gleiche
Vorgang auch bei den zuletzt verfügten Lohnver¬
besserungen eingehalten wurde, da, abgesehen von
der beträchtlichen Steigerring der Lebensmittel¬
preise im allgemeinen, zuin mindesten die Mietpreise
in Wien unverhältnismäßig höher sind und schon
aus diesem Grunde eine Differenzierung in den
Löhnen zwischen Wien und den auswärtigen Orten
gerechtfertigterscheint.
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Erfahrungen der letzten Tage , die in zwei der
wichtigsten Reviere der Schwerindustrie gemacht worden
sind, müssen auch die einsichtslosestenund verstocktesten
Hasser der organisierten Arbeiterbewegung darauf
stoßen, ^ welche Umstände sinnlose Ausschreitungen
begünstigen und die öffentliche Gewalt gegenüber der
entfesselten Leidenschaft zur Hilflosigkeit verurteilen.
Jetzt, La wenigstens zeitweise Beruhigung eingetreten
ist, muß darüber im öffentlichen Interesse gesprochen
werden. Es ist kein Zufall , daß gerade diese Gebiete zum
Schauplatz von Ereignissen geworden sind, die unter
anderen Umständen hätten vermieden werden können.
In diesen Gebieten hat der brutale Terrorismus der
Gruben - und Werksmagnaten bisher das Streben der
Arbeiter nach Organisation nicdergehalten.

Diese hochmächtigen Gruppen des Kapitals haben
sich Einrichtungen widersetzt, mit denen sich der schlichte^
bürgerliche Fabrikant längst abgefunden, dersH

l Segen er längst anerkannt hat . Der Zahl Mch
es gewiß ' neun Zehntel der Unternehmer QMrreichd

^die. mit ihren Arbeitern von Organisation K̂rMrgam-
sation verhandeln und diese endliche OrWung der

I Lohnstreitigkeiten den früheren regellosen Kämpfen und
! ständigen Reibungen und Beunruhigungen vorMyrn.
! Vor: ihnen hat sich wieder ein Großteil ast Taris-
j vertrage gewöhnt, welche stabile Arbeitsbedingungen
,,-sogar aus einige Jahre festlegen, welche dir sonst
mw -Rer A-.st-.-ist" F . brLstu vr--
Zchnp durch has ' periodische'Verhandeln mit dem gr»
rverUchaftlichen KertrauenSmann und durch -dcrS ge¬
räuschlose Urteilsverfahren vor dem Tarisamt . Diese
bürgerlichen Unternehmer haben nicht im mindesten
ansgehört, ihre kapitalistischen Interessen zu ver¬
fechten, aber sie tun cs in organisierten und
zivilisierten Formen . Sie tauschen^ dafür geordnete
Zustände ' in der Werkstatt und dis auf Selbstachtung
der Arbeiterschaft beruhende Achtung vor den Not¬
wendigkeiten des Betriebes . Die Jndustriemagnaten
jedoch und ihre tyrannische Betriebsbürokratie haben

sich bisher in verbohrtem Hochmut dem Gedanken der
konstitutionellen Fabrik widersetzt. In ihren Werk¬
stätten herrscht noch der volle und unaemildsrte
Absolutismus . Auch hier ist der Zar , der Großherr
der Fabrik , weit und sein Beamter nahe. Der Groß¬
aktionär lebt weit vom Schüsse, kennt seine Betriebe
beinahe gar nicht, folgt blind den Einflüsterungen s
seiner Satrapen und hat für den Arbeiter , den sein
Auge nicht erreicht, auch kein Herz und keinen Sinn.
Alle Entartungen einer absolutistischen Beamten-
bürokratie kehren hier wieder : die verantwortungslose
Brutalität , die alles und jedes auf die Gewalt setzt,
die das Vertrauen an sich als verkehrte Methode
verachtet, den Arbeiter ganz dem Despotismus des
Werksührers und Uuterbeamten ouslieferr und die
natürliche Kontrolllosigkeit einer solchen Verwaltung.
auszugleichen sucht durch ein raffiniertes System!
der Angeberei und der Spionage . Dieses System
zeitigt seinerseits wieder den LoSkaus ' seiner Opfer
durch Schmiergelder und die durchgängige Bestechlich¬
keit der unteren Glieder der Fabriksbürokratie . Unter
solchen Verhältnissen leben Hunderttausende von
Männern und Frauen : als Menschen entwürdigt , als ^
Arbeiter mißhandelt , wirtschaftlich ausgeplündert und j
sozial entehrt, unterliegen sie nur zu leicht dem >
Alkohol. Es ist wieder kein Zufall , daß gerade diese i
Gebiete zu Brutstätten des Alkoholismus, der Laster,
der Entartung und selbst des Verbrechens werden.

Dieser Absolutismus ist für die Ueberzahl der
Unternehmer eine längst erledigte Sache, sie haben an
seiner Aufrechterhaltnng nicht das geringste Interesse .Zur'
Sympathie und Solidarität mit den Rohstosfmagnaten,
die heute auch das übrige kapitalistische Unternehmer¬
tum ausbcuten , Hut dieses keinen Anlaß , eher das
Gegenteil. Noch weniger kann cs Ausgabe des
Staates - sein, die Oligarchie der Höchstbesitzenden
unter seine besondere Obhut zu nehmen und
ihr zuliebe ganze Armeen von Proletariern
unter einem Ausnahmsrecht zu halten . Was heute

-neun Zehnteilen der Kapitalisten recht sein muß und
tatsächlich recht ist, das nach auch den Kricgs-
gewinncrn allergrößten Stils billig sein. Der Respekt



vor der Orgamscstionsfrciheit des Arbeiters muß ihnen
endlich bsigeöracht werden.

Bor allem gebietet das schon die Kriegsnot ! In
jenen zwei Revieren hat seit drei Jahren auch nicht
eine einzige Versammlung stattfinden dürfen, in der

' sich dis Arbeiter untereinander hatten aussprechen
! können. Allbekannt ist, daß diese zwei Reviere im
^Vergleich zu den anderen mit Nahrungsmitteln am reich¬

lichsten versorgt worden sind. Aber niemals war er-
! reichbar, daß ein verantwortungsvoller VertrauenZ-
! mann die Arbeiter über den Stand des öffentlichen

Ernährungsdienstes aufgeklärt hätte ! Abgefchnitten von
! der übrigen Volksgesamtheit, weiß diese dichtgeballte

Menge nichts von der Umwelt , nichts von den Not¬
wendigkeiten der Zeit , nichts von den Opfern und
Leiden der anderen . Was ihr der Antreiber vorsagt,
derselbe Mann , der sic brutal behandelt, hkntergeht und bei
Lebensmsttelverteilung verkürzt, das kann ja keinen
Klaubet beanspruchen. Viel vermag leider die
GewalFj aber Vertrauen , Hingebung und Opfer-
bereitMaft kann sie nicht erzwingen!

Niezü" glommt noch, daß das eine wenigstens
keinem? IstMiter „Mbekannt geblieben ist : Die
Beh e.M '̂ 'b esorgen den Lebens-
m i t t ^chUsi enst,  der Staat selbst teilt
z izch'Und was er zuteilt, das ist dem Arbeiter

e rmeintI  Aber das Unternehmen tritt durch
Werksfassungen dazwischen, behandelt die staatliche
Zuweisung als Herrengnade und macht sie für den
Arbeiter zur neuerlichen Demütigung ! In den Werks¬
fassungen aber ist es geradezu Regel, daß die Beamten,
Werkmeister, Obersteiger und sonstigen Margen der
Verriebe im) und ihre Familien vorzugsweise mit mehr
und mit dem Besten versorgen. Aber vergebens wäre
jede Beschwerde, schlimmer als das , sie brächte nur
neuerliche und schlimmere Verfolgung . Diese Wcrks-
sässungen haben noch gefehlt, um die Arbeiter aufs
äußerste zu erbittern!

Folgendes ist verbürgt . Im Ostrauer Revier hat
die Staatsbehörde gegen Leiter der Lebensmittel-
oertcilung Strafen verhängt . Da stellte sich heraus,
daß diese Leiter militarisiert waren und vorfchützten,
der zivilen Strafgewalt überhaupt nicht zu unterstehen!
Die betreffende Amtsstelle konnte sich nicht anders
helfen, als den Werken anzuordnen , daß an die Spitze
jeder Abgabestelle nur verantwortliche Zivilpersonen
gestellt werden ! Das läßt uns in einen Abgrund
blicken.

Und als endlich das überfüllte Faß überließ da
gab es unter unzähligen Tausenden keinen Mann , der
zu ihnen hätte vertrauensvoll und vertrauenfordernd
reden können ! Die Fabriksbürokratie gewiß nicht, die
Ortsbehörde ebensowenig — die Arbeiterschaft hat doch
keinerlei Wahlrecht in der Gemeinde
und deren Vertreter wollen sie
nicht einmal anhören.  Man spricht
viel von fremden, unterirdischen Einflüssen.
Möglich, daß sie da sirä>. Aber haben die
Behörden ein Recht, sich darauf zu berufen, da sie
selbst die ganze Arbeiterschaft eines Gebietes zu
einem unterirdischen, außerrcchtlichen Dasein ver¬
urteilt haben. Vielfach nicht einmal aus freien
«stücken, sondern bloß unter dem gleichen Druck der
Nohstoffmagnaten ! Wir fragen jeden Berufssoldaten,

ob er es nicht für gefährlich hält , auch nur Hundert-
Mann ohne Zusammenhang , ohne Führung dahiu-
vegetieren zu lassen. Wir fragen unsere Militärs,
die wahrhaftig , wegen allzu großer Sentimentalität
nicht gerade gerühmt werden, ob die Gefahr von
Mißbräuchen mit der Menage nicht die Reglements zu
der Vorsorge veranlaßt , in jeder Unterabteilung aus
der Mannschaft aller Grade eine Menagekommission
einzusetzen, die den Vertrieb der Tagsskost überwacht.
So selbst beim Militär ! Hier aber werden Arbeiter
des Zivilstandes , die zu Zchntausenden beisammen
wohnen, dein Ausbeutungsinteresse einiger Groß¬
aktionäre zuliebe in einer Anarchie und in einer
Rechtlosigkeit gehalten, die jeder Schilderung spottet!

Die Beschwerden, die die sozialdemokratischen
Vertreter darüber geführt haben, sind bisher niemals
gehört worden , soweit sie diese größten Geldleulc des
Landes betrafen . Nun aber fordert das öffentliche
Interesse selbst gebieterisch, daß auch diesen Arbeitern
das volle Koalitionsrecht sichergestellt werde ! Wenn
irgend etwas , so mag die gewerkschaftliche Organi¬
sation, die offen vor all er Welt , ihre Ziele versichL.

und die Massen Ulster einen freigewählten , vom Per - s
trauen aller getragenen Dertrauensmäimerspstem zu- '
sammensaßt . die unterirdischen Einflüsse auszuschalten
und dis tausendfältigen besonderen  Usbelstände s
zu beseitigen, die die Arbeiterschaft weit mehr erbittern ^
als das schlimmste Leid, das in gleicher Weise aller.
Teil ist und in dem Mitopfer der anderen zugleich
ihren Trost findet. Ti : Arbeiter jeder Werkstatt -
müssen das Recht haben, sich zu besprechen und!
Vertrauensmänner zu bestellen, die, ohne die Rache s
der Werksbürokratie befürchten zu müssen, auf dir!
Abstellung aller Mitzst8n.de dringen . Besondere ^
Ausschüsse ,nüssen frei gewählt werde;:, um die;
Lebensmittelübgabe und die Gebarung der Werks¬
küchen zu kontrollieren. Dis Niederträchtigkeit, daß
Beschwerdeführer von der Werksbürokratie hinterrücks
den Militärbehörden zur Einrückendmachung denunziert
werden , muß sofort an den Denunzierenden bestraft
werden . Bei allen Werkstättenbesprcchungen, bei der
Wahl der Werkstättenvertrauensmänncr , der Lebcns-
nüttelausschüsst und der ^ abriksauSschüsse muß den j
Gewerkschaftsfunktionären das Recht der Teilnahme und
der Beratung :.,' gewahrt und /ausdrücklich ,, festgesetzt
werden , daß auch- Vertrauensmänner ans dem- Kreise
der im Werke.  Nichtbeschästigten genommen werden
dürfen . ,Dabei -genügt eine bloße innere Anweisung an
die .Lezirksbehörden -,lange - nicht' mehr . Höchst dringend,
unvermeidlich ,und unaufschiebbar ist eine Verordnung
'der Negierung , dis das Koalrtionsrccht der Arbeiter
unter besonderen...Schutz stellt,,/außerdem Werkstätten-
vertraueusmänner . Krieasküchen-- und FaSriksausschüsse
obligatorisch macht und diese Vertretungen der Arbeiter
.jeder Verfolgung durch die Werksöürokratie entzieht,
-st.'-- ' Ohneendliche,  Beseitigung des ., Unternehmer-
absolutismus sin - -den  Fabriken kann niemand eine

.dauernde Beruhigung der Arbeiterschaft in den ,großen
Jndustrierevieren .rerbürgenl , 2äs mögen .alle  die¬
jenigen rvoA/ .-ernrSgM,, " die /für die -Erhaltung -des
inneren Friederu» verantwortlich sind ! .. .»
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! Zl̂ BLrtzAtuUe" ?K MshrffchOKLA.
Curgr (Sozialdemokrat ) - ,.

mdet sich der Bespre ^ stng der Verhältnisse im O st r a u-
KLkarwiner Revier  zu . Die beklagenswerten Ereignisse
V ßeren für die Organisation der Bergarbeiter nicht überraschend

gekommen . Die Arbeiter waren durch drei Jahre geknebelt , daS
I WersammlungZrecht war beseitigt , selbst Sitzungen der Orts-
H gruppen waren verboten . Jede , auch die geringfügigste Kritik
8 wurde unterbunden . Die meisten Betriebsorgane seien ohne
H jedes menschliche Gefühl gegen die Arbeiter ; sie fühlten sich
i dabei vollständig immun und schoben, wenn unangenehme
z Dinge vorkamcn , die Verantwortung dafür auf die Kohlen-
z kaderkommandanien . Es law « gar so weit , daß Bergarbeiter
» geschlagen wurden . Die quaLolle Behandlung der Arbeiter
j wurde erst beseitigt . nachHuMwir bei dem gewesenen
D'LandcsverteidigungsminMr Mor » eingeschritten waren und
^ Lurch Kommissionen M WckMgkeit der Vorfälle be-
Z stätigt worden waMZÄeM Leute ihr Recht verfechten
Kwollten , wurden sie «emuncrt , an die Front geschickt oder aus
s der Arbeit entlassen .^ « Habsburg -Schacht in Pctcrswälde wurde
H-ein geprüfter LokomoLvführer durch einen ungelernten Arbeiter
Zerfetzt, nur weil man dein ungelernten Arbeiter statt sechs
sKronen vier Kronen zahlen  konnte . (Lebhafte
z-Rufe : Hört ! Hört ! bei den Sozialdemokraten .) Siebzehn
» Heuer , die . sich wegen Auszahlung des vertraglich festgesetzten
^ Dürchschuittslahnes an das Revierbergamt wendeten , wurden
zgemustert und an die Front geschickt. (Hört I
§tzört !-Nufe bei den Sozialdemokraten .) Einem Arbeiter wurde
sder Lohn reduziert,  weil er auf die Schadhaftigkeit
z eines Fahrseiles anfmcrksam machte . Mer Tage später , unmittelbar
Rvor der Abfahrt der Mannschaft , ritz auch ^wirklich das
?Seil. (Hört ! Hört !-Rufe bei den Sozialdemokraten .) ,
s In einer am letzten Sonntag abgehaltcnen Sitzung

schwerdekommission warnte ein Di-

^,atz die Minderförderung im letzten Jahre darauf
kzurückzuführen sei, daß die Arbeiter es gelernt hätten , ohne

Arbeit Lohn zu bekommen. (Hört ! Hört I-Rufe bei
den Sozialdemokraten .) Dabei ist die Produktion im Jahre 1915
gegenüäw dem Jahre 1913 um nahezu S st Prozent gestiegen,
obzwar die Belegschaftszahl der Bergarbeiter nm 21 Prozent
gesunken ist. 50 Prozent der Heuer wurden im Jahre 1915
unter fünf .Kronen für die Schicht bezahlt . Seit dieser Heit haben
sich die Lohnverhälttüsse wohl ctwas gobesstrt , aber auch eine Er¬
höhung des Lohnes um das Doppelte , würde bei der gerilMp,
L ohnhöhe und der heutig en Levttmm Mr wenia Ledeut L» u ? !

s Wegen der Vorgänge im Revier wurden erm Menge
Bergarbeiter und auch "eine große Zahl von Frauen und
Hindern verhaftet. Die eigentlichen Urheber der beklagenswerten
Vorfälle gehen aber frei herum.  Es wäre dMi pie
gekommen , wenn dis Bergarbeiterorganisationen die MögWH-

!Hit gehabt hätten , sich in Versammlungen und durckstKritik
! ^egen Unzukömmlichkeiten der maßgebenden Faktoren zu wenden.

ü

rerror vor Lohnerhöhungen,  indem er

innen , die inan ats Lsmer des Krieaes . a !8 tnnter der xeil , ve

oen Loziatdemokraten .) _ ^
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Der̂Mlstmange! ans den Märkten und die
Wsthöchstpreise. ^

Amtlich wird verlautbartt In der Oesfentlichkeit wird
allgemein Beschwerde geführt, daß feit dem Inkrafttreten der
Höchstpreise Beeren und namentlich Kuschen nicht mehr auf den
Markt kommen. Die Höchstpreise, für Kirschen und Beeren
wurden so reichlich bemessen, daß dießRentabilität der Gewinnung
uud die Kosten der Zufuhr zum Mürkty unter allen Umständen
gesichert schd. Auch verträgt die.,Nachr dieser leicht verderblichen
Ware Leine längere speknlative-LZurWhaltung. Der Aufkauf
durch VerwertuiigsbetrieŴwurdj unter Kontrolle gestellt. End¬
lich ist dafür Sorge aetrckgG, dass ein Abströmen in das Ausland
auf unbeträchtliche Menge« beschränkt ist. Hieraus ergibt sich,
daß die Verödung der inländischen Obstmärkte, wie sie gegen-
wärtig sogar in Produktionsgebietcn zu beobachten ist, ausschließ¬
lich darauf zurückzuführen ist, daß Händler,  in erster Linie
aber Verbraucher,  selbst dem Erzeuger die Mühe und Kost., -,
der Marktbeschickung freiwillig abnehmen und im Kaufes
unmittelbar bei dem Erzeuger  dra ^Höchst  '
»reise überschreiten . Da der Käufer im.Kt,"

gM . Nsm MM?

^bestrebt ist, bietet er schon einen Preis, der nicht nur absolut
höher ist als der Höchstpreis, sondern auch die Höchstpreisüber¬
schreitungen der anderen Käufer relativ übertrisst.- ' - .

Diese Erscheinung, besagt die amtliche Mitteilung, bildet kein
Argument gegen die Festsetzung von Höchstpreisena» sich, da dre
Hinan fl izitie Lun g der Preise sich auch bei den
Waren , die nicht an Höchstpreise gebunden
sind , vollzieht,  nur mit dem Unterschiede, daß sich m
diesem Falle das Treiben nicht außerhalb der Markte, sondern
auf den Märkten selbst abspielt.

Die für die allgemeine Versorgung schädliche, aber weil ver¬
breitete Begriffsverbindung zwischen Höchstpreisenund Markt¬
verödung ist keineswegs im Wesen der Höchstpreise notwendig-
begründet, sondern kann und muß gelöst werden, indem me
Schleichwege des etußermarktlichen«Verkehres durch energische,
und zielbewußte Handhabung der Bestimmungen der Höchstpreis- >

gestaltung, wie sie gegenwärtig im '
Obstverkehr" ' bemerkbar ist, durch strengste und unausgesetzte
Überwachung des Verkehres auch außerhalb der Märkte ent¬
gegentreten Md die in jüngster Zeit in verschärftem Ausmaße
erlassenem Mräfbestimmungen mit rücksichtsloser Strenge in
Anwendung düngen. soweit die straffe Handhabung der Straf¬
bestimmungen nicht ausreicht, kann nach den Bestimmungen der
kaiserlichen Verordnung über die . Versorgung der Bevölkerung
mit Bedarfsgegenständen" die Beschickung der Märkte durch
Auferlegung von Li - ferungsverpflichtungien
erzwungen werden. -
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"Neger  beschäftigt sich mit den Ereignissen
»Witz und bemerkt , die Bewegung habe sich

'"über das ganze Mährisch -Ostrauer und schlesische
Industriegebiet ausgebreitet . Es läßt sich nicht
bestreiten , daß die erste Ursache dieser Bewegung im
der ungenügenden Ernährung liegt , aber ihr weiterer Ver¬
lauf zeigt , daß tiefere und andere Gründe mitgespielt
haben . (Hört ! Hört ! bei den polnischen Sozial¬
demokraten .) Es müsse festgestellt werden , daß es den
Bemühungen der schlesischen Landesregierung gelungen
ist , mit der Zeit die Verproviantierung im schlesischen
Gebiete so ziemlich in Ordnung zu bringen . Die Ver¬
pflegung war nicht die schlechteste, die Organisation,
die Verteilung der Lebensmittel könnte vielleicht unter
Umständen genügen ; leider wurden jedoch nicht alle Re-
formen der schlesischen Landesregierung durchgeführt , und " ^ . .. ^ ,

1 xrnere Zukunft zu arbeiten und zu kämpfen . (Lebhafter
Beifall bei den Sozialdemokraten .-
j Abg. Tr . Witt  beginnt in böhmischer Sprache.
An deutscher sortfahrend , verweist er auf die von den
Abgeordneten des Mährisch -Oftrauer Kohlenindustrie-

namentlich war der Beziäshauptmann von Mährisch
Ostrau gegen jede Bestrebung , Ordnung in diese
Dinge zu bringen . Die LeHnsMittel sind in Mährisch-
Ostrau statt an die KAsuMerOn in die Hände von
Wucherern gekomuchi, ; r did - ' die Waren zu sehr f
hohen Preisen entKer ' am Orte verkauften oder ^ -rkes angebrachte ^ nterpellat .om Die In eresien,,_ » _ ^ , die bei der IM Mabriicu -Oürauer Revier kerrscbenden— was noch häufiges geschah — auswärts sandten.

Trotz der Proteste der Sozialdemokraten , die sie
j gleich zu Beginn des Krieges erhoben haben , wurden
j die Bergarbeiter unter militärische Disziplin gestellt
^ und die Gruben militarisiert . Die Grubenausseher und
! Grubenbeamten haben die Bergarbeiter auf das
l unwürdigste behandelt . (Hört ! Hört ! bei den Sozial¬

demokraten .) Die Arbeiterpresse wurde geknebelt . Die
gesamte Vereins - und Organisationstätigkeit , die Ver¬
sammlungsfreiheit der Bergarbeiter wurde unter¬

die bei der im Mährisch -Ostrauer Revier herrschenden
Bewegung auf dem Spiele stehen , erheischen ein
rasches Eingreifen . Sofortige Abhilfe tut not , und
jeder Aufschub muß unermeßlichen Schaden bringen.
An der jetzigen Bewegung sind sämtliche Nationen
Mährens und Schlesiens und die Arbeiter ohne Unter¬
schied der politischen Gesinnung beteiligt . Die Be¬
wegung ist nur auf ein einziges Motiv zurück¬
zuführen : auf die Not . Dauernde Abhilfe hätte
nur erreicht werden können , wenn für die Ver¬

bunden . Trotzdem verrichteten die Bergarbeiter ihre ^ ung der Arberter rn derselben We,se SorgeArbeit , und der Leiter des Ministeriums für öffent - « gen worden wäre wre für das Militär,
liche Arbeiten hat selbst anerkannt , daß sie ihre Pflicht Z " ? em hat die schlesische Landesregierung dievoll und ganz erfüllt haben . Dies geht auch daraus
hervor , daß die gesamte Steinkohlenförderung in
Österreich im Krieg eine höhere ist, als sie im
Frieden ivar.

Um eine Besserung der Verhältnisse herbeizuführen,
ist es notwendig , den Bergarbeitern die verfassungs¬
mäßigen Zustände , die bürgerlichen Rechte , das
Bereinsrecht , das Organisationsrecht und das Koali¬
tionsrecht wiederzugeben . (Lebhafte Zustimmung bei
den Sozialdemokraten .) Es muß für eine Lohnerhöhung
gesorgt werden , es ist Pflicht der Regierung , sich hier
ins Mttel zu legen und auf die Unternehmer in
dieser Richtung entsprechenden Einfluß auszuüben . Es
ist auch notwendig , Lebensmittel in ausreichendem
Maße zuzuschieben und die Verteilung entsprechend zu
organisieren . Man muß bestrebt sein , dem Volke seine
Freiheiten und den Frieden wiederzugeben ; dann wird
auch Friede und Ruhe im Revier eiukehren , dann
werden die Arbeiter auch leichter über die Mängel
der Gegenwatt hinwegkommen , weil sie die Möglich¬
keit haben werden , für eine bessere, schönere und

Arbeiterschaft noch daran verhindert , sich aus den
umliegenden bäuerlichen Gebieten Lebensmittel zu ver¬
schaffen . Die Arbeiter lebten in stiller Resignation,
bis sie endlich ihre große wirtschaftliche Not und die
Enttäuschung zum Bewußtsein ihrer trostlosen Lage
brachte , und heute ist es dazu gekommen , daß gerade
diejenigen Staatsbürger , welche dem Staate die un¬
schätzbarsten Dienste geleistet haben , der größten wirt¬
schaftlichen Not preisgegeben sind . Die Arbeiterschaft
trifft an den heutigen Zuständen nicht die mindeste
Schuld , und niemand wird auch den Verlottern der
czechischen Sozialdemokratie irgend ein Verschulden in
diesem Belang imputieren können . Die Regierung
würde die schwerste Schuld aus sich nehmen , wenn sie
sich auch weiterhin Passiv verhielte und sich nur mit
halben Maßregeln begnügte . Die Regierung ist ver¬
pflichtet , dafür zu sorgen , daß die große wirtschaftliche
Not im Kohlenrevier auch nicht eine Sekunde länger
andauere . (Beifall bei den czechischen Sozialdemo^
kraten .) ^
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Lutterralionieruug in Wien. -̂ ^
6 Deka wöchentlich, ^

(Lou fachmäuuischer Seite .) ^
Zu älnbetracht der ungünstiger : und ungleichmäßigen

Versorgung der Bevölkerung mit Fett tut sich das
k. k. Amt für Bolkseruährung veranlaßt gesehen , eine
Z w a u g s r a y o u i e r u n g sür Butter  durchzu¬
führen , die mit dem morgigen Tage in Kraft tritt . Auf
diese Art wird jedermann ein vis auf weiteres
gesichertes Quantum von sechs Deka¬
gramm Butter für die Woche in einer
Verkaufsstelle  erhalten , die im Sprengel
der M e h l a b g a b e st e l l e gelegen  sit , in welcher
der Wohnort des Beweisenden sich befindet . Bei Auswahl
dieser Verkaufsstellen wurde vor allem auf die einwand¬
freie Beschaffenheit der Geschästslokale Rücksicht genommen,
da die genannte Behörde ^ der richtigen Ansicht aus¬
gegangen ist, daß ein so siuW -E Lebensmittel wie Butter,
nur in hygienischer Weise drm . ' PüüWum zur Verfüguüg
gestellt werden soll . Aus diesen Grunde erfolgte auch die
Verfügung , daß Butter nuv Vusgeformt  und e i ri¬
tz epackt  abgegeben werden mrf , womit gleichzeitig eine
raschere Abwicklung des Geschäfts Verkehres sichergestellt er¬
scheint . . Es ist natürlich , daÄ ' bei dieser Art der Rayonie¬
rung eine große Anzahl vor » Geschäftsleuten , die sich bis¬
her , wenn äuch ' nur in kleiiissm Maße , mit dem Butter¬
verkauf befaßt haben , unberHsichtigt bleiben mußte.

Um die Rayonierung , die .sonst mühselige und zeit¬
raubende BorarbeitenMemaclH chatte , rasch durchzuführen,
hat man sich entschloß » , den bereits bestehenden und gut
funktionierenden HsiMcht der Mehlabgabestellen dazu zu
benützen , um / sie irr einer bestimmten Mchlabgabestelle
rationierten Pchspneu ohne weiteres der Butterverkauss-
stelle zuzuweisen , welche die ersterwähnten Bedingungen er¬
füllt und außerdem in möglichster Mhe der Mehlabgabe - !
stelle gelegen ist.

Für die Versorgung der organisierten Konsumenten,
das sind die mit blauen Mehlkarten  bcteilten,
wurden spezielle Anordnungen getroffen , die dahin gehen,
daß diese die Butter nur bei ihrer Organisation kaufen .
können , wodmch auch die mit Recht übet vermerkte , bisher
mögliche Doppelversorgung verhindert wird.

Die zahlreichen Spitäler , Anstalten , Gastwirtschaften
usw , werden größtenteils mit den geringen zur Verfügung
stehenden Mengen Jnlandbutter versorgt , während für die
Abgabe an Private nur ausländische Butter in Frage
kommt.

Es ist zu hoffen , daß nach den sich vielleicht im An¬
fang ergebenden Schwierigkeiten die neu durchgesührte
Maßnahme allgemeinen Anklang finden und ebenso gut I
sich bewähren wird wie die Mehlabgabe . Vor allem er¬
scheint das lästige und zeitraubende An st eilen da¬
durch vermieden , daß die , wenn auch
geringe Kopfquote für jedermann sicher-
gestellt und ihm die ganze Woche ocwahwt
bleibt . A-
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Authentische Übersetzung.

Interpellation
der

Abgeordneten M . Konerny , C. I . Lify , Exner , De . Lukavsky
und Genoffen an Ihre Exzellenzen den Herrn Minister für Landes-
vertridigirng imd den Herrn Minister des Innern , betreffend die
böswillige Handlungsweise der Militär - und politischen Behörden
gegen die böhmischen freiheitlich gesinnten Lehrpersonen an Volks -,

Bürger - und Mittelschulen Mährens.

Dir im militärpflichtige» Alter stehenden Lehrer
böhmischer Nation rückten im Jahre >914 — der
Mobilisierungsordre entsprechend— ein. Die für
Hilfsdienst qnalifizierten kamen ihren Pflichten im
Etappenraume und im Himerlande treu und gewissen¬
haft nach.

Es sei ausdrücklich konstatiert, daß die böhmi¬
schen Lehrer an Pulks-, Bürger- und Mittelschulen
Mährens nichts begangen haben, was berechtigen
würde ihre patriotische und loyale Gesinnung in
Zweifel zu ziehen.

Allein die Feinde der Schule, der böhmischen
freiheitlich gesinnten Lehrerschaft und der Volks¬
bildung überhaupt begannen bald ihre unsaubere
Tätigkeit und denunzierten einzelne Lehrpersonen,
welche bei ihrer Lehrtätigkeit an den Schulen be¬
lassen worden waren, indem sie dieselben einer un¬
patriotischen und illoyalen Gesinnung beschuldigten.

Infolgedessen begannen Verhaftungen, Ein¬
kerkerungen und militärgerichtliche Untersuchungen,
worauf zum Schluffe nach erwiesener Unschuld die
Enthaftung der vermeintlichen„Landesverräter" er¬
folgte.

Dieser Umstand genügte aber der damaligen
politischen Verwaltung der Markgrafschaft Mähren,
um sie zu veranlassen, nahezu sämtliche fortschritt¬
liche böhmische Lehrer an Volks-, Bürger- und
Mittelschulen Mährens, soweit sie sich ini Militär-
verbande befanden— bis aus einige Ausnahmen—
beim Kriegsministerium als unpatriotisch und landes-
verräterisch gesinnt zu bezeichnen. „Obzwar diesem
Bericht kein bestimmter Fall zugrunde liegt" mw.,

referierte die mährische Statthalterei d̂ n Militär¬
behörden und stempelte fortschrittlich gesinnte Volks-
Bürger- und Mittelschutlehrer böhmischer Nativ» in
Mähren zu „Stützen der russophilen Bewegung"

Dieses unbegründete, unerhörte Vorgehen der
k. k. mährischen Statthalterei ist eine Tatsache und
kann nicht bestritten werden.

Für die Lehrersoldaten hatte dieser Vorgang
sehr verhängnisvolle und unsetige Folgen: Alle
böhmischen, fortschrittlichen Lehrer aus Mähren wurden
von den Militärbehörden als „Politisch verdächtig"
erklärt und es wurde mit ihnen dementprechcnd ver¬
fahren.

Auf ihre bisherige Unbescholtenheit, ans die
treue und aufopfernde Erfüllung ihrer militärischen
Pflichten wurde keine Rücksicht genommen: die
böhmischen Lehrer und Professoren— wir sagen
die böhmischen—>, weil in den Befehlen auch immer
nur der Ausdruck die böhmischen(„tschechischen")
Lehrer gebraucht wird, wurden zu Proskribenten.
Enthebungsantrüge betreffs der Volks- und Bürger¬
schullehrer wurden abgelehnt, die Enthebung der
Professoren an Mittelschulen auf das notwendigste
Maß reduziert und in den meisten Fällen auch diese
einrückend gemacht.

Zm August 1915 und später im Jahre 1916
wurden diese Lehrer in zwei besondere Abteilungen
eingereiht. Eine davon wurde wie eine Abteilung
politischer Verbrecher nach Katharein bei Troppau,
die andere nach Krapfenwaldl bei Wien transportiert.
Während des Transportes nach Krapfenwaldl durfte
niemand aussteigen, niemand mit einem anderen

465
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sprechen. Auch ein allgemeines «Gespräch ivar ver
bvten. Eine leibliche llkvtdnrst sollte niemand Huben
nub iveiui sie sich dennoch unabweisbar einstellte,
durfte sie nnr unter Aufsicht einer Eskorte oerrichtet
werden. Die Reise von Brünn noch Vien dnnerte
Volle 24 Stunde », und zwar bei Hunger nnd Durst,
denn es ivur niclit gestattet, sich- - selbst für eigenem
Geld etwa? ,;u kunfen.

In Krapfenwaldl ivnrden die betreffenden
Lehrerioldaten ringeschlossen nnd von der übrigen
Welt abgesondert. Sic durften keine Besuche emv-
fangen, mit niemanden sprechen. Selbst die nächsten
Berwandren — die eigenen grauen, Binder oder
Eltern — ivnrden nicht zugelassen.

Selbst mit dem größten Verbrecher tonnte nicht
so verfahre» werden, wie es mit diesen schuldlosen
Leuten der Fall war.

Krapfenwaldl lag aber zu nahe an Grinzing,
deshalb ivnrden die genannten Lehrersoldaten nach
Neuwaldegg am Hamean abtransportiert. Hier
ivnrden sie wie wilde Tiere in einer Umzäunung
gebellten.

Obpvar im Sinne der gesetzlichen Bestim
innngen alle Ansvrnch ans Freiivilligenabzeichen nnd
Zulassung in die Reserveosfiziersichnlen liatteii,
wnroe diesen Bestimmungennicht entsprochen. Tante
wurden sie aber genötigt, unangemessene, grobe
Arbeiten zu verrichten, welche ein inwlligenrer Mensch
sonst nicht zu verrichten pflegt. Für militärische
Zwecke hatten derartige Arbeiten gar leine Be¬
deutung, während die böhmische Jugend wegen
Mangel-? an Unterricht nnd Aussicht verwahrloste.

So wurde» die Baue an Leib und . Seele
gegnält.

Vom Hamean wurde diese Strästiiigskvlonie
nach Ungarn abtransportiert. Ter eine Teil nach
Preßbnrg , der andere nach Koniorn. Auch hier hat
-wan sie vollkommen isoliert »nd unter strenge Ans
sich« gestellt.

Einen beträchtlichen Anteil am Leidenswege
der böhmischen Intelligenten im österreichischen Heere
überhaupt Hai da-? grobe Benehmen der Vorgesetzten
Unteroffizierennt>leider auch oft der k. nnd k. Ossi
ziere. Nicht einmal mit den gemeinsten Verbrechern
in den Znchianstallen ist es erlaubt so zu verfahren,
wie es hier mit gebildeten Leuten geschah. Titulaturen
wie Lump, Schwein, Hund, Bestie, Gauner nnd
äbnliche waren an der Tagesordnung.

Eitie Rehabilitierung ans vvrgcschriebenem
Wege wurde überhaupt nicht zngelassen. Beim
Rapport der einzelnen Abteilungen und Truppen
körper wurde immer ans die strikten nnd strengen
Vereiste de-? Kriegsministerinins oder de-? Mini
sterinms für Landesverteidigung nnd de-? Korps !
kommandos i» Wien bingewieiett

der XXII . Session am 12. Znni 1917.

Nicht einmal dem Wunsche, in die Front ge¬
schickt zu werden, wnrde entsprochen. Am 28. März
I!>16 erklärte in Kontor» der kommandierende
Oberst Gnber, das; er die Abgehenden als voll¬
kommen unbescholten entlasse und daß er absolut
keinen Grund zu einer Beschwerde habe. Trotzdem
wurden viele böhmische Lehrer, welche von hier
zum 2ö. Landstnrinregimente und mit diesem an
die Nordsront kgmen. - - ohne die Offiziersschule
absolviert zu haben —, von dieser Front aus
für sie vor der übrigen Mannschaft beschämende
Art in? Hinterland znrückgeschickt nnd zu deutschen
Regimentern zugeteilt. Hier ivnrden sie unter die
strengste Aufsicht gestellt, obwohl unter ihnen Leute
waren, welche monatelang an der südlichen Front
gekämpst hatten und im Kampfe verwundet worden
Ware».

Der Mannschaft wurde verboten, mit den ge¬
nannten Lehrern zu verkehren, sie dursten sich auf
keinen Augenblick ohne Aussicht aus der Kaserne
entfernen, ja sogar zur Menage wurden sie von
der Wache geführt. Kurzum, sie standen auf Schritt
»nd Tritt unter Aussicht.

! Am ärgsten verfuhr »tan mit den Mitgliedern
>des Sängerbundes ,.1'GoelW mlrn-.criit utoruv ŝtvest
Utstic-It>- . Tiefer Sängerbund konzertierte nämlich
seinerzeit in Petersburg - allerdings auch in
Berlin, Dresden, München, Wie», Budapest u. a.
Der Bericht unsere-? Botschafters in Petersburg
schilderte das Verhalten der Mitglieder in Peters¬
burg als vollkommen korrekt. Trotzdem wnrde die
Teilnahme an dieser rein künstlerischen Sängerfahrt
gewissermaßen als Landesverrat betrachten Ten
betreffenden Lehrern wurde diese Fahrt des öfteren
scharf vorgehalten, ja sie bildete selbst anläßlich der
Ausstellung vvti Woblverlsttltnngszengnisfen bei den
k. k. Bezirkshanpimannschasten einen Stein des An¬
stoßes.

Erst aus energisches Einschreiten beim Srations-
kommando in Brünn trat eine gewisse Erleichte¬
rung eilt.

In die Reserveoffiziersschulen wnrden sie trotz
ihres Ansuchens nicht zngelassen. Wie grundlos die
nichtswürdige Verdächtigung dieses- Teiles der Lehrer-
Soldaten war, ist am besten aus ihrem vollkommen
korrekten Benehmen vor dem Feinde zu ersehet,.
Einige vvti ihnen wurden bereits ausgezeichnet.

Dieses armenische Martvrinm der böhmischen
fortschrittlichen Lehrer-Soldaten ans Mähren
verursacht durch die Denunziation der mährischen
Statthallerei dauerte ein ganzes Jahr hindurch.

Endlich kam man zur Einsicht, daß der Ver
dachr nicht begründet sei und der rote Vermerk
„P. v." ,„politisch verdächtigt wurde in den mili¬
tärischen Auaneislislen gelöscht.

l tp',
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Als dann infolge Erlasses des Ministeriums
für Landesverteidigung vom September l916 auch
zum Landsturm assentierte Lehrer zum Besuche der
Reservcoffizicrsschulen zugclassen wurden , wurden in
dieselben auch jene Sträflinge aus den Lehrerreihen
ausgenommen , absolvierten sie mit gutem und sehr
gutem Erfolge und gehören heute zum österreichischen
Offizierskorps.

Doch viele von ihnen wurden bisher in die
Offiziersschule nicht zugclassen und es wurde bis
heute die Untersuchung über ihre politische Berlätz-
lichkeit nicht durchgesührt , obwohl sie darum einige
Male angesucht haben.

Andere wieder wurden nach Absolvierung der
Offiziersschule aus dem Grunde nicht angemessen
befördert , da die zuständige Bezirkshauptmannschaft
die angcsuchte Bescheinigung politischer und bürger¬
licher Unbescholtenheit aus nichtigen Gründen nicht
ausfolgen will (Brünn -Land , Mährisch Kromau u . a .).

Auf Grund der angeführten Tatsachen fragen
die Gefertigten:

„ >. Sind diese erwiesenen Tatsachen einer
böswilligen , den gesetzlichen Militärvor¬
schriften widersprechenden Handlungsweise
der Militär - und politischen Behörden gegen
die böhmischen fortschrittlich gesinnten Lehr-
Personen an Volks -, Bürger -- und Mittel¬
schulen ans Mähren Ihren Exzellenzen be¬
kannt?

2 . Sind Ihre Exzellenzen geneigt , einen
derartigen Vorgang für die Zukunft zu ver¬
hindern , beziehungsweise ähnliche Verhält¬
nisse , wo sie bis zum heutige » Tage bestehen,
Abhilfe zu schaffen, die Schuldigen zur Ver¬
antwortung zu ziehen und den betreffenden
Lehrer -Soldaten ihre Rehabilitierung zu
ermöglichen ? "

Wien , 4 . Juni t91 7.

Streb erny.
Sedläk.

Svoboda.
Vacck.

Stanek.
Hrasky.

F . Nemcc.
Tomäsek.

Dr . Formanek.
Mechura.
Kaliua.

Filiprnsky.

Al . Konecny.
C . I . Lisch

Exuer.
Dr . Lnkavsky.

Stränsky.
Smreek,

Funk.
Pokorny.

Tnsar.
Rozkosny.

Baxa.
Dr . Hübschmann.

467 3t
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tm Mährisch-Osträuer Geörete.
Mjtterlnugerrin der hentigen Abgeordnete «haus-
7̂ Debatte.

In der heutigen Sitzung des Abgeordnênhauses
beschäftigten sich die Abgeordneten Reger  und Dr. Wr tt
Mt den Vorgängen im Mührisch-Ostrauer und schlesischen
Industriegebiet. Wir lassen' ihre Ausführungen im nach¬
stehenden folgen:

Abg.  Reger (Pole ) beschäftigt sich mit den Ereig¬
nissen in Witkowitz.  Die BewrgiMz >habe sich über das
ganze Mährisch-Ostrauer und schlesiH- ^ Industriegebiet - aus-
gebreitct und über die österreichischer GrHizs^ üüergcgrisfen . Von der
Behörde wurde festgestellt, daß an diestx Wechegung die erwachsenen
Arbeiter und die Bergarbeiter überhcchöti nicht testnahmou, sondern
halbwüchsige Jungen , Frauen , zum Test jedtmch oim sfremde
Elemente.  Es läßt sich^ nicht bestreititzr," ' die erste
Ursache  dieser Belegung / in der/r û imenü genden
Ernährung  siegt , aber ihr -weiterer Vhrluuf  zeigt , daß
tiefere und anders Gründe mitgbsmielt haben.
(Hört ! Hört ! bei beü - Polnischen Hbzialdemokratsn .) Es müsse
festgestellt werden, baß es den BemtMingen der schlesischen Landes¬
regierung gelungen ist, mit ds» Zeit die Verprovian¬
tierung  im schlesischen Gebiete » so ziemlich in Ordnung zu
bringen . Die Verpflegung war »ni« die schlechteste; die Organi¬
sation , die Verteilung der MbeMMkiLel könize vielleicht unter
-Umständen genügen ; » leide» MrMi jedoch nicht alle
Reformen der AchliMsUe » Landesregierung
durchgeführt,  und Mame«» ch » » der Bezirkshauptmann von
Mührisch-Ostrau gegen Kde BeHrebung, Ordnung in diese Dinge zu
bringen . Die LcbensnMel sino in Mührisch-Ostrau statt an die
-Konsumenten in die Hände von Wucherern  gekommen,
welche die Waren zu Wr hohen Preisen entweder am Orte ver¬
kauften oder — was noch häufiger geschah — auswärts sandten.

Trotz der Proteste der Sozialdemokraten , die sie gleich zu
Beginn des Krieges erhoben haben, wurden die Bergarbeiter unter
militärische Disziplin gestellt  und dre Gruben milk
tarifiert . Die Grubenkommandanten waren meist ortsfremde und
fachunkuudige Menschen, die sich bei jeder Gelegenheit auf Seite der
Unternehmer gestellt haben. Die Grubcnaufseher und Grubcnbeamten
haben die Bergarbeiter auf das unwürdigste behandelt . (Hört ! Hört!
bei den Sozialdemokraten .) Man hat alte Bergarbeiter geprügelt
und die Vertrauensmänner der Arbeiter , wenn sie sich beklagten , an
die Front geschickt. Es wurden zwar Lebensmittel-
rnagaziue  errichtet , zu deren Betrieb die Grubenbesitzer beträcht¬
liche Summe » ausgeworsen haben, aber dieses Geld wurde in un¬
richtiger Weise verwendet und anstatt Lebensmittel hat man
-Luxusartikel angeschasft. Trotzdem verrichteten die Berg¬
arbeiter ihre Arbeit und der Leiter des Ministeriums für öffentliche
Arbeiten hat selbst anerkannt , daß sie ihre Pflicht voll und ganz
erfüllt haben. Dies geht auch daraus hervor , daß die gesamte Stcin-
Lohlensörderung in Oesterreich im Kriege eine höhere ist, als sie
im Frieden war . Man möge den Arbeitern wieder die Möglichkeit
geben, sich zu organisieren , ihnen die Freizügigkeit gewähren, die
Regierung müsse eine Lohnerhöhung vermitteln und Lebensmittel
in reichlichem Maste znschieben. Dann werden wieder Friede und
Ruhe im Revier emkehrru.

Abg. Dr . Witt (Sozialdemokrat ) beginnt seine Rede in
czcchischer Spracht und fordert , in deutscher Sprache fortfahrend,
e,n rasches Eingreifen der Regierung zur Lösung des Streiks im
Ostrauer Kohlenrevier . Diese Streikbewegung habe keine
politischen Gründe,  alle drei Nationen Mährens und
Schlesiens nehmen au derselben teil . Wenn man die Arbeiter der
militärischen Disziplin unterwirst , ist es nur ein Gebot der Logik,
daß man auch für sie sorgt wie für das Mlitär.

Den Kommandanten der Kohlenkaders , die für die Aufrccht-
erhaltung der Ordnung Sorge zu tragen haben, ist es verwehrt , sich
in Lohn- oder sonstige privatrechtliche Fragen einzumischen. Ein
Arbeiter , der die Arbeit verweigerte , weil er nicht genügend Lohn
dafür bekani, wurde von dem Militärgericht zu einem Jahr
Gefängnis verurteilt . Die Organisationen der Arbeiter wurden
im Kriege allseits unterbunden . Die Arbeiterschaft trifft an den
heutigen Zuständen nicht die mindeste Schuld und niemand wird
auch den Vertretern der czechischen Sozialdemokratie irgendein Ver¬
schulden in diesem Belange unputieren können. Die Regierung
würde die schwerste Schuld aus sich nehmen, wenn sie sich auch
weiterhin passiv verhielte und sich nur mit halben Maßregeln be¬
gnügte . Es wird eine spezielle Aktion der Regierung um so nötiger
sein, als die lokalen Beamten nicht die genügende Macht haben, uni
gegen das Großkapital aufzukommen . (Beifall bei den czechischen
Sozialdemokratems . > . . v ' »'
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Lrgierungsvorlagr.

Kaiserliche Verordnung
vom7. März 1917, R. G. Bl. M. 110,

betreffend

Sondrrbestimmungen aus Anlaß des Krieges über die Verjährung
des Rechtes zur Bemessung und Einfordrrung von Abgaben.

Auf Grund des tz 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867,
R. G. Bl . Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt:

8 i.

Zu den nach Artikelll derKaiserlichen Verordnung
vom 28 . August 1916 , R . G. Bl . Nr . 280 , in die
Verjährungsfristen nicht einzurechnenden Steuerjahren
kommt das Jahr 1917 hinzu.

Die Anordnungen des Artikels II der Kaiser¬
lichen Verordnung vom 28 . August 1916 , R . G . Bl.
Nr . 280 , betreffend die Verjährung der direkten
Steuern , und des vorstehenden Absatzes 1 finden
auch auf alle anderen Abgaben Anwendung, deren
Verjährung nach dem Gesetze vom iB . März 1878,
R . G . Bl . Nr . 31 , zu beurteilen ist.

^ Die Nichteinrechnung der Steuerjahre 1914
bis einschließlich 1917 in die Verjährungsfristen im
Sinne der vorstehenden Bestimmungen gilt für alle
Fälle , in denen die Verjährung am 1. August 1914
nicht schon cingetreten war.

8 2.

Mit dem V̂ollzüge dieser Kaiserlichen Ver¬
ordnung , die mit dem Tage ihrer Kundmachung
in Wirksamkeit tritt , ist der Finanzminister im Ein¬
vernehmen mit den beteiligten Ministern betraut.

Baden , am 7. März 1917.

Karl ui.
Elam-Martinir m. Bsernreither m. p.
Georgi in st.
Hustarek in. p.
Spitzmüller m. p.
Handel in. p.
Urban in. p.

Förster in. j>.
Trnka in. p.
Bobrzynski in. p.
Schenk in. st.
Höfer in. p.
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MM

Diez nach ' Artikel II der Kaiserlichen Verordnung - vom-s28 . August 1916 , R . G . Bl . Nr . 280,

hinsichtlich der direkten Steuern getroffene Bestimmung , daß die Kriegsjahre 191 -1, 1915 und 1916

aus den Verjährungsfristen ausscheiden, mußte bei Fortdauer ., der außerordentlichen Verhältnisse im

Jahre 1917 . auch aus dieses Jahr und zugleich, da die Behinderung in der Bemessung und - Einhebung

auch bei anderen Abgaben zutrifst, auf alle Steuern und Abgaben, deren Verjährung sich nach dein

Gesetze vom 18 . März 1878 , R . G . Bl . Nr . 31 (Berjährungsgesetz ), richtet, ausgedehnt werden.
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Regierungsvorlagr.

Kaiserliche Verordnung
vom 6 . Mai 1915 , R . G . Bl . Nr . 125,

betretend

die öffentliche Verwaltung des Gebietes von Festungen.

lffns Grund des H 14 des Gesetzes über die Reichsvertretung vom 21 . Dezember 1867,

R , G . Bl . Nr . 141 , finde Ich zur Erleichterung der militärischen Verteidignngsmaß-

nahmen und zum Schutze der Person und des Eigentumes im Gebiete von Festungen für

die Dauer der durch den Krieg verursachten außerordentlichen Verhältnisse anzuordnen,

wie folgt:

S l.

Die öffentliche Verwaltung im Gebiete von

Festungen kann , soweit sie in den Wirkungskreis'
der Politischen Behörden I . Instanz , der landes¬

fürstlichen Polizeibehörden oder der Gemeinden
fällt , vom Minister des Innern einem Festungs¬
kommissär unterstellt werden , wenn dies vom Armee-
Oberkommando als notwendig bezeichnet wird.

2.

Der Festungskommissär ist im Bereiche der

politischen , polizeilichen und Gemeindeverwaltung im
Festungsrayou die einzige entscheidende und ver¬
fügende Behörde 1 Instanz.

In Fragen , durch die militärische Interessen

berührt werden , ist der Fcstungskommissär an die

Zustimmung des Festnngskommandos gebunden . Er

hat auf Verlangen des Festungskommandos inner¬

halb seines gesetzlichen Wirkungskreises alle zur
Wahrung und Sicherung der militärischen Interessen
notwendigen Maßnahmen zu treffen.

i
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8 3.

Die politischen , polizeilichen und Gemeinde¬
behörden . deren Amtssitz im Festungsrayon liegt , sind
dem Festungskommissär unterstellt , und zwar die be¬
schließenden Organe der Gemeinde als Beiräte , die
vollziehenden als Vollzugsorgane.

8 4. ^

Von jenen Gemeinden und politischen oder
. . Polizeibezirken, , deren Grenzen durch h,ie Grenzen
" des Feftungsrayons durchschnitten werden , kann der

Landeschef die in den Festungsrayon fallenden Teile
'- mit einem gleichartigen im Festungsrayon liegenden,

Amtsgebiete , die außerhalb des Festungsrayons
§ fallenden Teile mit einem solchen außerhalb dieses

Rayons liegenden Amtsgebiete vereinen.

In jedem . Falle muß der Wirkungskreis der
Gerneinden und der politischen oder Polizeilichen
.Behörden I . Instanz ans die innerhalb oder auf
die außerhalb des Feftungsrayons liegenden Teile
ihres Amtsgebietes beschränkt werden.

8 ö-

Beschwerden gegen Entscheidungen und Ver¬
fügungen des Festungskommissärs gehen an den
Landeschef.

Wenn es sich um eine Angelegenheit des
selbständigen Wirkungskreises der Gemeinde oder um
eine Aenbelastung des Gemeindehaushaltes handelt,
entscheidet der Landeschef im Einvernehmen mit dem
Landesausschusse.

8 6.

Die zur Regelung der öffentlichen Verwaltung
im .Festuugsgebiete jeweils erforderlichen wetteren
Maßnahmen können durch Verordnung getroffen

werden . ^
Tie Bestellung des Festungskommissärs (tz 1)

sowie die im Sinne des ersten Absatzes getroffenen
weiteren Kriegsmaßnahmen werden ebenso wie ihre
Aushebung im Landesgesetz - und Verordnungsblatte
jenes Königreiches oder Landes , in dem die betref¬
fende Festung liegt , kundgemacht.

8 7.

Tiefe Kaiserliche Verordnung tritt mit dem
Tage ibrer Kundmachung in Wirksamkeit.

Das Aushören ihrer Wirksamkeit wird durch
Verordnung bestimmt.
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Mit ihrem Vollzüge find Mein Minister des
Innern und Mein Minister für Landesverteidigung
betraut.

Wien, am k. Mai 191 L.

V /

i

s
i

i

Franz Joseph m. s>-
Stürgkh u>. p Georg ! w. p.
Hvchrnlnrrger in. p. Hemold m. p.
Förster m. p. Hustarek m. p.
Trnka w. p. Schuster m. p.
Zenker m. p. Enge ! m. p.

Morsioski ni. p.

l

i
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Begründung.

Die bestehende Organisation der inneren Verwaltung, insbesondere die landesfürstliche und auto¬
nome Doppelverwaltung und die nicht immer klare Abgrenzung dieser beiden Kompetenzen bei einzelnen
Geschäftszweigen beeinflußten seit Kriegsbeginn nachteilig die Berwaltungstätigkeit im FestungsgebieteKrakau.

Für- das Festungskommando ergaben sich oft Schwierigkeiten, wenn bezüglich der durch militärischeInteressen gebotenen Maßnahmen die verschiedenen Kompetenzen der Behörden im Festungsgebiete
beobachtet werden mußten und somit die militärischen Anforderungen je nach der Materie an verschie¬dene Behörden zu richten waren. So kamen im Krakauer Festungsgebicte, außer den Bezirkshauptmann¬
schaften Krakau, Podgörze und Wicliczka, die Polizcidirektion in Krakau, der dortige Stadtmagistrat unddie betreffenden Gemeindevertretungen in Betracht, deren mitunter kollidierende Interessen interne Ver¬
handlungen erforderten und die Verwirklichung militärischer Forderungen wesentlich verzögerten underschwerten.

Zur Erleichterung der militärischen Verteidigungsmaßnahmenund zum Schutze der Person unddes Eigentumes im Gebiete von Festungen mußte daher gegenüber diesen Verhältnissen Abhilfe durcheinige Sonderbestimmungcn über die Vereinfachung der öffentlichen Verwaltung des Gebietes vonFestungen„für die Dauer der durch den Krieg verursachten außerordentlichen Verhältnisse" geschaffenwerden. Diese Sonderbestinunnngenbestehen im wesentlichen in der Ermächtigung des Ministers desInnern, für das Gebiet von Festungen auf Antrag des Armeeoberkommandos„Festungskommissäre" zuernennen, die im Bereiche der Politischen, polizeilichen und Gemeindeverwaltung die einzige entscheidendeund verfügende BehördeI. Instanz sind, innerhalb ihres Wirkungskreises alle zur Wahrung und Siche¬rung der militärischen Interessen notwendigen Maßnahmen zu treffen haben.
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Regierungsvorlage.

Kaiserliche Verordnung
vom 25 . Juli 1914 , R . G . Bl . Nr . 155,

über

die Bestrafung der Störung des öffentlichen Dienstes oder eines
öffentlichen Betriebes und der Verletzung einer Lieferungspstichk.

Auf Grund des K 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21 . Dezember 1867 , R . G . Bl.
Nr . 144 , finde Ich mit Wirksamkeit für die im Reichsrate vertretenen Königreiche
und Länder anzuordnen , wie folgt:

8 i.
Das Ministerium des Innern kann Unter¬

nehmungen , die für die Zwecke des Staates oder
das öffentliche Wohl besonders wichtig sind , für
staatlich geschützte Unternehmungen erklären.

8 2.
Der öffentliche Beamte , der Bedienstete eines

Staatsbetriebes , der Bedienstete einer Eisen¬
bahn , eines Schiffahrtsunternehmens oder einer
staatlich geschützten Unternehmung , der im Vereine
mit anderen in der Absicht , den Dienst oder
Betrieb zu stören , die Erfüllung seiner Pflichten
ganz oder zum Teile verweigert oder unterläßt,
oder seine Arbeit in einer Weise verrichtet , die
geeignet ist, den Dienst oder Betrieb zu erschweren,
wird wegen Vergehens mit strengem Arreste von
sechs Wochen bis zu einem Jahre bestraft.

8 3.

1. Wer gegen einen anderen ein Mittel der
Einschüchterung oder Gewalt anwendet , um eine
Verabredung zustande zu bringen , zu verbreiten oder
zwangsweise durchzuführen , die darauf gerichtet ist,
durch ein pflichtwidriges Verhalten der im ß 2 an¬
geführten Art den öffentlichen Dienst , den Dienst in
einem staatlichen Betriebe oder den Betrieb einer
Eisenbahn / eines Schiffahrtsunternehmens oder einer
staatlich geschützten Unternehmung zu stören,

1
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2. wer in der Absicht, einen solchen Dienst
oder Betrieb zu stören, Betriebsmittel oder Betriebs»
einrichtungen beschädigt oder der Benützung entzieht,

wird wegen Bergeheus mit strengem Arrest
von sechs Wochen bis zu einem Jahre bestraft..

- ' ft -.ft . . .
' --.ftft- 7 § 4.

ftftpftft ftftft '4  ft i-ft - 1. Wer vorsätzlich seine durch Vertrag oder
7 ' . . Borschrift "' begründete Pflicht verletzt, für die che-

. -ft - wasfnete Macht der Monarchie oder eines Bundes-
- ' »'7  ft ' genossen Gegenstände des Kriegsbedarfes zu liefern,

-ft - .-ftft ,..-ft . solche Gegenstände oder Truppen zu. befördern oder
. 7.7 . 'Arbeiten auszuführen, '

: 7.7 x7 -i -ft" i, !-.;.-, - > ' 2- der - Unterlieferant , Vermittler oder Be-
. ft . . . ft , .'7 - . 'ft - dienstete bei einer solchen Lieferung, Beförderung oder

- , ft -.. - er vorsätzlich durch Verletzen, seiner Pflichten
. - ftftft - die Leistung gefährdet oder vereitelt,

ft ^ 7. ft 7 . wird wegen Vergehens mit strengem Arrest
ft ft von einem Monat bis zu einem Jahre bestraft.

- Neben der Freiheitsstrafe kann in beiden
ft ftft .- 'Fällen Geldstrafe bis . zu zwanzigtausend Kronen

verhängt werden . -

ß ö. ..
Sind durch eine der in den AZ 2 bis 4 ange¬

führten Handlungen die militärischen Interessen der
^ Monarchie oder eines Bundesgenossen gefährdet

worden, so ist auf strengen Arrest von drei Monaten
bis zu drei Jahren zu erkennen.

In den Fällen des Z 4 kann daneben auf
ft " die dort bestimmte Geldstrafe erkannt werden.

- ft ft - - ft 86.
,ft . ft . ° . Die Strafbestimmungen der ZZ 2 bis ö sind

ft - - auch von den Militärgerichten gegen die im Z 9
... des Gesetzes vom 26 . Dezember 1912 , R . G . Bl.

Nr . 236 , betreffend die Kriegsleistungeii , angeführten
Personen auzuwenden , soweit sie nach dieser Gesetzes¬
stelle der Militärgerichtsbarkeit unterstehen.

Unabhängig von der firafgerichtlichen Ver¬
folgung der in den ZZ 2 und 3 bezeichneten straf¬
baren Handlungen kann die Generalinspektion der
österreichischen Eisenbahnen durch ihre Organe die
sofortige Entlassung des schuldigen Bediensteten, so¬
wohl der Staats - als Privatbahnen vhne weiteres
Verfahren verfügen und den Vollzug anordnen . Die
Bahnverwaltung ist verpflichtet, die von den Organen
der Generalinspektion verfügte Entlassung ungesäumt
in Vollzug zu setzen.

Wegen derselben Handlungen kann hinsichtlich
der Bediensteten der Post - und Telegraphenanstalt,
der den Gefälldienst beim Eisenbahn - und Schissahrts-
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verkehre und bei der Post besorgenden Staats¬
bediensteten und der Bediensteten der staatlichen
Druckereien die Entlassung durch die den betreffen¬
den Ministerien unmittelbar untergeordneten Dienst¬
stellen ausgesprochen werden.

Gegen diese Erkenntnisse kann binnen 14 Tagen
die Beschwerde an das zuständige Ministerium er¬
griffen werden. Die Beschwerde hat keine anf-
schiebende Wirkung.

Die 88 78 bis 84 der kaiserlichen Verord¬
nung vom 16 . November 1851 , R . G . Bl . Nr . 1
vom Jahre 1852 , und die für die Staatsbcdiensteten
geltenden Disziplinarvorschriften bleiben, insoferne
sie mit den vorstehenden Bestimmungen nicht im
Widerspruche stehen, aufrecht.

8 8.

Öffentliche Beamte sind die im 2. Absätze des
8 101 des allgemeinen Strafgesetzes angeführten
Personen.

Alle in einem Betriebe oder Unternehmen
dauernd oder vorübergehend beschäftigten Personen
sind als Bedienstete anzusehen.

Unter Eisenbahnen und Schiffahrtsunter¬
nehmungen werden auch deren Hilfsanstalten ver¬
standen.

Die Vorschriften erstrecken sich nur auf Eisen¬
bahnen, die mit elementarer Kraft betrieben werden.

8 9.

Die Kaiserliche Verordnung tritt mit dem Tageder Kundmachung in Wirksamkeit.
Mit dem Vollzüge sind die Minister des

Innern und der Justiz im Einvernehmenniit den
beteiligten Ministerien beauftragt.

Bad Ischl , am 25 . Juli 1914.

Franz Joseph m. x.
Skürgkch in. p. Georgs w. p.
Hochenlnirger m. x. Heinold m. p.
Förster m. p. Hustarrk m. p.
Triklin ui. p. Schuster m. p. ,
Zenker w. p. Engel m. p.

Morawski w. p.
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egründung.

Die uinfangreichen und vielgestaltigen Vorkehrungen für den gewaltigen Organismus des Heeresund die militärische Verteidigung des Staates können im Kriege ihren Zweck nur dann erreichen , wennalle , die nicht unter die Fahnen berufen werden , die besvnderen Pflichten erfüllen , die ihnen aus ihrerStellung im Wirtschaftsleben kraft gesetzlicher Vorschrift oder ans Verträgen erwachsen . Bei den un¬übersehbaren Wechselbeziehungen , die die weitverzweigte Arbeitsteilung mit sich bringt , kann die Verletzungsolcher Pflichten die öffentlichen unh insbesondere die militärischen Interessen schwer schäbigemNicht bloß die Beamten , sondern auch alle anderen für öffentliche Bedürfnisse und namentlich fürdie Bedürfnisse der Armee arbeitenden Personen müssen ihre Pflicht tun , wenn der Gefahr begegnetwerden soll , daß es den Soldaten an der Front im entscheidenden Augenblicke an dem Notwendigstenfehlt . Deshalb waren Strafdrohungen gegen die vorsätzliche Verletzung der Pflichten notwendig , die sichaus dem Gesetze oder aus Verträgen in Beziehung auf Armeelieferüngen , den Eisenbahn - und Schiffs¬verkehr oder solche Betriebe ergeben , die für die Zwecke des Staates oder das öffentliche Wohl besonderswichtig sind , sowie gegen alle Versuche , die genannten Betriebe durch Einschüchterung , Gewalt oderBeschädigung zum Stillstand zu bringen.
Auch diese Vorschriften mußten , um die beabsichtigte Wirkung zu. erreichen , schon bei Ausbruchdes Krieges in Kraft treten . Es blieb daher nichts übrig , als sie im außerparlamentarischen Wegedurch Kaiserliche Verordnung zu erlassen.

t
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Lrgirrungsvorlage.

M

Kaiserliche Verordnung
vom 25. Juli l!4I4, R. G. Bl. Nr. 154,

über die

Mitwirkung der Gemeinden und öffentlichen Beamten an den Auf-
gabW her Landesverteidigung und die Bestrafung der Verletzung

einer Rmtspsticht.

Auf Grund des 8 14 ves Staatsgrundgesetzes vom 21 . Dezember
1867 , R . O . M . Nr . 141 , finde Ich mit Wirksamkeit für die im Reichs -
rate vertretenen Königreiche und Länder anzuordnen , wie folgt:

8 >.

Die Gemeinden und ihre Organe sind ver¬
pflichtet, an der Durchführung der gesetzlichen Vor¬
schriften mitzuwirken, die sich auf die Kriegsmacht
oder die militärische Verteidigung der Monarchie
beziehen.

8 2-
Jeder öffentliche Beamte , der mit einem der

Kriegsmacht oder der militärischen Verteidigung der
Monarchie dienenden Geschäfte betraut ist, hat dieses
Geschäft solange fortzuführen , bis er hievon durch
die ihm Vorgesetzte staatliche Dienstbehörde oder durch
die dem Amte Vorgesetzte staatliche Behörde ent¬
hoben wird.

8 3.
Der öffentliche Beamte , der eine Amtspflicht

oder Dienstpflicht vorsätzlich verletzt, die ihm in bezug
auf die Kriegsmacht oder die militärische Verteidigung
der Monarchie obliegt, wird wegen Vergehens mit
strengem Arreste von einem Monate bis zu einem
Jahre bestraft.



2 82 der Beilagen zu den stenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauses . — XXII . Session 1917 .

Li' l 's . Wenn durch die Tat die militärischen Interessen, der Monarchie gefährdet wurden , ist auf strengenArrest von drei Monaten bis zu drei Jahren zuerkennen.

Die Vorschriften des allgenieinen Strafgesetzessind anzuwenden , wenn sie strenger sind.

8 4."
Öffentliche Beamte sind die im zweiten Absätze: - .. . e . : >xi des 8 1i) 1 des allgemeinen Strafgesetzes angeführten^ ^ t '. -- , Personen .- " i - - >< -

' Die Kaiserliche Verordnung rritr mit dem Tageder Kundmachung in Wirksamkeit.

Mit dem Vollzüge' . find die Minister ' desInnern , -der Justiz und für Landesverteidigungbeaustragt.

Bad Ischl, am 25. Juli 1914.. . . . . . »

- FrMZ Ivsrpk M.-P. -
Stürgkch ra. p. Georgi na. g.
Hochenburgrr m. x. HeinvlÄ m. p.Förster m. p, HuUÄrekm. x.Crnks m. p. Schuster m. p.Zenker m. p. Engel w. p.

Nlorntnskr m. p.
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Begründung.
/

Bor Ausbruch des Krieges war in unserer geltenden Gesetzgebung keinerlei ausreichende Handhabegeboten, um die Gemeindeorgane allenfalls zwangsweise zur Versetzung der Gemeindegeschäfte verhaltenzu können.
Das Bedürfnis nach einer solchen Handhabe war umso dringender , als die Mobilisierung auf dertatkräftigen Mitwirkung der Gemeinden aufgebaut ist und der Staat während des Krieges vor allemmit voller Zuversicht darauf bauen muß, daß alle öffentlichen Organe die ihnen in Bezug auf diemilitärische Rüstung des Staates vorgezeichnete Tätigkeit entwickeln und durch den dolosen Rücktritt oderdie dolose Zurücklegung des Amtes die Interessen der Reichsverteidigung nicht beeinträchtigen.Da jedoch die Gefahr nicht ausgeschlossen war , daß sich im Ernstfälle , insbesondere bei den

Gemeindevertretungen einzelner Teile des Reiches subversive Strömungen geltend machen und eine rasche,umsichtige und bereitwillige Besorgung der Mobilisierungsarbeiten in Frage stellen könnten, wurde inder aus diesem Grunde erlassenen Kaiserlichen Verordnung den Gemeinden und ihren Organen diePflicht auferlegt , an der Durchführung der gesetzlichen Vorschriften mitzuwirken, die sich auf die Kriegs¬macht oder die militärische Verteidigung der Monarchie beziehen. Eine weitere Bestimmung bezweckt, de»dolosen Rücktritt oder die dolose Zurücklegung des Amtes in gefahrdrohenden Zeiten durch einen öffent¬lichen Beamten überhaupt zu verhüten . Eine besondere Strafandrohung mit Arrest bis zu drei Jahrensoll insbesondere eine repressive Wirkung in der Richtung äußern , daß die Gemeindeangestellten sich derStrafbarkeit jeder Resistenz gegen die Anforderungen der Landesverteidigung bewußt werden.

1
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Regierungsvorlage.

Kaiserliche Verordnung
vom 9. Jänner 1917 , R. G. Bl . Nr. 18,

womit die

Übertragung von Befugnissen der politischen Verwaltung an den
Krmreoberkommandanten , beziehungsweise Höchflkommandierendrn

aufgehoben wird.

Auf Grund des8 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867,
R. G. Bl. Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt:

8 i-
Die Kaiserliche Beiordnungen vom 25 . Juli

1914 , R . G . Bl . Nr . 158 , vom 31 . Juli 1914,
R . G . Bl . Nr . 186 , und vom 23 . Mai 1915,
R . G . Bl . Nr . 133 , betreffend die Übertragung
von Befugnissen der politischen Verwaltung inner¬
halb des dem politischen Landeschef zustehenden
amtlicher, Wirkungskreises an den Armeeoberkomman¬
danten , beziehungsweise die Hochstkommandierenden,
werden aufgehoben.

8 2-

Diese Kaiserliche Verordnung tritt mit dem
Tage der Kundmachung in Wirksamkeit.

Mit dem Vollzüge ist Mein Minister des
Innern beauftragt.

Baden,  am 9. Jänner 1917.

Karl w.
Clam -Martinir m. i>.
Georgi in.
Hug 'arrk m. p.
Spitzmüller in.
Handel in. p.
Urban p.

Baernreittzrr in. p.
Forller in. p.
Trnlla in. ji.
Vobrzynski in. p.
Schenk in. p.
Hofer in.
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Erläuternde BeMrkunMu

Zur Wahrung militärischer Interessen ^mußten - dem, Armeeoberkommandanten (Höchsikomman-dierendenl irn Bereiche der Armee im Felde weitgehende Vecwaltnngsbesugnisse eingeräumt werden, umalle durch die militärischen Bedürfnisse gebotenen Maßnahmen rasch und ohne Behinderung durch Kom-petenzschwierigkeitentreffen Zit---können. NiLvHN-7- ^ 'Zu . diesem Zwecke wurden zu Beginn des Krieges"..mit Serbien durch die Kaiserliche Verordnungvom 23k- Juli 1914 , R. G. Bl . Nr . 153, - die Befugnisse der politischen Verwaltung in Dalmatien,aus Anlaß des Krieges mit Rußland7 'durch die Kaiserliche Verordnung vom 31 . Juli 1814,R. G. Bl . M . 186 , die Befugnisse der politischen Verwaltung in der 'Bukowina, Galizien und imAmtsbereiche der Polischen Behörden Bielitz, Freistadt, Friedek, Teschen, Miftek, Neu titsch ein, Mährisch-Ostrau, Mährisch-Weißkirchen, und bei Ausbruch des Krieges mit Italien durch die Kaiserliche Verord¬nung vom 23 . Mai 1915 , R. G. -Bl . dir. -133 , die Befugnisse der politischen Verwaltung in Tirol,Vorarlberg, Küstenland, Kärnten, Kram, Steiermcnk und Salzburg , an den Armeeoberkommandanten(Höchstkommandierenden) übertragen und wurde dieser ermächtigt, im Bereiche des den Politischen LandeschefsAnstehenden amtlichen Wirkungskreises Verordnungen zu erlassen, Befehle zu erteilen und die Beobachtungderselben gegenüber den hiezu Verpflichteten erzwingen zu lassen.
Die Übernahme d̂es Armeeoberkommandos durch Se . k. u. k. Apostolische Majestät hat unteranderem bewirkt, daß nunmehr die oberste Leitung der Kriegführung mit der Ausübung der Regierungs¬und Vollzugsgewalt in einer Hand vereinigt sind. Hiedurch ist die Notwendigkeit entfallen, den Trägernder militärischen Kommandogewalt Befugnisse der politischen Verwaltung zu übertragen. Ebenso wieSeine Majestät durch die militärischen Kommandos den Oberbefehl führt, wird auch die Regierungs¬gewalt in Österreich nach Artikel 2 des Staatsgrnndgesehes ^ über die Regierungsgewalt vom Kaiserdurch die verantwortliche österreichische Regierung ausgeübt.
Mit Rücksicht hierauf wurden die erwähnten Kaiserlichen Verordnungen durch die vorliegendeKaiserliche Verordnung auf derselben Rechtsgrundlage, auf der sie erlassen worden find, außer Kraft gesetzt.
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Regierungsvorlage.

^ ? /
Kaiserliche Verordnung /i

vom 23. Mai 1915, R. G. Bl. Nr. 133, ^
betreffend

dir Übertragung von Befugnissen der Politischen Verwaltung.

Auf Grund des 8 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867,
R. G. Bl. Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt:

DemHöch stkvmmandierenden der zu Kriegs-
vperationen gegen Italien bestimmten Teile der
bewaffneten Macht wird die Befugnis erteilt, in
der gefürsteten Grafschaft Tirol, dem Laude Vorarl¬
berg, den Herzogtümern Salzburg, Steiermark,
Kärnten und Krain, der gefürsteten Grafschaft Görz
und Gradiska, der Markgrafschaft Istrien sowie in
der reichsunmittelbaren Stadt Triest mit ihrem
Gebiete znr Wahrung der militärischen Interessen
im Bereiche der politischen Verwaltung, innerhalb
des dem politischen Landeschef zustehenden amtlichen
Wirkungskreises, Verordnungen zu erlassen, Befehle
zu erteilen und die Beobachtung derselben gegenüber
den hiezu Verpflichteten erzwingen zu lassen.

Der Höchstkommandiercnde hat, wenn er von
dieser Befugnis Gebrauch macht, die von ihm
getroffenen Anordnungen unverweilt dem politischen
Landesches mitzuteilcn.

Die politischen Landeschefs, die denselben unter¬
stehenden politischen und Polizeibehörden, sowie die
Gemeindevorsteher, sind verpflichtet, solche Verord¬
nungen und Befehle des Höchstkommandierendengenau
zu befolgen und zu vollziehen.

Tie Kaiserliche Verordnung tritt mit dem Tage
der Kundmachung in Wirksamkeit.

Mit dem Vollzüge ist das Gesamtministerium
beauftragt. ^

Wien, am 23. Mai 1915.

Franz Ivfephm. P.
Slnrgkh in. p. Grorgi w. x.
Hochenkurgrr m. p. Hrinvld m. x.
Förster m. p. Hustarek na. p.
Trnka m. p. Schuster m. x.
Zenker m. p. Engel na. p.

Worawski w. p. X
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Diese Kaiserliche Verordnung wurde mittlerweile durch die Kaiserliche Verordnung 2oru 9. Jänner 1917,
R . G . Bl . Nr . 18 , ausgehoben. . 7' ^:, . ' .
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Regierungsvorlage.

Kaiserliche Verordnung , ^
vom 31. Juli 1914, R. G. Bl. Nr. 186, '

betreffend

dir Übertragung von Befugnissen der politischen Verwaltung.

Auf Grund des tz 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867,,
R. G. Bl. Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt:

Dem Armeeoberkommandanten wird die Be¬
fugnis erteilt , in dem Königreiche Galizien und
Lodomerien samt dem Großherzogtnme Krakau, dem
Herzogtume Bukowina , dem Gebiete der Bezirks¬
hauptmannschaften Bielitz, Freistadt , Friedck und
Teschen und der Stadtgemeindcn Bielitz und Friede!
des Herzogtmnes Schlesien, sowie in dein Gebiete
der Bezirkshauptmannschaften Mistek, Neutitschein,
Mährisch-Ostrau und Mährisch-Weißkirchen der Mark¬
grafschaft Mähren zur Wahrung der militärischen
Interessen im Bereiche der politischen Verwaltung,
innerhalb des dem politischen Landcschef zustehenden
amtlichen Wirkungskreises, Verordnungen zu erlassen,
Befehle zu erteilen und die Beobachtung derselben
gegenüber den hiezu Verpflichteten erzwingen zu lassen.

Der Armeeoberkommandant hat , wenn er von
dieser Befugnis Gebrauch macht, die von ihm getrof¬
fenen Anordnungen unverweilt dem politischen Landes¬
chef mitzuteilen.

Die politischen Landeschefs, die denselben unter¬
stehenden politischen und Polizeibehörden , sowie die
Gemeindevorstände, sind verpflichtet, solche Verord¬
nungen und Befehle des Armecoberkommandanten
genau zu befolgen und zu vollziehen.

Die kaiserliche Verordnung tritt mit dem Tage
der Kundmachung in Wirksamkeit.

Mit dem Vollzüge ist das Gesamtministerium
beauftragt.

Wien , am 81 . Juli 1914.

Franz Joseph m. p.
Stürgkh io . p . Grorgi in . x.
Hochenburgrr m. p . Hrinold in . p.
Förster in . p . Hustarek m . p.
Trnka in . p ." Schuster in . p.
Zenker w . x . Engel in . p.

Morswski in . x.
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Diese Kaiserliche Verordnung wurde mittlerweile durch die' Kaiserliche Verordnung vom 9. Jänner1917 , R . G . Bl . Nr . 18 , ansgehoben. '
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Regierungsvorlage.

Kaiserliche Verordnung
vom 25. Juli 1914, R. G. Bl. Nr. 153,

i

betreffend

die Übertragung von Befugnissen der politischen Verwaltung an
den Höchstkommandierenden der Sirritkrafie in Bosnien , Herrego-

vina und Dalmatien.

Auf Grund des tz 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21 . Dezember 1867,
R . G . Bl . Nr . 141 , finde Ich anzuordnen , wie folgt:

Dem Höchstkommandierenden der Streitkräfte in
Bosnien , Hercegovina und Dalmatien wird die Be¬
fugnis erteilt , im Königreiche Dalmatien zur Wahrung
der militärischen Interessen im Bereiche der politischen
Verwaltung , innerhalb des dem politischen Landes¬
chef zustehenden amtlichen Wirkungskreises, Verord¬
nungen zu erlassen. Befehle zu erteilen und die
Beobachtung derselben gegenüber den hierzu Ver¬
pflichteten erzwingen zu lassen.

Der Höchstkommandierende hat , wenn er von
dieser Befugnis Gebrauch macht, die von ihm ge¬
troffenen Anordnungen unverweilt dem Politischen
Landeschef mitzuteilen.

Der Politische Landeschef, die demselben unter¬
stehenden politischen und Polizeibehörden , sowie die
Genieindevorstände sind verpflichtet, solche Verord¬
nungen und Befehle des Höchstkommandierenden
genau zu befolgen und zu vollziehen.

Die Kaiserliche Verordnung tritt mit dem Tage
der Kundmachung in Wirksamkeit.

Mit dem Vollzüge ist das Gesamtministerium
beauftragt.

Bad Ischl , am 2b . Juli 1914.

Franz Josephm x.
Stürgkh in. p. Georgi in. p.
Hochrnlmrger in. i». Heinold in. p.
Förster in. p. Hustsrek in. p.
Trnka in. i>. Schuster in. p.
Zenker in. p. Engel in. p.

Morswski ui. i».



28 der Beilagen zu den stenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauses . — XXH . Session 1917.

Erläutrrndr Vrmrrkung.

Diese Kaiserliche Verordnung wurde mittlerweile durch die Kaiserliche Verordnung vom S. Jänner
1917 , R . G . Bl . Nr . 18 , ausgehoben:
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